
Zeitschrift für 

STRAFVOLLZUG 
Herausgegeben von der Gesellschaft für PortbIldung der StrafvoUzuglbedJenscecen e. V, 

IN HA L T S VER ZEI CH N IS 

Rltd. 1 

Krebs 

BrolJl~ 

Neue Aspekte in der Anstaltsbehandlung 
jugendlicher Recbtsbrecher 

Enveilerles Jugendhillerecht 

Die straffälligen Jugendlichen 

Zu , ehr. J. Klumker. Die Slraffälligen }ugendHchen 

ErziehungsvollzlIg in den iederlaoden 

Gruppenarbeil io der lugendstrafn nstalt Zutphen 

Zum Stand der StrafvoUzugsreform Vl 
(Grundsätze der Slrafvollzug kommis iOD zu den Themen: 

1 9 

205 

209 

22.2 

232 

235 

Innerer Aufbau der Vollzugsanstalten. Unrnjttelbarer Zwang) 243 

BUC HB ESPR BC HUNC RN 

KTtb Christiao lasper Klumker. Schriften zur Iugendhilfe und für· 
sorge. Au gewählt u . e ingeleitet von Oe. Cerd Neises 248 

Kuh. TugendkriminaUtiit. SIJafjustiz und Sozialpädagogik. Hrsg. von 
Berthold Simonsohn 249 

FDR PRAXIS UND WISSENSCHAFT 



eue Aspekte in der Anstaltsbehandlung 
jugendlicher Rechtsbrecher 

von lax Bu ct 

Durch die Denk chrift der Arbeiten oh1fahrt 1:ur Refonn des Jugendw \'1-
fahrtsrechts, des Jugendgerid\lsgeset2es und der Vormund chaItsgerichte . .;lje 
den Titel" Vorschläge für ein erweitertes Jugendhilleredü" trägt, ind die Maß­
nahmen für verwahrloste und traffäUige Jugendliche erneut ins Gesprä h 
gekommen. Die Denkschrift gibt uns einen Anlaß. das Jugendgeric:htsgesett 
von 1953 kriti cll zu prüfen und rue Moglic:hkeiten des Gesetzes mit den Plä­
nen der Denk chrifl zu vergleid,en. Außerdem könnten über das Jugendge­
richtsgesetz und die Denksdlrift hinausgehende Vorschläge unterbreitet wer­
den. 
Eine ntersuchung der An taltsbehandlung verwahrJo ter und traffälliget 
Jugendlidler kann unter verschiedenen Aspekten durdlgeführt , .. erden. Es I I 
möglich , das aufgeworfene Problem juristisch, soziologisch. psychologisch 
oder sozialpädagogi ch zu betrachten. Die folgenden Ausführungen soll n 
eine Untersuchung vom Standpunkt der Praxis da Jugend trafamialt und 
wissensdlaftlidl unter sozialpädagogischen Aspekten versudlen. F. kann sich 
nur um den Beitrag aus einem bestimmten Gesichtswinkel. nidlt aber um 
eine umfassende Klärung aller auftauchenden Fragen handeln. Es wäre wüu-
chenswert. wenn auf diesem W ge eine Diskussion in Gang käme. 

Das Jugendgerimlsgesetz von 1953 kennt eine Reihe von Möglichkeiten, ju­
gendliche Redltsbrecher " tationär" zu behandeln. Zunä h t kann der Jugend­
richter Erziehungsmaßregeln anordnen. zu denen auch ru pürsorge.erziehung 
( 9 IGGl geMrt. Nach § 64 JWG ordnet da Vormundsdlaftsgericht für ein n 
Minderjährigen. der da 20. Lebensjahr nodl nidlt vollendet hat. Für or eer­
ziehung an. wenn sie erforderlidl ist. weil der Minderjährige zu verwalulosen 
droht oder ve-rwahrlost ist. Die Anordnung v n Pürsorgeerziehung nach dfrm 
)ugendgerichtsgesetz. die aus Anlaß einer Straftat eines Jugendlichen erfolgt. 
i t nidlt als Strafe gedacht <Richtlinien zu § 9 JGG, Nr. 1) . Vielmehr soUen 
durdl die Straftat erkennbar gewordene Erziehung mängel durm eJ"'Deherl" 
sdle Einwirkung beseitigt werden. Die Vorau setzungen, die Ausübung und 
Au.führung owie die Beendigung d T Fürsorgeerziehung richten sich na 1 

den Vorschriften des Jugendwohlfahrtsg etzes (§ 12 IGG>. 
Im Rahmen der Zuchtmiltel. rue aus Anlaß einer Jugendstraltat ange rd '1 
WeIden. besieht die Möglichkeit der kurzzeitigen Anstaltsbehandlung durch 
den Jugendarrest (§ 15 JGG>. Der Jugendarr t kann als Freizeitarrest (eiD 
Freizeit bis höch ten vier Freizeiten). als Kurzarrest (bis zu 6 Tagen) und Is 
Dauerarrest (l Womehis 4 Wochen) verhängt werden (§ ]9 IGG) . 
Die tiefgreifendste und intensivste Einwirkung auf den jugendlichen Redlt -
bredler stellt die Jugendstrafe dar. Sie wird als Freiheitsentzug in einer Jug nd­
straIon talt durchgeführt (§ ] 7 JGGL Das Mindestmaß beträgt 6 Mooat • da~ 
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Höohstmaß ist mit 10 Jahren festgesetzt. Außerdem besteht die Möglichkeit 
der Jugendstrafe von unbestimmter Dauer. bei der das Höchstmaß 4 Jahre b~ 
uügl (§ 19 JGG) . 

Zu diesen Möglichkeiten einer Anstaltsbehondlung seien hier einige sozial­
pädagogische Aspel.'te genannt. 

Die Jugendridlter madlen von der Fürsorgeerziehung als Erziehungsmaßregel 
nach dem JGG verhältnismäßjg selten Gebrauch. Genaue Zahlen lassen sich 
sdlon deshalb nicht angeben. weil der Jugendricllter das Verfahren aum an 
den Vormundsdlaftsridlter abgeben kalm, der sodann FÜTsorgeerziehung an­
ordnet, wenn wes angebramt erscheint. Es müßte also geprüft werden, wie 
häufig bei der Anordnung von Fürsorgeerziehung das vorrnundsmaftsrimter­
liche Verfahren durm ein Strafverfahren ausgelöst wurde. Auch hier wird im 
Verhältnis zurGesamtzahl der Einweisungen inFürsorgeerziehung der Prozent­
salz gering sein . Von seiten der Er.dehungsheirne wird häufig geäußert. daß 
man über die • krilllirlellen· Fälle nimt glückJim sei. Sicherlidl handelt es sim 
häufig bei den traffällig gewordeneo jugendlimen um besonders smwierige 
Erzjehungsfälle, die auch im Heim besondere Probleme stellen . Wirksam ist 
hier außerdem das Vorurteil. daß zwisillen verwahrlosten und kriminellen 
Jugendlidlen ein grundslil2limer Untersdlied bestehe. Diese These läßt sidl 
aber wissensmoftlidJ nidlt halten. Die Verwahrlosung mag verschiedene 
Grtlde haben. sie mag sim audl in verschiedenen Symptomen äußem, die 
el tweder als Tatbestände krimirlalisiert sind oder nidlt: es handelt sid, jedOdl 
bei einem Vergleim zwiscllen den in Pürsorgeerziehungsheimen und den in 
Jugendstrafanslalten untergebrachten Jugendlimen lediglidl um quantitative. 
nimt um grundlegend qualitative Untersdliede. Die Bewältigung der sicher­
lich großen Variationsbreite von Verwahrlosungsersdleinungen und dissozia­
len Verhaltensweisen muß in der Heimerziehung ausschließlidl durm di~ 
Differenzierung der Einrichtungen und Heime realisiert werden. Dies ist aum 
im Jugendwohlfahrtsgesetz vorgesehen. das in § 72 die erforderlidle Differen­
zierung nach der zu leistenden Erziehungsaufgahe postuliert, Es ersmeirlt 
jedenfalls unangebramt und unzulässig, aus der mangelnden Differenzierung 
der Heimerziehung den Schluß zu ziehen. daß man bei dieser Situation einen 
jugendlichen Rechtsbremer in eine lugendstrafanstalt sdlick.en müßte. weil 
die Heimerziehung das Problem nicht bewältigen könne. 

ln der Praxis spielen diese Fragen allerdings nicht die Rolle. die man vermuten 
könnte. Da das Jugendstrafredlt zwar nimt als Tatstrafrecht, sondern als Täter­
strafrecht betrachtet, jedoch als SdlUldstrafred1t behandelt wird, fällt die Enl ­
smeidung bei der Alternative pürsorgeerz.iehung oder Jugendstrafe im allge­
meinen unter delll Gesidltspunkt der .Sd1were der Schuld ". Das Primat deT 
Erziehung ist im Jugendgeridltsgesetz von 1953 keineswegs gesidlert. wie dies 
hier und da behauptet wird. 

Der Jugendarrest kann hier auch nur mit einigen sozialpädagogischen Aspek­
ten berührt werden. Er stellt eine kurzzeitige Preiheitsentziehung dar. die VOll 
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vornherein unter sozialpädagogisdten Gesientspunkten als eine ausge;.1>Io­
enene Verlegenheitslösung anzusehen ist. Einerseits mußte man zu der Ein­
sicht gelangen, daß Jugendstrafe. also länger dauernde pädagogische Einwir­
kung, erst von einer Dauer von 6 Monaten an als sinnvoll bezeichn t werden 
kann. andererseits aber wußte man nidll, welche Maßnahmen man in .Ieidl­
teren Fällen' durenführert sollte. Da die Zahl der Bagatelltaten Jugendlicher 
sehr hoch ist und in einer Vielzahl von Fällen nach dem quantitativen Zu­
messungsprinzip des Schuldstrafrechts eine heiheitsentziehende Maßnahme 
unter 6 Monaten angebracht erscheint, kommt dem Jugendarre t sd)on rein 
zahlenmäßig eine dominierende Bedeutung zu. Man kann davon ausgehen, 
daß etwa die Hälfte aUer JugendJidlen, die vor dem Jugendrichter ersdlei nen. 
mit Jugendarrest belegt wjrd. Ober diesen kurzfristigen Freiheitsentzug ist viel­
fach diskutiert worden. Die ganze Problematik kann h-ier nidlt aufgerollt wer­
den. Wie ich der Gesetzgeber die pädagogische Einwirkung vorstellt. ergibt 
sidl aus der. Verordnung über den Vollzug des JugendarrestL'S vom 12. Au­
gu t ]966". Im § 8 mit der Dberschrift .BehandJung· heißt es: .Der Jugend­
liche ist mit wohlwollender Strenge zu behandeln. Besonders die erste dienst· 
Iiche Berührung des Vollzugsbediensteten mit den Jugendlichen soll sadllid, 
und emst sein." Weiter heißt es: .An den JugendHchen sind während des 
Vollzuges dieselben Anforderungen.zu stellen, die bei wirksamer Erziehung in 
der Freiheit an ihn gestellt werden müssen. Br ist zu Sauberkeit und Ordnung 
sowie zu einem anständigen Benehmen anzuhalten.· Ober die Erziehungs­
methoden kann man der Verordnung entnehmen, daß die .Aussprache des 
Vollzugsleiters mit dem JugendJichen' im Mittelpunkt steht (§ 10,2). Diese 
Aussprache wird ,regelmäßig unter vier Augen vorgenommen". Ziel dieser 
Aus prache ist es, daß sich der Jugendliche .auf sim selbst" besinnen Imon. 
Die PrllXis des Jugendarrestes ist im allgemeinen nimt viel bes er als die Ver­
ordnung selbst. Inwieweit eine solme verbale Erziehung überhaupt wirks/lm 
ist, inwieweit der Freiheitsentzug für kurze Zeit als solelter konstruktiv wirkt. 
ist zumindest nodl nicht erforschL Häufig wird von der SdlOckwirkWlg oder 
VOlt einer .aufrüttelnden Wirkung" gesprochen. Aum hier steht keineswegs 
fest, inwieweit es sich um ein Wunsmdenken der Erfinder oder um wissen­
schaft)jdl begründete Erfahrungen handelt. Als gesidlert kann angesehen wer· 
den, daß es einen kleinen Personenkreis unter den zU Jugendanest Verurteil­
ten gibt. der durch dieses. ZUdltrnittel " beeindruckt wird. Statistisme Unter­
suchungen in der Jugendstrafanstalt Wiesbaden haben ergeben. daß von den 
in der Anstalt untergebramten Verurteilten zwischen 45 und 60 % vor ihrer 
Verurteilung zu Jugendstrafe Jugendarrest verbüßt haben. Die Zahl derer. uie 
mehrmals (bis zu 8 x) zu Jugendarrest verurteilt wurden, ist dabei sehr hoch. 
Auch aus diesen Zahlen lassen sim nimt unmittelbar Schlüsse ziehen. Wenn 
man den Jugendarrest mit seinen smädlidlen Nebenwirkungen wissen­
schaftlim unter soziologismen und psymologismen Aspelcten erforschen 
würde, wäre das Ergebnis sicherlich sehr negativ. Diese Behauptung kann man 
wagen, weil Einzeluntersuchungen in dieser Hinsicht bereits angestellt w\.Ir-
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den. Die Verteidiger des Jugendarrestes kommen im übrigen übet die genann­
ten allgemeinen Erörterungen rodlt hinaus. Dies ergibt sim auch aus den 
einsdtlägjgen Kommentaren. 

Sidlerlich ist eine Kritik am Jugendarrest recht einfach. während es sehr viel 
smwieriger ist. konstruktive Altemativvorschläge zu mamen. Es wäre aber 
fatal. wenn aus der Not eine Tugend gemacht würde und Pachleute nlm! 
offen bekennen würden. daß es sim um eine VerlegenheitsJösung handelt. 
die deshalb akzeptiert werden muß. weil unsere Gesellsdlaft nimt tragfähig 
genug ist. andere Al1ivitäten zur Behandlung sdl\vieriger Jugendlimer bereit­
zustellen. 

Die Jugendstrafe. die eine länger dauernde Einwirkung unter Freiheitsent­
ziehung darstellen soU. empfängt ihren Wert uus drei Faktoren. nämlim aus 
der baulimen. der personellen und der piidagogismen Situation der Jugend­
strafanstalten. Nimt die Vorschriften de § 91 lGG bestimmen die Realität 
des Vollzuges. sondern die genannten Faktoren. In baulimer Hinsicht ist die 
Siluation bekannllim nom weithin völlig unzulänglidl. Selbst neuerbaute 
fUH~ndstrafanstalten stellen lediglich eine Variante zum alten Prinzip der 
Strafa nstalt dar. Sie sind nicht der baulldle Ausdruck einer neuen Konzep­
tion . In personeller Hinsidlt sind ebenfalls die Verhältnisse in den Jugend­
strafanstalten völlig unzulänglich. Es sollen die Anstrengungen. die nam 1945 
in der ßundesrepublik gemadtt worden sind, keineswegs verkannt werden, 
dod) enlspredten alle Bemühungen aud) nidlt annähemcl der Differenziert­
heit der wissensdlafllidlen Erkenntnisse der Gegenwart. Ober die unmittelbar 
praklisdlen Faktoren hinaus ist selbstverständlim zu prüfen. ob die in den 
Anstalten beuiehene Pädagogik bezüglich ihrer Zielsetzung und ihrer Metho­
den den gesellsmaftlirnen Gegebenheiten und den psydlologisrnen Erkennt­
nissen der Gegenwart entspricht. In einer pluralistischen Ge ellsmaft. die 
elhisdl weitgehend venmsirnert ist. kann selbstverständlich audl ein Jugend­
strafvollzug nu r sehr vorsidltig und bescheiden eine Konzeption entwickeln. 

In der Pra.\:is ergibt sim. daß die reine Aufenthaltsdauer in den lugendstraf­
anstalten der Bundesrepublik nadl Abzug der Untersurnungshaft und des zur 
Bewährung ausgesetzten Teils der Strafe etwa 11 Monate bis I lahr 6 Monate 
beträgt. mer wäre die Frage zu stellen, wie sich ein Preiheitsentzug von die­
ser Dauer auswirkt. Diese Frage läßt sich elbstversländlidl nimt abstrakt b~ 
antworten. Sie wird von den oben gesmilderten realen Gegebenheiten in den 
Jugendstrafanstalten abhängen . lnunerhin wird sich aber fesjstel1en lassen. 
daß es eine Mindestzeit gibt. die für eine erzieherisrne Einwirkung erforder­
lich ist. und daß aurn eine Erschöpfung in den Behandlungsmöglichkeiten 
eintritt. wenn der Freiheitsentzug über einen sehr langen Zeitraum andauert. 
Nach weldlem Zeitraum die Möglichkeiten des Jugendstrafvollzugs ersdlöpft 
sind. hängt u. a. davon ab. inwieweit der Vollzug aufgelockert oder weitge­
hend in freien Ponnen durchgeführt werden kann (§ 91,3 fGG). Selbstv€'.T­
"ländlidl spielen hier aum psychologische Gegebenheiten des ein7.elnen Ju-
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gendlichen eine erhebliche RoHe. Allgemein hat sich bei dem heute prakti­
zierten Jugenclstrafvollzug aber ergeben, daß sich eine über 3 Jahre hinaus 
andauernde FreiheilSentziehung in mehr oder minder geschlossener Porm 
nimt mehr konstruktiv bewährt. 

Hier ist nOdl festzustellen, daß die Jugendstrafe von unbestinunter Dauer 
eine flexible und daher sehr günstige Ausgangsposition für eine Behandlung 
junger Straftäter bietet. Leider muß festgestdlt werden. daß diese Fonn der 
Jugendstrafe nur sehr zögernd angewandt wird. Teilweise wird die Jugend-
trafe von unbestimmter Dauer als Strafverschärlung bei erneuter Straffällig­

keit nach Verbüßung einer Jugendstrafe betrachtet. Teilweise wird diese Form 
der Jugendstrafe aud) allgemein bei sdlwereren Straftaten angewandt. Wiirde 
man die Bestimmung des § 19,1 JGG konsequent ernst nehmen, so müßte 
die Jugendstrafe von unbestimmter Dauer fast in ullen Fällen, in denen ein 
Freiheitsentzug überhaupt erforderlich ist, angewandt werden. Dort heißt es, 
daß Jugendstrafe dann zu verhängen ist. wenn .sid\ nidlt vorau ehen läßt, 
weldle Zeit erforderlich ist, um den Jugendlichen durch den Strafvollmg zu 
einem redllschaffeuen Lebenswandel zu erziehen'. Offenbar stehen hier Ilber 
rechtsdogrnatische Erwägungen der pädagogischen Argumentation des Jugend­
rid1ters im Wege. Es muß ullerding anerkannt werden, daß viele Jugendrich. 
ter heute die Jugendstrafe von unbestimmter Dauer deshalb nid1t anwenden, 
weil sie der Auffassung sind. daß die Jugendstmfanstalten pädagogisdl so 
wenig wirksam werden, daß eine qualifizierte Entscheidung über den Erzle­
hungserfolg überhaupt nod1 nicht erwartet werden kann. Es muß leider zuge­
geben werden. daß für das Fehlen des Erziehungserfolgs nach Ablauf der Min­
dcststrafe nicht etwa nur der gegen Erziehungsvt!/'Suche resis tente JugendIJ e 
vel'sntwonüch ist. Vielmehr sehen die wenigen Erzieher in den lugendstrafan­
stalten oft recht deutlid1, welche Hilfen ein junger Rechtsbrecher benötigen 
würde. ohne in der Lage zu sein, die erIorderlidle Zeit und Kraft für den ein­
zeln!:!n zur Verfügung zu stellen. 

Ober die Möglichkeiten des Jugendgeridl gesetzes von 1953 konnte nm ein 
kurzer Oberblick gegeben werden. wobei heben der Darstellung der gesetz­
lichen Grundlagen Iediglid1 einige kritische Bemerkungen unter pädagogi­
schen Aspekten gemacht wurden. Nunmehr wiire zu prüfen, in welcher Weise 
die Denkschrift der Arbeiterwohlfahrt zur Reform des lugendwohlfahrt rechts. 
des Jugendgeridltsgesetzes und der Vonnundschaftsgerid1te die Frage rier 
.stationäreo· Behandlung aufgreift. Dadurdl kann vermieden werden, 1.10-
mittelbar einen Alternativentwurf zum Jugendgerichrsgesetz vorzulegen oder 
eigene Vorschläge zur Anderung einzelner Bestimmungen vorzutragen. Die 
Denksduift der Arbeiterwohlfahrt ist aud1 bereits allgemein in das Blickfdd 
der Pachleute getreten, so daß sie zumindest in ihrer Grundtendenz als be­
k8Jmt vorausgesetzt werden kann. Die folgenden Ausführungen beschränken 
sich auf die Formen der • stationären • BehandlWlg gefährdeter und straffällIger 
Jugendlicber, die in der Denkschrift empfohlen werden. 
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Die Verfasser der Denkschrift legen Wert. darauf. daß erkannt wird. daß ihr 
Entv,rtl[f den Charakter der Vorläufigkeit hat und noch gründlidter durch­
dacht und ergänzt werden muß (5. 97). Wenn im folgenden die einzelnen 
Vorschläge dargestellt und kritisch geprillt werden. geschjeht dies stets in dem 
Bewußtsein. daß die Verfasser der DenksduiIt selbst ebenfalls noch Verbesse­
nmgen bringen werden und daher audl Jede kritisd1e Fragestellung vorläufig 
bleiben muß. 
Schon im einleitenden Kapitel .Grundgedanken des ReformvOTsduages" ~rird 
darauf hingewiesen, daß .die historisch enlswndene und überholte Unter­
sdleidung· des Jugendrechts zwischen .Jugendverwahrlosung· und .Jugend­
kriminalität" überwunden werden soll (5. 5). Bei 14 - 16-jährigen Jugend­
lid,en sollen lediglidl notwendige Erziehungsmaßnahmen angeordnet werden 
(5. 7>. Jugendstrafe ist für diese Altersgruppe nidlt mehr vorgesehen. Bei 
16 - 2I-jährigen Minderjährigen soll die bisherige Jugendstrafe durd, einen 
neuen. anders gestalteten .Erziehungsvollzug" erseizt werden (5. 7). Nur bei 
Pällen .smwerster Kritnjnalität" ist weiterhin eine Freiheitsstrafe vorgesehen. 
Die Verfasser sind im Hinblick auf die Durdlsetzung ihrer Vorschläge jedoch 
von vornherein sehr skeptisch. so daß sie feststellen. daß zunächst mit dem 
Vorsmlag mehr eine Zusammenfassung von JWG und JGG als eine grund­
sätzlidle Reform geplant ist. Später soll ein erhebHdl erweitertes neues Jugend­
hilfegesetz gesdlaffen werden (S. 22). Man könnte sim hier bereits fragen. 
ob es njcht besser wäre, gleim einen weitergehenden und von taktisdlen Er­
wägungen unabhängigen Entwurf vorzulegen. zumal man selbst davon über­
zeugt ist. daß auch der Kompromiß wenig Freunde findet und die fixierten 
Vorurteile und Traditionen kaum überwinden kann. Daß der vorliegende 
Kompromiß nidlt etwa nur auf taktisdle Erwägungen. sondern auch auf eine 
gnmdsätzlidle Unsidlerheit und Unentschiedenheit der Verfasser zurückzu­
führen ist. ergibt sim aus den Vorbemerkungen zum jugendridlterlidlen Ver­
fahren (S. 42>. Hier wird deutUm. daß offenbar auch wissensdlaftlich gut in­
formierten Facllieuten die Lösung vom klassischen Schuldstrafrecht sehr schwer 
fäll t ImJller wieder taudlen typis<.he Argumente aus dem Erwachsenenredlt 
auf. wobei offenbar. wie bei vielen Stra(redluern. die Furdlt besteht. die 
Red1tssidlerheit ~önne durch den Obergang vom Strafredlt zu einem Maß­
nahmeruedlt leiden. Die.ses strafredltlich zentrierte Denken. das verkennt. daß 
aum außerhalb des Strafrechts. z. B. im Vormundschaftsrecht. eine in ihrem 
Wert gleich hod, zu beurteilende Rechtssidlerheit besteht. dürfte Haupthin­
dernis aud) rur das Ziehen von Konsequenzen aus den Erkenntnissen der 
Soziologie. der Psydtologie und der Sozialpädagogik sein. 

Betrachten wir nunmehr aber die Formen der tationären Behandlung. die in 
der Denkschrift aufgezählt sind. Untersuchungshaft soll nur bei Jugendlid,en 
aber 16 Jahren angeordnet werden (5.48). Erziehungsmaßnahmen bei GefahJ 
im Verzuge (entsprechend § 67 JWG und § 71 IGG) und die Unterbringung 
zur Beobachtung ( 66 JWG und § 73 IGGl bleiben mit kleinen Veränderun­
gen erhalten. 
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Wer glaubt, die Denkschrift habe sich von der sehr fragwürdigen Maßnahme 
des Jugendarrestes völlig gelöst wld versud\t, andere Erziehungsmaßnahmt'tl 
und Zuchtmittel zu finden. die in Bagatellfällen angewandt werden können, 
sieht sidl enttäuscht. An SteIle des Jugendarrestes taucht jetzt eine .Kurzmaß­
nahme- auf (S. 56), die sowohl psychologisch als aurn pädagogisdl sehr 
SdlWarn begründet ist. Es wird auf die .Kurzschulen" von Kurt Hahn hinge­
wiesen. Die Kurzmaßnahme soll den Charakter eines .1Jbungskurses" haben. 
bei dem .eine harte Ilnd sportliche Arbeitsleistung mit gemeinsdlaflserziehen­
dem Charakter" im Vordergrund stehen soll (5. 85), Die Kurzmaßnahme soll 
durch das Jugendamt ausgeführt werden (5. 57). Folgende Formen der Kurz­
maßnahme sind vorgesehen : 

J. Kurzmaßnahme von einem Wochenende (ErsalZ (ür den jetzigen Freizeit­
Rrrestl. wobei höchstens) - 2 Wod,enenden vorgesehen sind. 

2. Kurzmaßnahme von 3 Wochen. Dabei soll eine Anordnung nur möglich 
ein, wenn Ve.rstöße gegen Strafbestimmungen als Anlaß vorUegen. Trotz 

der Durduührung durdl das Jugendamt wird auch hier wieder die enge 
Bindung an das Strafrecht deutlich . Als pädagogisdler Zweck wird u. a. 
genannt, daß den Jugendlirnen _eindringlich zum Bewußtseill zu bri'ngen 
sei, daß sie die GeselZe der Gemeinsdlaft und die Rechte anderer zu ba­
sdlten haben ' . 

3. KurzDlaßnahme von 6 Monaten. Hier ist ebenfalls Voraus etzung. daß 
Verstöße gegen Strafbestimmungen vorüegen. Eine .kur.ze in tensive Er­
ziehungseinwirkung " ist das Ziel dieser Einridltung. Sie oll eintreten, 
wenn eine KurzmaBnahllle von 3 Wodlen nicht ausreicht und eine li.in­
gere Erziehungsmaßnahme in einem nicht zu vertretenden Mißverhältnis 
zu der Verfehlung stehL Die Behandlung soll in einer geschlossenen 
Gruppe von Minderjährigen sta ttCinden. die gleimzeitig aufgenommen und 
gleichzeitig entlassen werden (S. 58). 

Man darf bei der kritischen Betrachtung dieser KUrlmaßnahmen Ilicht davon 
ausgehen, daß sie einfach in der gleidlen Form wie der jetzige Jugendarrest 
durdlgeführt werden. Die Verfasser wollen eint: andere Gestaltung dieser Er­
ziehuogsmaßnahme. Auf Grund entspremender Erfahrungen mit der prak­
ti chen Durdtführung des Jugeodgeridltsgesetzes von 1953 (z. B. des § 91.4 
lGGl ist zu befürchten, daß bei einer möglidlen Einführung soldler Kurzmaß­
nahmen die erforderlid,en Einrichtungen und das dringend notwendige Per­
sonal nicht zur Verfügung stehen. Da die Verfasser aber davon ausgehen dÜf­
fen, daß im Falle der Anerkennung ihrer Vorschläge auch die entsprechenden 
Kon equenzen gezogen we.rden. können derartige Befürchtungen nicht un­
mittelbar zu.r Kritik an der Kurzmaßnabme verwendet werden. Aber auch bei 
der Erfü!lWlg der Voraussetzungen, die von den Verfassern als notwendig be­
zeidlOet werden, bleiben sehr viele psychologisrne und pädagogisdle Pragen 
offen, deren Beantwortung die Reformer der Offentlidlkeit nicht schuldig 
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hleiben dürfen, wenn man ihre Vorsdlliige akzeptieren soll. Ober die psymo­
logismen Voraussetzungen wird lediglich gesagt. daß bei dem für die Kurz­
maßnahmen vorgesehenen Personenkreis • keine tjefverwurzelte FehJentwick· 
lung· vorliegt (S. 81). 

An die Stelle der Jugendstrafe tritt die. Unterbringung in einem Werkhof' . 
Diese Bezeichnung einer Ans1Hltsbehandlung. die aus der DDR übernommen 
sein dürfte. wird als vorläufig bezeichnet. Die Verfasser legen sich keineswegs 
fest und merken an, daß sie eine treffendere Bezeichnung gerne vorziehen 
würden. Der Charakter dieser Maßnahme soll . zwisdlen dem einer reinen 
Erziehungsmaßnahme und dem einer Jugendstrafe im kriminalremtlichen 
Sinne' zu sudlen sein. Als wescntlidl neo ist zu bezeidmcn. daß diese Maß­
nahme stets von unbestimmter Dauer sein 6öll. Die Mindestdauer beträgt 
1 Jahr. die Hödlstdauer 5 Jahre. Gegenüber der 1 eutigen Jugendstrafe. bei der 
die Wahl zwisd~en bestimmter und unbestimmter Dauer besteht. handelt es 
sich also um einen Portsmritt. Die Jugendstraie von unbestimmter Dauer wird 
von den Jugendrichtern . wie bereits dalgelegt. heute nom sehr zögernd ange­
wandl Etwa 16 - 23 % der Jugendstrafen werden mit unbestimmter Dauer 
ausgespromen. Der Entwurf zieht die pädagogisch rimtige Konsequenz. daß 
eine gerimtlim angeordnete stationäre Erziehung von bestimmter Dauer nicht 
den Erkenntnis en der pädagogismen Wissensmaft entsprimt und dem Wesen 
eines Erziehungsprozesses zuwiderläuft. Weiterhin fordern die Verfasser, daß 
Unterbringung in einem Werkhof nidlt in alten Zumthaus- oder Gefängnis­
bauten durmgeführt werden darf. Therapeutism-pädagogisme Möglidlkeilen 
sind zu smaffen. Die Durd1führung soll auß()l'halh des Bereimes der Justiz 
erfolgen. Die MaßnaJmle wiro lediglich in die Erziehungskartei eingetragen. 
Eine stärkere Loslösung von dex Tat wird für notwendig und möglim gehaJ­
ten (S. 631. 
Wie die Behandlung in der Einrichtung. WerkhoC" praktism aussehen soll. 
ergibt sid\ au der Denksduift nur in AndeutungeIl. Zunädlst wird davon 
Ilusgegangen, daß der Werkhof eine von den übrigen Erziehungsheimen ge­
trennte Einrimtung darstellt. Hier wird der alte Untersmied zwismen Fürsorge­
erziehung und Jugendstrafe wieder aufgefrismt. Die Verfasser erwähnen das 
Vorurteil. das gegen die gemeinsam Unterbringung von jungen Mensrnen, 
die Straftaten begangen haben. mit sokhen. die lediglidl auf Gnmd anderer 
ErziehungsJlotsliinde in Heimerziehung aufgenommen werden müssen. weit­
hin besteht. Auch wird auf die versdliedenartige Trägerschaft der Heime. in 
denen Erziehungshilfe gewährt wird. und auf die Tatsame hingewiesen. daß 
der Vollzug des Werkhofs oft über das 21. Lebensjahr hinaus andauert und die 
bestehenden Heime dieser Situation nimt ge .... Clmsen sind. Wenn lTlall nun 
vermutet. daß die Konsequenz der Verfasser wäre, die versmiedenartigen 
Träger von Brziehungsbeimen durch entsprechende Auflagen zu binden oder 
durch Differenzierung der Heime eine Aufnahme über das 21. Lebensjahr 
hinaus zu ermöglichen. wird man enttäusLllt. Vielmehr zeigt sim hier wie an 
vielen anderen Stellen wieder deutlidl. daß man sidl vom Strafgedanken 
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nicht lösen kann: . Als Einrichtungen des Staates im Rahmen der Strafgewalt 
sollten die .Werkhöfe' üun auch selbst unterstehen· <5. 87). Allerdings wird 
eine Unterstellung unter die obersten Jugendhehörden dabei vorausgesetzt. 
Die neuen Einrichtungen sollen höchstens 150 junge Menschen aufnehmen. 
Alte und ungeeignete Baulichkeiten sollen nidlt verwendet werden. Sonder­
einrichtungen für junge Mäddlen und Frauen. die gleichzeitig zur Aufnahme 
der Kinder dieser Frauen geeignet sind. sollen gesdlaffen wer<.len. Pür meh­
rere Werkhöfe soll eine gemeinsame Aufnahmeabteilung eingerichtet werden. 
Bei Verhaltensstömngen erheblichen Ausmaßes soll die Unterbringung in einer 
.Sondereinrimtung· veranlaßt werden. Ziel des Werkhofes ist es. das R t 
des jungen Menschen auf Erziehung zu leiblicher. seelischer und gesellschllft­
licher Tüchtigkeit durch Nadl- und Umerziehung zu bewirken <5. 88>. Hcü­
pädagogisdle und tiefenpsydlOlogisme Erkenntnisse sollen berück ichtigt lind 
moderne Erziehungsmethoden angewandt werden. Grundsätze der Gruppen­
pädagogik wld Gruppentherapie müssen in Gruppen von hödlstens 12 - IS 
Jugendlichen angewandt werden. Endziel ist Konfliktbewältigung mit Befähi­
gung zu selbstänruger LebeIlsführung innerhalb der allgemeinen Ordnung. 

Die. Unterbringung in einer Sondereinrimtung", die nUT bei Minderjährigen 
über 16 Iahren angewandt werden kaun. soll nur bei erheblichen geistig-see­
lischen ~ Abartigkeiten - angeordnet werden. Diese Sondereinrimtungen haben 
den Charakter iin;t1ich-pädagogisd'ler BehandlungsinsLitutionen. die nicht als 
psychiatrisdle Abteilungen von Werkhöfen oder aJs Anhängsel zu oBewah­
rungsaoslalten° geführt werden sollen (5. 66) . Die Schaffung derartiger pe­
zialanstalten ist simerlich notwendig. Man muS sich jedodl fragen, ob !lidl 
nimt derartige Sondereinrichtungen erübrigen. wenn die als • Werkhöfe" ge­
kennzeichne~en Anstalten genügend differenziert sind. In einem System 
zweckmäßig einander zugeordneter kleinerer Werkhöfe. die angesichts der 
geforderten Größenordnung sowieso in größerer Zahl vorhanden sein müßten. 
könnten auch die für die Sondereinridltungen vorgesehenen Jugendlidlen 
ihren Platz finden. Es ist nämlich die Gefahr gegeben. daß an die Stelle der 
Diffamierung durch die Kriminalität die ich negativ auswirkende Kennzeich­
nung durro die Unterbringung in einer als solche erkennbaren Spczialanstalt 
tritt. Die Resozialisierung Jugendlicher. die in deklarierten Sondereinrichtun­
gen behandelt wurden, dürfte dadurch zusätz\idl behindert werden_ 

Einen weiteren Problemkreis stellen die Maßnahmen für 18 - 2 I-jährige Her­
anwachsende dar. Auch hier hat die Denksdlrift der Arbeiterwohlfahrt e n 
differenziertes System von Möglimkeiten angeboten. 

Zunächst ist die .Unterbringung in einem Werkhof" von eilljahriger Dauer 
möglidl. Diese Maßnahme soll jn besonderen Werkhöfen durchgeführt wer­
den. deren Träger ebenfalls cüe Landesjugendämter sein sollen (S. 67). Hier , I 
weitgehend eine Aussetzung nam 6 oder 9 Monaten vorgesehen. Ps handelt 
sim um eine Maßnahme. die die • Lücke • zwisrnen der Kurzmaßnahme und 
der Unterbringung in einem Werkhof für unbestimmte Dauer ausfüllen soll. 
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Pädagogisch sollen im allgemeinen die Methoden angewandt werden. die für 
die .Kurzmaßnahme von 6 Monaten" vorgesehen sind. Selbstverständlich 
bleibt daneben für die Heranwam enden auch die Unterbringung in einem 
Werkhof für unbestimmte Zeit. 

Wie eng der Entwurf am strafremilichen Denken klebt. wird auch daraus 
deuilim. daß das Jugendgerimt bej Heranwadlsellden. die Taten begangen 
haben. die bei Erwachsenen mit mindestens 10 Jahren Zumthaus bedroht sind. 
fugfi'ndstrafen von mindestens 5 Iahren und hömstens 15 Jahren verhängen 
kann. Diese Jugendstrafe soll in den bisherigen Jugendstrafanstalten vollzogen 
werden (S. 68). Hier wird von .sdlwerster Schuld ', von Zugeständnissen an 
die Offentlid1keit und von Rücksicht auf eHe öffentliche Meinung gesprochen. 
Gerade in einer Zeit. in der ohne erhebtid1e Widerstände au der Bevölkerung 
die ZuchthausstraIe abgesdlaIft und eine Binheitsfreiheit. ·trale verwirklicht 
wird. jst es bedauerlich. wie kleingläubig die Verfasser der Denkschrift im 
Grunde sind. Sidlerlich ist in dieser Hinsicht schon seit der Abfassung der 
Deoksdnut in unserer smnellebigen Zeit eine gewisse Bewußtseinsverände­
rung bei der Bevölkerung vonstatten gegangen. Simerlim spielt audl eine 
gewisse Trägheit und Gleimgültigkeit im Hinblick auf alle öffentlichen und 
politischen Maßnahmen eine Rolle. Vielleimt haben die Verfasser der Denk­
sdltift die verhii1!nismäßig smnelle Entwick1ullg Dimt vorausgesehen. Sie soll­
ten aber nunmehr schnellstens Konsequenzen aus den in der letzten Zeit im 
Rahmen der Strafremtsreform gewonnenen Erkenntnissen ziehen und ihren 
Entwurf mutig reformieren. Niemand bätte heute mehr dagegen Bedenken. 
audl bei schwersten Straftaten eine Unterbringung in einer verhältnismäßjg 
gesdllossenen Form ein Werkhof{\fj mit einer hohen. vielleiml auf 5 Jahre. 
festzusetzenden Mindestzeil bei sdlweren Delikten durd1zuführen. Die Bevöl­
kerung hat weithin erkannt. daß es in erster Linie um den Schutz der Gesell­
smaft und nicht um Repressalien und lJbelzufügung geht. Es muß aber aDer­
kannt werden, daß der Vorsmlag der Denkschrift immerhin ein Fortschritt. 
gegenüber deo ßestimmungen des § 106 TGG darstellL 

Audl die Prage der "vorbeugenden Verwahrung" wurde erörtert. Die Ver­
fasser kommen zu der Meinung, daß bei dem differenzierten Maßnahmen· 
katalog. den sie vorgelegt haben, vorbeugende Verwahrung zumindest bis zur 
VoUendung des 20. Lebensjahres nicht erforderlich ist. Aum hier soUte man 
die Grenze des 21. Lebensjahres zumindest einhalten. zumal gerade dieser 
Tiiterkteis bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres durch die sdlOn möglichen. 
Maßnahmen angemessen erfaßt werden kann. 

Oie Frage eines IWlgtäterstrafrechts für die 19 - 25-jährigen hat die Denksd1rift 
zurückgesteHt. Dieses Thema muß aber SchOll deshalb aufgegriffen werden. 
weil sowohl bei der Großen StraIrechtsreform als aum im Alternativentwurf 
diese Altersgruppe angesprochen ist. Aus jahrelanger eigener Erfahrung im 
Brwamsenenvollzug und aus entspremenden Vergleimsuntersuchungen sozio­
logisdler und psymologisrner Art konnte ich feststellen. daß die Uotersmiede 
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zwisdlen den Jungtätem der genannten Altersgruppen und den älteren er­
wachsenen Strafgefangenen zumindest ebenso groß ist wie der Untersdlied 
zwischen jugendlimen Straftätern und Jungtätern zwisdlen 19 und 25 Jahren. 
Sicher stören Jungtäter im Erwachsenenvollzug den Anstaltsbetrieb in größe­
rem Maße als ältere Gefangene. Dies gibt lecht häufig Strafvollzugsbedienste­
teo Veranlassung, davon zu sprechen. daß diese Altersgruppe besonders 
hemmungslos. verdorben und kaum noch zu resozialisieren sei. Gerade diese 
Sdl\vierigkeiten sind aber lediglich ein Symptom dafür. daß der Entwicklungs­
prozeß dieser Menschen nom keineswegs zum Absmluß gekommen ist. son­
dern sidl nom in vollem Gange befindet. Resignation und gleidlgü.lUges 
Sich-Abfinden mit den Gegebenheiten einer Strafanstalt kann hier nur in 
sehr begrenztem Maße beobadllet werden. Eine Sonderbehand.lung ersdleint 
allein aus djesen recht dürftigen Andeutungen und Beobamtungen gCl'edlt­
fertigt. 
Faßt man die RefomlVorsmläge der Denkschrift der AlbeiterwohIJahrt 7.U1 

Refonn des IugendwohlIahrtsrechtes. des Jugendgerichtsgesetzes und der VOl'­
mundsmaf1sgerimte zusammen. so kann von der Praxis des TugendstralvoU­
zugs her festgesteIJt werden. daß ein Fortsmritt gegenüber den Möglidlkei!en 
des Jugendgerimtsgesetzes von 1953 durdlaus gegeben ist. Eine prillzipieU 
neue Konzeption liegt, soweit es sich um die Maßnahmen der • stationären • 
Behandlung handelt. jedoch nidlt vor. Auf anderen Gebieten. z. B. im Ver­
fahrensremt. sind wesentlidl weitergehende Neuerungen und Verbessernngen 
festzustellen. Immerhin ist ein Fortschreiten schon insofern zu erkennen. als. 
das bisher verwendete lnslrumentarium nicht übernommen und sogar grund­
sätzlich in Frage gestellt wird. Wenn die vorgesdtlagenen stationären Behand­
lungsmaßnahmen viel weniger von den Möglkhkeiten des Jugendgerimts­
gesetzes von. 1953 abweichen. als man dies bei der grundsätzlichen Argumen­
tation der Verfasser erwarten könnte. liegt dies. wie bereits gesagt. weniger 
an einer grundsätzlichen Unklarheit. als vielmehr an dem Versudl. einen 
Kompromiß zu finden. der eine harmoni!iche Weiterentwicklung ermöglidlt 

In einer Zeit. in der destruktive Kritik in großem Umfang geübt wird. in der 
aber um so mehr Verlegenheit herrscht. wenn es um konstruktive Alternati­
ven gebt. muß sidl der kritisch prüfende Fadlmann der Pflicht unterzieh n. 
seine eigene KOl12eption deutlidl darzustellen. und sie zur Diskussion an­
bieten. Es sollen daher im folgenden einige Gedanken zur stationären Behalld­
lung Verwahrloster und Gefährdeter dargestellt werden. die selbstverständlidl 
nimt die Vielfalt der Aspekte beamten können. die von einem Team von 
Spezialisten erarbeitet werden müßten. Es kann sich hier lediglich um einen 
Beitrag zu einer Diskussion handeln. die auf breiterer Ebene geführt werden 
muß und zum Teil aud1 geführt wird. Eine aus einigen Prämissen im freien 
Raum konstruierte _ideale" Behandlung sozial smwieriger junger Menschen 
kann nicht in oer Tendenz der folgenden Ausführung liegen. Eine Reihe von 
konstruktiven Oberlegungen zur .stationären Behand.lung" werden daher In 
der Form einer Frage dargestellt. die zum Namdenken anregen soU. 
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[m Bereidl der Freiwilligen Erziehungshilfe und der Fürsorgeerziehung wäre 
zu prüfen. ob nidlt im Hinblick auf die praktismen Erziehungserfahrungen 
und die Gegebenheiten im JGG 53 sowie in der Denksduift eine Mindestzeit 
für die Heimunterbringung festgesetzt werden sollte. Wenn bei der gesetzli­
dlen Regelung der FEH und der FE in Zukunft eine Mindestzeit von 6 Mona­
ten oder einem Jahr Einweisungsvorausseizllng wäre. würde ermieden . daß 
in den Heimen eine pädagogisch smädliche Fluktuation entstehl Außerdelu 
würde die Heimerziehung den Charakter des Experimentes verlieren. Die Ein­
weisungs kriterien müßten strenger gefaßt werden. Es wäre dann erforderlich. 
wesentlidl intensivere und qualifiziertere Unterlagen für die Einweisung zu 
be.sdlaffen al bisher. da eine mit MindQstzeit ver ehene Unterbringung einen 
tieferen Eingriff in die Redlte und Freiheiten des jungen Mensmen darstelll 
Bin in dieser Hinsidlt psychologisdl. srrzialpädagogism und soziologisdl 
quulifizieneres Verfahren wäre nur zu Legiißen. Die rcchtlid,e Absidlerung 
einer soldlen Einweisung ist bereits heUle duren den erforderlichen Beschluß 
des Vormund c:haftsgerichtes gegeben. soweit es sich um die ürsorgeeT7je­
hung bandelt. Bei der Freiwilligen Eniehungshille wurde über die Frage der 
Festsetzung einer Mindestzeit vielfach diskutiert. Hier stehen rechtlidle Argu­
Illeille pli<.! gogisd lcn Erfordernisscn gegenüber. Untersucht lIIan aber die 
red'llidll'n Argumente. so muß lllllll ft'StsteIlen. daß die e auf wenig einlellch­
tClIden Gmndlagen stehen. Gt!Iude angesid,ts der völligen Freiwilligkeit der 
7,u.;tlmmung zu einer Unterbringung könnte eine Verpflichtung für eine Min­
de<~"f·it Ilurh bei der FEH ohne weiteres rechtlidt ermögümt werden. Sollte 
man Bedenken haben. eine sold,e Vereinbarung dur b eine Verwaltung-be­
hörd Ougendamt> mit den Eltern zu ennöglichen. wäre immer \loch eine vor­
mundsdlaftsgerichtliche Bestätigung odcr gar eine vor dem VonnundschaIts· 
geridlt abzugehende Erklärung oder vertragliche Bindung möglich. 

Insgesamt sollte bezüglich aller stationären Maßnahmen von der FEH bis zur 
bisherigen Jugend trafe (Werkhof in der Denksdlrifll eine einheitliche An­
-tilltsbdlöndlung festgelegt werden. Eine Differenzierung dieses gesamten Be­
handlungsbereims dürfte nur in der Differenzierung der Anstalten unter so­
ziologisdlen. psydlologisdlen. pädagogischen und heilpädagogismen Aspek­
ten stattfinden . . Bei der Einweisung in Anst&ltsbeha ndlung sollte die Mindest­
zeit. evtL eine Höchstzeit oder auch eine feste Zeit festgesetzt werden.diedann 
durdl vOl"".lcitige EnllasslLng variabel gestaltet werden könnte. Ei ne Einrichtung. 
die dem heutigen Vollstreckungsleiter im JGG 53 ähnlidl wäre. könnte von der 
FE bis zur Jugendstrafe eine rcdltliche Sid1erung der Beendigung der Bebandlung 
libernehmen. Ein soldler .Oberwarnullgsridlter" wäre dann zugleich als Vor­
mundschaftsridlter reentlidl qualifizierter als die bis jetzt über da Ende der 
Heimerziehung bestimmende Verwaltungsbehörde (Pürsorgeerziehungsbe­
hörde). Es könnten im Gesetz erhöhte Mindestzeiten festgelegt werden. wenll 
die geseUschaitlirne Gefährlichkeit des Jugendlid1en oder die .Sd,were der 
Tat" eine solme Sidlerung erfordern. Audl könnte eine maximale Aufent­
hllitsdauer wie jetzt im Jugendgeridltsgesctz von 1953 (\0 Jal1re) eine AbsidlC-
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rung nach oben gewährleisten. Wenn dagegen eingewandt wird, daß dann 
evtl. ein Fürsorgezögling 6 oder 8 Jahre im Heim festgehalten werden könnte. 
wäre hiergegen als Sicherung eine mindestens jährliche Oberprüfung durch 
den Oberwachungsrichter einzusetzen. Andererseits muß festgestellt werden, 
daß ]ugendlidle, die auf Grund ihrer soz:ialen Verhältnisse (fehlen von Ange­
hörigen) in Heimen untergebracht sind. oft viele Jahre dort verbringen. ohne 
in Behandlung in der Freiheit überführt zu werdet). Wie diese stationäre Ein­
heitsbehandlung nun genannt wird, erscheint mehr oder weniger unwidltig. 
Würde man z. ß. von Heimemehung sprechen, könnte behauptet werden, 
daß für eUlen 17-jährigen Bankräuber oder einen 18-jährigen notorischen Ein­
brecher eine derartige Bezeichnung unzutreffend sei und allgesidlts der Heim­
unterbringung eines Boldlen Personenkreises die Fürsorgeerziehung diffamiert 
werde. Diese Argumente sind jedoch ausnahmslos einem Denken entnom­
men. das gerade überwunden werden soll . Weder Gesichtspunkte der Velgel­
tung noch der Abschreckung können beim jugendlichen Straftäter zur Gel­
tung kommen. noch kann erwartet und e[hofft werden, daß eine VOn der 
Jugendkriminalität scharf getrennte Heimuliehung bei der Bevölkerung ohne 
weiter B ihren diffamierenden Charakter verlieren könnte, wenn die Menta­
lität nid\t auch gleichzeitig gegenüber dem jugendlichen Straftäter im Bewußt­
sein der Bevölkerung verändert werden kann. Es handelt sich hier um eInen 
ejnheitlichen Komplex der Einstellung der GesellSdlaft WIll sozial Schwadlen. 
zum sozial Schwierigen und zum sozial Gefährlichen. 

Bezüglich der altersmäßigen Abgrenzung ergeben idl bei einer einheitlich n 
Anstaltsbehandlung in einem weitgefächerten und differenzierten Heim- und 
Anstaltssystem ebenfa.lls keine Schwierigkeiten. Selbstverständlich wird man 
nach wie vor Anstalten einrichten müssen, die unseren heutigen JugendslJ'af­
anstalten ähnlidl sind_ Für eine Gruppe von ständig entweidlenden und lokal 
kaum zu fixierenden Jugendlichen werden weitgehend geschlossene Einridl­
tungen erforderlich werden. Andererseits versdlwindet die Frage der unte.ren 
Strafmündigkeitsgrenze völlig. Die Heime werden nicht nur nach der Sdlwere 
der Verfehlung oder der Dissozialität gegliedert werden. sondern audl nach 
entwicklungspsychologischen Gesidltspunkten bestimmte Altersklassen auf­
nehmen. Ob nun die Heime als soldle altersmäßig spezialisiert werden oder 
ob innerhalb der Heime verschiedene Altersgruppen relativ getrennt behltn­
delt werden können, hängt u. 11. von der baulichen und personeUen Planung 
und Qualifikation derartiger Institute ab. Wenn man von einer Gruppen­
größe von 12 bis maximal 20 Jugendlichen ausgeht. verliert auch die Frage 
der Altersgruppierung viel von ihrer Problematik. Wie die obere Altersgrenze 
zu gestalten ist, wäre noch zu prüfen. Sicherlich wäre es falsch. etwa so :zu 
argumentieren. daß mit einer Herabsetzung der Volljährigkeit oder des Wahl­
alters auch automatisch eine Herabsetzung des . Erwadlsenseins· im Hinblick 
auf die Behandlung sozial sd)wieriger junger Mensd)en notwendig wÜJde. 
Es läßt sich durchaus denken. daß sozial unangepaßte junge Mensdlen par­
tiell volljährig erklärt werden. Ebenso läßt sich olme weiteres die Wahlherech-
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tigung mit einer Erziehungsheimunterbringung verbinden. Wenn grundsätz­
lid1e rechtliche Bedenken gegen derartige Regelungen erhoben werden, ist 
darauf hinzuweisen, daß es mehr oder minder unvereinbare Differenzen zwi­
schen deI Behandlung junger Menschen auf versdliedenen Rechtsgebieten 
bereits heute gibt. Vergleiche lassen sirn bei der bestehenden Gesetzgebung 
z. B. zwischen den Bestimmungen über die religiöse Kindererziehung, 
über die strafrechtliche Behandlung Jugendlicher, über die vormundschafts­
rechtlidu:! und z.ivilrechtlidae Regelung und über die Eingruppierung bezüg· 
lidl der Sch~pflidlt anstellen. Eine generelle Altersgrenze sollte weiterhin be­
züglich der AnstaltserziellUng bei 21 Jahren liegen. Es sollte aber eine Verlänge­
rung zumindest bis zum 24. Lehensjahr entsprechend elen Möglichkeiten des 
§ 114 JGG 53 vorgesehen werden. Wenn dagegen argumentiert würde. daß 
Volljährige nicht in Heimerziehung untergebracht werden können, so dürfte 
festzustellen sein, daß der Eingriff in die Red'lte eines Volljährigen bei einer 
Strafanstaltsunterbringung wesentlich schwerwiegender ist. Häufig wird auch 
gegen eine Ausweitung der oberen Altersgrenze angeführt, daß die Erzieh­
barkeit abnä.hme. Wenn mit psychologischen. soziologisdlen und pädagogi­
schen Untersuchungsmethoden festgestellt wird, daß eine Entwicklung zwi­
schen dem 21. und 24. Lebensjahr cleutlid, nad,weisbar abgeschlossen ist, 
könnte eine Entlassung jederzeit ermöglicht werden. Die Frage, was mit einem 
19- oder 20-jährigen Räuber gesmehen solle, der mit 21 Jahren als für eine 
erziel,erische Behandlung ungeeIgnet bezeidmet wird, könnte gesetzlich ge­
regelt werden. Die Festsetzung der Mindestzeit würde aum eine Mindestunter­
bringung gewährleisten. Spezialanstalten 1m lugendliche, deren Entwicklung 
weitgellend abgeschlossen ist. müßten im Rahmen einer weitgelämerten Dilfe­
renzierung sowieso eingericbtet werden. 

Um eine derartige Konzeption noch mehr zu vercleutlimen, sei darauf binge­
wiE'Sen, dllß neuerbaute Jugendstrafanstalten. wie sie in Wiesbaden und Bre­
men bestehen und andernorts gebaut werden, als äußerste Möglimkeit der 
geschlossenen Anstalt im Rahmen des differenzierten Systems verwendet wer­
den müßten. Selbst Anstalten für ältere, nur sm wer erziellbare junge Täter 
sollten weder Strafanstalt DOm Sirnerungsverwahrungsanstalt oder gar Ver­
wahrungsanstalt sein. Auch hier sollte weiterhin pädagogisme und heilpäda­
gogisdle Arbeit versud1t werden. Wer diese Art der Anstalt ablehnt, ersclleint 
wenig glaubwürdig, wenn er für besonders schwierige en'ladlsene Töter The­
Iapieanstalten fordert, ,vie dies heute im Erwachseneostrafrecht bereits weit­
gehend der Fall ist. Lehnt man geschlossene Erziehungsheime für 18- bis 
24-jähJige ab, muß vermUlet werden, daß man in Wirklidlkeit nicht Therapie­
anstalten für Erwachsene, sondern Bewahrungsanstallen für aufgegebene 
Redltsbredler will. die man lediglich ab Therapieoustalten tarnt. 

(1.; könnte sein. daß eine derartige • Verwischung" aller Gegensätze zwjschen 
Jugendgefährdung, Jugendverwahrlosung und Jugendkriminalität eineIl Sturm 
der Entrüstung, der Empörung und des fachlldlen Widerspruchs hervorruft. 
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Es ist daher weniger wirntig. ins einzelne gehende Ausführungen über das 
Anstalten ystem zu machen. als vielmehr Einwände zu prüfen. Dies 5011 im 
folgenden Abschnitt geschehen. 
Unter den k1assisrnen Strafzwecken ist die Abschreckung nodl keinesw gs 
aufgegeben. Wer an diesem Strafzweck. hängt. mag zur Kenntnis nehmen. 
daß die unbestimmte Strafe. die Ungewißheit der Dauer der pädagogisrnen Be­
handlung und die ständige erzieherische Bearbeitung des Klienten wesentJidl 
absrnreckender wirken als der ohne Einflußnahme abgesessene Freiheitsent­
zug. Generalpräventiv würde ein vorübergehend entstehender Eindruck der 
Auflösung srnärferer Eingriffe in das Leben von Rechtsbrechern ehr sdlndl 
widerlegt werden. wenn eine neue Praxis erst einmal bekannt geworden wäre. 

Soweit das Problem von Srnuld und Sühne in Frage steht. soweit behauptet 
wird. daß die Rechtsordnung nur durd1 Vergeltung und Ausgleidl von Obel 
gegen Obel hergestellt werden könne. ist dagegen zu sagen. daß srnuldfähig 
und sühnefähig im soziologisrnen und psychologisdlen Sinne nur derjenige 
ist. der bereits erfolgreich erzogen wurde. Nur wer. zumindest partiell. ein' 
Rechtsordnung akzeptiert oder einzelne red,tlid,e Bestimmungen anerkennt. 
kann bestraft werden. Der Verwahrloste kann unter empirisdlen Aspel,:1en 
nur dann wirksam bestraft werden. wenn C!'r den inn der Strafe zum Zeh­
punkt der Verurteilung zumindest akzeptieren kanll. wobei es ich angesid1ts 
der modernen psychalogisdlen Erkenntnisse nidll Um rein rationale Aner­
kennung von Grundsätzen handelt. Ob das oft zitierte Strafbedürfnis des 
Täters das Ergebnis einer jahrhundertelangen Ore SIIT oder ein tiefenpsycho­
logisch erklärbares mensrnliches Phänomen ist, mag dahingestelJt bleiben. 
Das Strafbedürfnjs wird sicherlich aud1 durch die Heim- oder Anslaltsbe­
handlung in genügendem Maße befriedigt. ohne daß die negalive Wirkung 
des Slrafenwollens von seiten der Ge! elIschaft in Erscheinung tritt. Das . OLd 
der Erziehung" wird seine Wirkung nidlt verfehlen und kann sogar bewußt 
gemarnt werden. Praktische Erfahrungen hierüber liegen bereits im jetzt prak­
w.tierten lugendstrafvollzug vor. Es gibt immer wieder junge Redltsbred1er. 
die in der Jugendstrafanstalt bei il1len iver pädagogisdler Behandlung eine 
Verlegung in den Erwachsenenvollzug noch § 92.2 JGG selbst beantragen. 
um der erzieherisrnen Einwirkung zu entgehen. Der Eingriff in das Leben des 
srnwierigen jungen Mensrnen und die lJbelzufügung sollten nicht in der De­
klaration der Veramtung oder der Anmaßung eines repressiven Ridlten. he-­
stehen. Der häufig zitierte Geschädigte. der in einer ideologisrn orientierten 
Systematik als .Opfer" bezeichnet wird. würde durrn eine an die SteUe der 
Jugendstrafe tretende erzieherische Behandlung keineswegs schledlter gestellt 
werden. Es wäre sogar im Rahmen eines salmen Systems leidlter möglidl. in 
einer aufgelockerten Phase finanzielle Schäden mit voUer Bezahlung des Klien­
ten ersetzen zu lassen, als dies heute im lugendstrafvollzug der Fall ist. Schä­
den nicht materieller Natur. insbesondere bei Sittlirnkeitsdelikten. könnten 
in der Zukunft eher durrn eine intensive und differenzierte Behandlung ver­
mieden werden als durch eine Behandlung in einer Strafanstalt. die allein 
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durm ihren Strafmarakter therapeutisme Behandlung erheblich behindert 
oder reduziert. Der Gesdliidigte hat Ansprum auf Smadenersatz. nicht aber 
auf Dbelzufügung. 

Bin kurzer Exkurs über den Determinismus ist angesirnts der Argumentation 
einzelner Vertreter der .sozialen Verteidjgung- notwendig. Audl im Hinblick 
auf einen biologistischen Determinismus. der davon träumt. die Kriminalität 
aussmließlich aus Genveränderungen erklären und sie auf erbbiologischem 
Wege evtl. auch beseitigen zu können. erscheint eine Betrachtung in dieser 
Richtung erforderlich. Das vorgeschlagene einheitlime Erziehungssystem geht 
keineswegs davon aus. daß der Mensch wegen seiner Determinierung straf­
rechtlimen Behandlungsfomlen entzogen werden müßte, Gerade die Vemei­
nung des Determinismus ist Voraussetzung für ein soldle5 Er.liehungssystern_ 
Moderne Erziehung redlOet einerseits mit einer Fülle von Determinanten. die 
jeder Mensm mitbringt oder bereits in seiner frühen Kindheit erwirbt. Ande­
rer eits aber erkennt sie aud). daß, ohne einen absoluten freien Willen zu 
postulieren. eine Formbarkeit und Beeinflussung des Menschen besonders in 
seinen jüngeren Jahren ohne weiteres möglich ist. Sowohl Propaganda und 
Reklame als audl die Staatsform der Demokratie sind ohne einen solchen 
relativ freien. formbaren Beteidl des Menschen unmöglich und sinnlos. 

Ethisdl ist festzusteHen. daß das Ziel dieser Erziehung eine individuale Aner­
kennung eines '<Vertsystems oder wenigstens einzelner Werte ist. Nach Er­
reichung dieses Zieles entstehen häufig erst Strafbedürfnis. Sühnebedürfnis, 
Selbstvorwurf und Anerkennung des Fremdvorwurfs. Dann erst kann die 
Strafe als Katharsis gesehen und angewandt werden. Gesellsdlaftlidl entsteht 
ein ethisches System nicht durch das Strafre~t. Bthik wird nicht repressiv 
konstituiert. sondern ist nur aus der Bewußtmnchung des absoluten Bxistenz­
red,tes jedes Mitmenschen zu verwirklichen. Daß die Gesellsdlaft auf die 
Verletzung der Redltsgüter reagiert, kann in keiner Weise eliminiert weIden. 
Aber diese Reaktion soll zunächst und zumindest gegenüber dem jungen. sich 
gesellscha1tswidrig verhaltenden Menschen konstruktiv und damit pädago­
gist..h sein. 

Der SdlUtz der Gesellschaft wlire in einem solchen System abgestufter Ge­
Sdl10s enheit ebenfalls zu gewährleisten. Grundsatz wäre - in Obereinstim­
mung mit modernen Straf.redltsauffassungell - die Gewährleistung des Mni­
mUlTIs an Absdllil'ßung. das auch aus der NOlwendigkeit. zu verhindern. daß 
der Klient sidl der Erziehung entzieht. zu redltfertigen wäre. 

Juristische Gesichtspunkte der Verhältnismäßjgkeit könnten audl In diesem 
System b rücksimtlgt werden. Die quantitative Zumessung nach Ka talog ist 
irrational. wenn sie sidl aud, sehr rational gibt. Die Schwere der Schuld läßt 
sich weder aus der Individualität des Täters nom aus der Gegebenheil beim 
Gesdlädigten ohne weiteres in eine Quantität des Freiheitseotzu~ überset­
zen. Die vorderg-ründige Schwere der Tat ersdleint selbstverständlich als ein­
deutigeres rechtlidles Kriterium als das pädagogisdle Defizit des Täters. Die 
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Stärke der Resistenz gegen die Einordnung in die Gesellschaft und das feh­
lende Geordnetsein des Individuums lassen aber bei der Anwendung einer 
relativ unbestimmten Unterbringung eine zumindest ebenso qualifizierte Ver­
hältnismößigkeit zu. Die MeßmögUchkeiten dürften einander bei beiden Ver­
fahlen e.ntsprechen. Prognostische Gesidltspunkte sollten sowohl im Straf­
recht als auch in der Erziehung nur sekundäre Bedeutung haben. Die Ergie­
bigkeit jeder Prognose ist trotz einer Vielzahl bekannter Determinanten noch 
recht gering. 

Zusammenfassend wären folgende Forderungen zu stellen: 

I. Kurzer Freiheitsentzug in jeder Form <Jugendarrest, Kurzmaßnahme usw.) 
erscheint für ein Jugendrecht unwirksam und unangebracht. 

2. Der Katalog der nidltstationären Behandlungsformen muß wesentlich er­
weitert werden, um zu erreichen, daß die unter 1. gena.nnten Kurzmaß­
nahmen völlig entfallen können und auf den von diesen Maßnahmen 
bisher betroffenen Personenkreis eine intensive Einwirkung in der Ge­
sellsd1aft mögUch wird. 

3. Anstaltsunterbringung sollte bei Jugendlichen und jungen Menschen auf 
jeden paJ] ihres repressiven und diffamierenden Charakters (unabhängig 
von der Schwere der Tat oder der Schuld) entkleidet werden. 

4. Ein umfassendes und differenziertes System der Anstaltsbehandlung. das 
von halbamhulanter Behandlung his zu zeitweise völlig gesduossener 
Unterbringung reicht. soUte ffu alle Erscheinungsformen der Verwahr­
losung. der Gefährdung und der sogenannten Jugendkriminalität einge­
richtet werden. 

5. Stationäre Behandlung wird sich nie gänzlich vermeiden lassen. dodl 
sollte sie stets als ultima ratio gelten. Sie soUte nicht aus dem Zustand oder 
dem Verhalten des Klienten. sondern ausschließlich aus der konstruktiven 
Qualifikation des jeweiligen Instituts ihre Rechtfertigung entnehmen. Dozu 
bedarf es einer baulichen. personellen. organisatorischen und rechtlichen 
Verbesserung der gegebenen Verhältnisse. 

Erweitertes fugendhilferecht 
von Hennann R i e deI 

Im geltenden Recht steht das JugendwohHahrtsrecht. das im Jugendwohlfaluts­
gesetz (JWG) geregelt ist. neben dem }ugendstrafred)t. für das das Jugendge­
ridltsgesetz <lGG> maßgebend ist. Daneben kann auch nod1 das SOZialhilfe­
recht. das im Bundessozialliilfegesetz (BSHG) 7.Usammengefaßt ist. einsdUägig 
sein. Diese Trenung ist ein großer Nachteil. da eine einheitliche Betreuung 
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der Jugend wu:l der jungen Menschen nicht gewährleistet ist. Gerade in der 
heutigen Zeit aber ist eine solche einheitliche Konzeption mehr denn je not­
wendig. 

Es ist daher erfreulich. daß die Arbeiterwohlfahrt in einer Denksd1riit aus dem 
Jahre 1967 • VorsdUäge für ein erweitertes Jugendhilferedlt' zur Reform des 
JWG. des lGG und der Vonnundschaftsgerichte' bringt und den Gedanken 
urn die Einheit der Maßnahmen zugunsten der Jugend erneut aufgreift und 
in wohldurchdadHen Formulierungen Refoffiworschläge madlt. Prühere Ver­
SUU l(' zu solch~ Modemisierung des Jugendrechts durch Vereinheitlidmng 
der Maßnahmen scheiterten, weil man sidl in der folgezeit mit NovelIierun­
gen zufriedengah. die leichter gesetzlich durchzubringen waren. Bereits im 
Juhre 1929 veröffentlimte Webler eine Streitsduift . Wider das Jugendgericht ". 
"" eil er für die Einheit kämpfte.! 1m Jahre 1955 arbeitete im Rahmen der 
Arbeitsgemeinsdlaft für Jugendpflege und Jugendfürsorge ein Ausschuß unter 
dem Vorsitz der Herren von Mann-Tiechler und Krebs eine Vereinheitlichung 
des lugendrernts aus.3 Die Novellen zum JWG und zum JGG konnten ihr Ziel 
ru m t erreidlen. weU sie mu Teillösungen brarnten, nie aber das Problem des 
jungen Menschen ganz .erfaßten . Und wenn in neuerer Zeit unverstandene 
lugend sich bemerkbar machte. um Gehör zu finden. so ist dies wohl zum 
Teil Auf da fehlende Verständnis der Gesetzgebung für die Jugend zurückzu­
fülm·n. Alle Maßnahmen für die Jugend. ob es sim um Jugendpflege oder 
lugtmdfürsorge und jugendgerid1tlimes Vorgehen handelt. müssen aus einer 
einheitlidlen Konzeption entspringen. dürfen also nimt getrennt nebenein­
anderstehen. 

Die Einheit ist notwendig, ob man die Betrarntung vom jWG oder vom lGG 
her vornimmt. 'PCllm4 spradl daher mit Redlt von einem Bankrott einer No­
velle. als man das JWG nur novellierte und der Gesetzgeber den Plan eines 
neuen Jugendhilfegesetzes fallen ließ. Das lebendige Jugendamt, das man 
-idl erhoffte. kam nirnt und ist bis heute nicht da. Als der Plan eines neuen 
fugendhilfegesetzes gescheitert wal. begnügte man sich mit zwei Novellen. 
Mun beschritt Jen Weg der Teil reform. anstatt eine einheitlidle Lösung zu 
vcrwirklidlen.5 Eine zusammenfassende Reform des TGG und des rWG wäre 
deshalb wünsd1enswert. weil gerade auf dem Gebiet des JGG der Vorwurf 
erhoben wird. daß die Verhängung von Brziehungsmaßregeln und Zurn!­
mitteln im Rahmen eines Strafverfahrens diskriminierend wirkt. So kann das 
gegl)nwiirtige JWG nm Ausgangspunkt für eine Reform des gesamten Jugend­
rechts sein. Auch das lGG ist für sich betradltet ein Torso, das Ansdl1uß und 

1m folgenden abgekürzt A WF Denkschrift 
1 Siehe dazu A WF Denkschrüt, S. 98. Bem. 8 
n Siehe ebd. 
• Palm. ZlU 1958. 1 
3 Riede\. lWG, E I. Z 
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Vereinheitlichung mit dem J\'VG nötig hat, um der heutigen Jugend gerecht 
7.\1 werden.6 Das lGG geht über den Bereich des Strafrechts hinaus und be­
zieht das Erzieherische ein; damit aber bewegt es sich im lugendwohlfahrts­
recht. 
Die neuen Vorschläge weichen von den bisherigen Bestrebungt!n insofern ab. 
als sie neben dem Jugendamt ein einheitliches Jugendgericht erstreben, das 
Vormundschafts- wld Strafsarnen hat. Es soU damit im wesentlichen verwirk­
licht werden, was JGG § 34 Ahs. 2 S. 1 vorschreibt. wonach der Jugendrichter 
nadl Möglichkeit zugleich auch Vonnundschaftsrichter sein 5011.7 Im gegen­
wärtigen Recht bestehen zwei Ausnahmen, nämlich wenn dies nicht dUldl­
führbar erscheint und wenn besondere Gründe vorliegen.B Es würden also die 
Ausnahmen entfallen , die gesetzlid-Ie Norm uneingesduänkt durd1gefilhrt. 
Der Plan geht dahjn, daß für Strafverfahren das Strafprozeßrecht gilt, während 
im Bereich der erzieherischen Aufgaben dies nicht der Fall ist.9 Damit wird 
die notwendige Differenzierung geschaffen. Audl ist die Dberweisung an da 
Jugendamt in Aussicht genommen. Damit wöre die notwendige Differenzie­
rung erreicht. Ob die Einheitlichkeit des Namens der Gerichte sachdienlid\ ist. 
sieht sm Rande und beeinflußt die Grundsat'lfTagen nicht. 

Hier wild ein Jugendgesetz angestrebt, das das Kind und den jungen Meli­
schen nid1t als Objekt. sondern als Subjekt betrachtet. 1Q Diese Grundeln­
steUung fehlt unserem geltenden Recht und wurde auch durdl die Novellierun' 
gen nid1t verwirklicht. Sie erscheint aber notwendig, weil die Charta des 
Kindes das Kind in den Mittelpunkt stellt, ihm ein Redlt auf Erziehung gibt 
und ihm besonderen Sd1Utz angedeihen Jäßt.u Das Urteil des Bundesverfas.­
sungsgerichts vom 18. 7. 1967, das einige Vorschriften des }WG und des 
BSHG für unwirksam erklärte,12 wird vieU'ach überbewertet. und man ver­
sucht neuerdings durch eine NoveUe einen Lösungsversuch. Mit Remt wird 
in der Denkschrift darauf hingewiesen, daß eine sog. tedmisd1e Novelle nicht 
erforderlich sei und daß daher kein Grund bestehe, eine Planung der Gesamt­
reform nicht durd1zuiühren.13 

Der Lei tungskatalog, der vorgeschlagen wird, sieht die verschi~denen Maß­
nahmen nebeneinander vor t4 , nämlich 

die aUgerneine Jugendförderung und die allgemeinen Erziehungshilfen fü. die 
Familie - Maßnahmen der Jugendpflege. 

u Riede!. IGG, E"2 
7 Riede!' IGG, § 34, Bem. 2, 3 
8 Siehe ebd. S. 2, 3 
o A WF Denkschrift, S. 5 H .. 25 H. 
10 AWF Denkschrift, S. 18 H. 
11 Siehe dazu Riede\. JWG, § I. Bem. 7, sowie ER J 
12 Riedel. Entscheidungssammlung lPachschriftenverla~ Braun lL Co~ Wiesbadetl) . 

SFJ/juwo, 12. JWG r. I 
1~ A WF Denkschrift, S. 22 
U A WF Denkschrift, S. 23 H. 
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Hillen für Kinder und Jugendlidle in besonderen Fällen - Maßnahmen für 
PDegekinder. 

hestellte Amtsvormundschaft. -pflegsdlaft und -beistandschaft - Erziehungs­
fü orge. 

HiHen für behinderte Minderjährige. Vermittlung von und Beratung bei An­
nahme an Kindes Statt und Aufnahme in Familienpflege - Maßnahmen der 
Jugendpflege. 

besondere Erziehungshilfe in Einzelfällen - Maßnahmen der Jugendfürsorge 
und der Erziehungspflege. da auch die Erziehungsberatung hier einbezogen 
werden soll. 

Hier wird deutlich. was sich längst schon gezeigt hat. daß Erziehungshilfe und 
Erziehungsfürsorge ineinander übergeht 15 Nur hat man im Gesetz immer 
nodl nicht den Mut. hieraus die entsprechenden Folgerungen zu ziehen. wie 
es mit Recht in der Denksduift geschieht. Noch ein Gesichtspunkt ist wesent­
lim. Die Gleichwertigkeit der Skala der Erziehungsmaßnah.rnen. die ganz auf 
den Einzelfall abgestellt ist. weil ja die Wirkungen individuell verschieden 
sind. gibt die Möglichkeit. so einzugreifen. wie es nötig ist. um die OOorder­
lidlc Wirkung erzieherisro zu erreichen. 111 

Das gegenwärtige Recht hängt noch zu sehr am alten Prinzip der gesetzlichen 
Wertung der Maßnahmen. anstatt der entsdlcidenden Behörde zu vertrauen. 
die unter den versrojedenen Maßnahmen die auswählt. die erzieherisch. d. h. 
piid/lgogisd\ als die am besten geeignete ersroeint. Das Recht der Zukunft muß 
loskommen von einer solchen formalen ßetrachtUllgsweise und im Sinne der 
Denksduift die Gleimwertigkeit der Maßnahmen anerkennen. weil die indi­
viduelle Wirkung ja versmieden ist. Damit wird das Schwergewimt in die 
Instanzen der Tatsachenentscheidung verlagert, und rechtsgrundsätzlime Fra­
gen. die im geltenden Recht solche Bedeutung haben. l ? treten zurück. Nur so 
kann individuell entschieden werden. 

Das Strafverfahren muß VOll alleIl Maßnahmen befreit werden. die rein erzie­
hcrism sind und wirken, um so den sonstigen Maßnahmen das Omen der 
Di kriminierung zu nehmen. Nur die Kriminellen sollen Strafe erhalten und 
sich so von den anderen JugenclJichen unterscheiden. Die Denkschrift läßt 
hier eine Trennung ersehen. 18 Eine Erhöhung der Stre.fmündigkeitsgrenzet8 

ieht sie nicht vor. Wenn jedoch das Errieherische so stark betont wird, wie es 
bei den Ileformbestrebungen der Fall ist. wirkt sich dies nidlt aus. weil bd 

Ii Siehe dazu Riedel. JWG. § 2. Bem. 6 fi. 
111 Siehe dazu Riede!. IWG. § 64, ßem. 8 ff. 
H Siehe dazu Riede!. JWG. § 65. Bem. 18, Die Stellung des Jugendamts im Rah· 

men eines vorläufigen Vedahrens gemäß § 1666 BGB, AFET-Rundbrief 1954J55. 
Nr, 6. S. 40 H. 

18 A WP Denkschrift S. 37 
l U Siehe dazu Riede!. IGG. B 3 
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Jugendlidlen Unter 18 Jahren ohnedies nur schwere Fälle. etwa Mord. Tot­
schlag. schwere Körperverletzung usw. vor das Strafgericht kommen. während 
in leichteren Fällen regelmäßig andere Maßnahmen ausreichen werden. 

Man sollte daher die Denkschrift zum Anlaß nehmen. die Erwägungen um ein 
einheitlidles Jugendrecht. die schon auf mehr als 30 Jahre zurückgehen. neu 
aufzugreifen und gesetzlich zu verwirklichen. weil nur so der Jugend geholfen 
werden kann, während alle anderen Verso me von Teilrefonnen daneben­
gehen müssen. Auch die Berichte über die Jugendarbeit im Bundestag nützen 
nichts. wenn nicht das Gesetz geändert wird und so die Voraussetzungen für 
ein einheitliches Jugendrecht geschaffen werden. 

Die straffälligen Jugendlichen* 
von Chrislian J. Klumker 

Die Behandlung der jugendlidIen Verbrecher ist ein Problem, das im ganzen 
19. Jahrhundert weite Kreise des Volkes in der einen oder anderen Ridltung 
besdläftigt hat. Schon am Ende des 18. Jahrhunderts wurde als Ziel aller 
öffentlichen und privaten Aktionen auf diesem Gebiete eine Beseitigung der 
strafrechtlichen Behandlung gefordert. da diese ja stets erst nach Eintritt des 
Dbels vorgehen könne. vielmehr eine vorbeugendePürsorge. bevor der Jugend­
lid1e ein Verbrechen beginge, in Vorschlag gebradlt, Charakteristisdl gab 
diesem Gedanken Wa g n i tz in den neunziger Jahren de$ 18. Jahrbun­
derts Ausdruck, wenn er neben diesem verspäteten Eingreifen des Strafrechts 
zugJeidl die Wirkungslosigkeit des Strafvollzugs gegenüber jugendlichen Kri­
minellen hervorhob und daher forderte. daß die Gesellschaft viel früher vor­
beugend eintreten solle. Zu seiner Zeit. wo die Armenpflege vielfarn im wei­
testen Umfange sieb der Kinder- der Armen annahm. gipfelten seine Vorsrnlirge 
in dem Wunsche, daß die Armenpflege mehr und mehr die ErziehtUlg der 
amten Kinder betone und sie so vor dem trafrichter bewahre. 

Mit überra chender Deutlichkeit wird hier aus der ErfolglOSigkeit der stTaf­
rechtlichen Behandlung der Jugend die Polgenmg gezogen, die Jugend nicht 
dem Strafredlt zu unterstellen, dessen repressives Eingreifen durdl präventive 
Tätigkeit. dwch rechtzeitige. erzieherische Behandlung zu ersetzen. Diese 
beiden Gedanken kann man mit Redlt als Ziele hinstellen. denen die Fürsorge 
für die kriminelle Jugend in diesem Jahrhundert näherzukommen suchte. von 
denen sie dureb mancherlei Irrwege immer wieder abgelenkt wurde und die sie 
heute leideT noch immer nidlt erreicht hat. Diese Fürsorge in ihrer Entwick-

• Aus: Zeitschrift für das Annenwesen, 1915 (6) 59 H." dort unter dem Titel . Die 
kriminellen Jugendlichen' . Wir verweisen auf das Hueh .Jugendfürsorge", -bearb. 
von Or. J. Petersen. hrsg. von der Deutschen Zentrale für Jugendfürsorge, Berlin 
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lung darstellen - leider fehlt es uns an einer wissenschaftlich genügenden 
BellJ'beitung derselben -. gäbe ein Bild zahlreidler Versume und Rückfälle in 
veraltete Ansd1auungen. wobei uns viele Gedanken, die man als ganz modern 
empfindet. schon vor langen Jahren begegnen würden. Die Psychiatrie z. B. 
hat in den dreißiger Jahren so starken Einfluß auf die Beurteilung der jugend­
lidlE'n Kriminellen gewonnen. daß in Preußen vorgeschrieben wurde, bei 
jugendlidlen Brandstiftern ohne weiteres geistige Störungen anzunehmen. 
also vor einer solchen Anklage erst die geistige Gesundheit des Beklagten fest­
zustellen. Jthnlidl wurden scllon in den vierriger Jahren jugendlidle Verur­
teilte unter StroiaufsdlUb in Berlin einer Anstalt überwiesen. die ausdrücklich 
vorn Verein für entlassene Strafgefangene zu diesem Zweck ausgestattet wurde_ 
Freilidl zeigt sidl aum hier wieder der nachteilige Einfluß der strafrechtlichen 
Ineen dllrin. daß die Anstalt in ihren Einrichtungen und ihrer Methode hinter 
den anderen Erriehungsanstalten jener Zeit weit zuriidcblieb. 

Das ganze Jahrhundert ist im besonderen erfüllt von der stets wieder auftau­
m enden Klage. daß die Verwahrlosung der Jugend. ihre Kriminalität und 
Ruheit zunehme. Die sdlreckende Wirkung dieser Klage fluf die Offentlichkeil 
wie fluf die Fcldlkreise hat hetriichtlidl dazu mitgewirkt, daß man an einer 
strafrechtlichen Behandlung von Kindern ulld Jugendlichen bei uns bis heute 
so sehr festhält und eine reinJidle Sd\eidung zwismen StrafTecht und Erzie­
hung nicht hat erreichen können. Welche Ursadlen jener Klage zugrunde 
liegen. dos zu untersudlen, geht über den Rahmen dieser Zeilen weit hinaus: 
immerhin sei doch daran erinnert. daß in ihr ein starkes Stück des uralten 
Gegensatzes des Alters und der Jugend und ihrer verschiedenen Lebensauf­
fassung enthalten ist. die vieles übertreibt und in luischem Limte sieht. Ein 
Punkt muß jedoch nom näher beleuchtet werden. Manstülzt jene Behauptungt>o 
gar sehr mit Zahlen. die eine wachsende Kriminalität der Jugend beweisen 
sollen. Demgegenüber ist entschieden zu betonen. daß die Statistik zu einem 
solchen UrteU keine genügenden Unterlagen liefert. Die Reimskriminalstatistik 
z. B .. die erst seit 1882 besteht. ist zu solchen Beweisführungen ganz unbraum­
bat. Sehen wir selbst davon ab. daß sie uns eine Statistik der Verbrechen. 
nid ll der Verbremer liefert. daß sie über dje Persönlidlkeit des Verbrechers 
nur geriJlge. wenig eingehende Angaben enthält. so unterliegen ihre Zahlen 
nodl schwerwiegenderen Bedenken. von denen einige kurz angedeutel seien. 

Diese Statistik schildert im wesentlimen die Tätigkeit der Gerichte. gibt also 
ein Bild der Verbrechen. deren Urheber ertappt wurden. nicht jedoch der be­
gangenen Verstöße gegen das Gesetz. Ein großer TeU von diesen bleibt iwer­
haupt unbekannt. bei vielen anderen werden die Täter nidll ermittelt. Die 
wirklidle Kriminalität, die gTößere oder geringere Beamtung der Gesetze im 
Volke kommt in ihr Dur in sehr vermittelter mehr oder weniger verschobenef 
Weise zum Ausdruck. wobei liudl die Gesdlidclidlkeit der Polizei wie die' 
Empfindlichkeit der Bevölkerung gegen VerbredIen eine starke Rolle spielen. 
Schon hierdurch wird das Verhältnis der Kriminalität der JU8endlimen gegen· 
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uber der der Erwachsenen. wie es in den Zahlen der Statistik erscheint. nidlt 
wenig beeinflußt. Die Geschicklichkeit des Obe1tiiters. sidl der Behörde zu 
entziehen. ist bei Erwachsenen und Kindern völlig verschieden. Der jugend­
liche Täter wird viel leichter erwischt als der erwadlsene. Nimmt also die 
Kriminalität aUer Altersklassen aus irgendeinem Grunde zu. so wird die der 
Jugendlichen nom besonders schnell sleigen. weil in den Zahlen der Krimi· 
nalstatistik verhältnismäßig mehr jugendlime Verurteilte auftauchen, da diese 
leichteT dem Richter verfallen. Von der Zunahme der Krimjnalität seit 1883 
entfällt cin gutes Viertel auf Verl>1öße gegell Gesetze. die erst in diesem Zeit­
raum neu erlassen worden sind. entfällt also auf HandJungen, die vorher ge-­
setzlich keine Verfehlungen darstellten. Gegen solche neuen, im VolksbewuJ~t­
sein ungenugend verarbeiteten Gesetze verstoßen natürlich JugendJidle leidl­
ter als Erwachsene. und da sie zudem leidlter gefaßt werden. wächst schon 
hierdurch scheinbar ihre Kriminalität. 

Noch mehr fälsdlt die Empfindlichkeit der Bevölkerung gegen Verfehlungen 
der Jugend das Bild: wese kriminelle Reizbarkeit des Publikums spielt gerad 
bei der räumlichen Zusammendrängllng der Menschen in den letzten lahr­
zehnten eine große Rolle. Die Massen, die in dem engen Rahmen unserer 
Stiidte aneinander gepreßt sind, kommen in viel häufigere und unangeneh­
mere Reibungen. als wenn sie in kleinen Siedlungen zerstreut wohnten. 
Viele jugendliche Verfehlungen werden erst hier unangenehm empfunden. 
erst hier zur redltlidleo Ahndung gebradlt, während sie sonst übersehen oder 
privatim geahndet worden wäreo. Nimmt lDan hinzu, daß der Anteil der Al­
tersklassen an der Bevölkerung, das Verhältni der Jugendlid1en zu den Er­
wachsenen zeitlidl und ortlidl srnwankt. so hat man «mon genug allge­
meine Einwirkungen auf die KriminalHälsziffer der Jugendlidlen. als daß man 
deren SdlWa/lkungen von lallr zu Jahr. von JallTzehnt zu lahrrellllt zu rnOTa­

limen SdlJußfolgerungen benutzen soUte. Zur Veransrnalilichung denke mlln 
an das gewaltige Anst:hwellen der Geburtszifler nad, dem Kriege 187017 1. 
Daraus folgt von weiteren 12 Jahren an eine ähnliche Steigerung der jugend­
lichen Bevölkerung in der Gesamtheit. Nach den obigen Ausführungen mul~ 
dies die Kriminalität der Jugendlichen in der Statistik viel stärker als in der 
Wirklidlkeit anschwellen lassen . E~ sind viel mehr Jugendlime da. die die 
BlWad,senen stören. deren kriminelle Rei:tbatkeit steigern: die Anzeigen und 
damit die polizeilichen und richterlichen Etngriffe und demzufolge die Zilfem 
der Statistik miissen wachsen, ohne daß darum das Verhalten der )ugendJidlen 
anders geworden sein müßte. 

Von zalueomäßigen Darlegungen übel die Zunahme der jugendlichen Krimi· 
nalität wird man daher am besten absehen; sie ist ein interessantes statistisdles 
Problem. aber zu praktisdlen Schlußfolgerungen nicht verwendbar. Will man 
gar irgendwelche l\nderungen der Gesetzgebung, Verwaltung und Fürsorge in 
ihrer Wirkung an den Zahlen der Krintinalstatistik der nädlsten lahre verfol­
gen. so ist das einfadl eine Spielerd, die nur unter agitatorismen Gesidlts-
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punkten gewürdigt werden kann. Wir wissen, daß es viel, viel zu viele Jugend­
lid1e und Kinder gibt, die mit dem Strafgesetz in Konflikt kommen und wir 
wissen, daß in diesen Tatsamen große Mängel der privaten und öffentlimen 
BrLiebWlg zu Tage treten. Dieser Zustand aber ist nicht neu, sondern besteht 
seit verschiedenen Menschenaltern. 
Sein langes Bestehen ist der eine. große Beweis für das. was wir diesen ZeUen 
voranstellten. Unsere strafrechtlime Behandlung der Jugend ist wirkungslos. 
Sie muß es sein. da sie ja stets nur, um ein medizinisdles Bild anzuwenden. 
die bereits Erkrankten erfassen kann, aber in keiner Weise der Krank­
heit selbst. ihrer Entstehung vorbeugen kann. denn da kann sie das 
Obel nimt fassen. Wo sie in Wirksa..mkeit tritt. da ist die Krankheit bereits 
ausgebrochen: zur Vorbeugung ist der Strafrimter und das Strafrecht völlig un­
brauchbar. Wir sahen jene Erkenntnis schon vor hundert Jahren ausgespro­
chen. gesiegt hat sie in diesem Jahrhundert leider noch nicht. 
Zunächst wandte sich die Entwicklung in anderer Richtung. Man suchte die 
Wirkung des Strafrechts auszugestalten. Die Gedanken der Besserungsstrafen. 
der Refonn der Gefängnisse gewannen in dieser Richtung für die Jugendlichen 
besondere Bedeutung. Vermag man auch nicht der Krankheit vorzubeugen. 
60 will man doch die Erkrankten heilen. die kriminellen Jugendlichen bessern. 
Solcher Versuche haben wir eine Menge gehabt Die neueste Entwicklung 
beginnt mit dem Deutschen Reichsstrafgesetz. Hier wird neben der Straffrei­
heit der Kinder unter 12 Jahren die Gruppe der bedingt Strafmündigen von 
12 - 18 Jahren einer verschiedenen strafrechtlimen Behandlung unterworfen. 
je nachdem sie die Einsicht in die Strafbarkeit ihrer Handlung besessen haben 
oder nicht. Haben sie jene Einsicht. so sollen sie gleich den Erwachsenen 
bestraft werden. freilich unter Ausschluß bestimmter schwerer Strafen. wie 
Zuchthaus und Todesstrafe. Wo jene Einsicht nicht vorhanden ist. da kann 
jedoch eine Verurteilung nicht stattfinden, sie gehen straffrei aus. gelten aIs 
strafunmündig. 
Diese Bestimmung bat zu den größten Schwierigkeiten in der Pra..'\:is wie 'zu 
theoretischen Streitigkeiten geführt. Bei engster Auslegung sCheint diese Hin­
sicht in die Strafbaxkeit überall da vorzuliegen, wo ein Wisserl von der Straf­
b8Jkeit einer bestimmten Handlung nachweisbar ist. wo z. B. die Jugendlichen 
das Gebot .Du sollst nicht stehlen' gelernt und behalten haben. Dieses äußere 
Wissen ist naturgemäß noch kein Beweis. daß der Jugendliche einsieht. daß 
und warum eine Handlung strafbar ist. Es zeugt allein von einer gedächtnis­
mäßigen Aneignung. So ist denn meistens auch jene rohe Auslegung einet 
eingehenderen Würdigung der Einsicht gewidlen. ciner intellektueUen Prüfung 
des Beschuldigten. So zweifellos dies ein Fortschritt war. so vergißt diese Auf­
fassung nodl die Tatsache, daß die intellektuelle Entwicklwlg mit der des Ge­
fühlslebens und des Willenslebens nicht stets parallel geht; vjelmebr ist der 
Verstand gerade bei Kindern und Jugendlichen oft ganz gut entwickelt. wäh­
lend der Wille gänzlidl ungeübt ist. so daß der Jugendliche nodl nidlt vermag. 
sein Handeln sei.ner Einsicht gemäß zu gestalten oder plölzlidl 8uflretenden 
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Trieben und Stimmungen zu widerstehen. SoU man also durch die venninderte 
Zurechnungsfähigkeit der Unreife der Jugend gerecht werden. so müßte d8 
eine Pormullerung der Gesefzespa.ragraphen gewählt werden. die dem Gesamt­
zustand der jugendlichen Entwicklung gerecht würde. Es sind die verschieden­
sten Vorsdiliige in dieser Richtung gemacht worden. die alle ihre besonderen 
Mängel und Vonüge haben. Neben dieser Streitfrage über den Begriff der be­
dingten Strafmündigkeit geht die andere einher. wie weit Erwachsene und 'u­
gendllche wegen anomaler Geistesbeschaffenheit straffrei ausgehen sollen, für 
ihre Taten nicht zur Verantwortung gezogen werden können. Zum Teil suchte 
man dieser Straffreiheit möglichst weite Grenzen zu stecken. um die zu enge 
Passung der Binsichtsttagen auszugleichen. Diese Versuche finden aber ihre 
Schranken an den Grundsätzen der Psychiatrie. die bei der Abgrenzung der 
geistigen Gesundheit eines Angeschuldigten ein wesentliches Wort mitzu­
sprechen hat. Mit den Wandluogen dieser Wissensdlaft in den letzten hun­
dert Jahren sind daher diese Grenzen mehrfach verschoben worden. Die 
jugendlichen Brandstifter bieten dafür ein anschauliches BUd. 

Im Grunde sind diese Verschiebungen ein Teil der völligen Anderung unserer 
Ansichten über die strafrechtliche Verantwortlichkeit der Kinder und Jugend­
lichen. Das Strafgesetzbuch läßt diese in bedingter Weise schon beim 12. le­
bensjahre beginnen. Da sonach reine Kinder unter das Strafgesetz fal1en, so 
wird der Kampf um jene Bedingungen der Verantwortlichkeit besonders be­
deutsam. Er dedd aber stets nur die Grundfrage, bis zu welchem Alter die 
Kinder nicht strafrechtlich faßbar sein sollen. Hinter ihm liegt mehr oder weni­
ger klar dllS Gefühl, daß man Kinder auch nach dem 12. Jahre nicht vonn 
Str8frecht den Erwachsenen gleich behandeln dürfe. So sind die erwähnten 
Auseinandersetzungen ein Vorläufer für den Kampf um Erhöhung jenes straf­
rechtlichen Schutzalters_ In jener Richtung ist jeder erste große Einschnitt da zu 
suchen. wo eine solche Heraufsetzung. mindestens auf das 14. Lebensjahr. 
möglichst aber auf das 16. als Gesetzesvorschlag auftritl Während mandle 
Länder in dieser Entwicklung bereits bis zum 16., audere bis zum 15. Lebens­
jahr gelangt sind. ist bei uns erst jetzt bei der lugendgerichtsnovelle in der 
Reidlstagskommission - nidlt einmal in der RegierungsvorJage - eine Her­
Ilufsetzuug auf das. 14. Lebensjahr ernstlich gefordert worden. Damit wäre eine 
erste große Besserung des bisherigen Zustandes gewonnen. 

Gelegentlich wird der Gegensatz. wird diese Frage mit der anderen durch­
einander geworfen. ob und welche Strafen gegen Kinder und Jugendlid,e an­
gewandt werden dürfen. Daß Erwachsene und Kinder verschieden zu behan­
deln sind. ist die Grundforderung; bleiben wir in diesem Zusammenhang hei 
den verfassungsmäßigen Ponnen dieser Behandlung. so heißt dies. daß Er­
wach ene strafrechtlich. Kinder erzieherisch zu behandeln sind, also StCß(e 
und Bniehung sind die Gegensätze. Ob innerhalb der Erziehung Strafen \lnd 
welrne anzuwenden sind. ist ein pädagogischer Streit, ebenso wie es eine 
Streitfrag > der strafrechtlichen Entwicklung ist, ob die Strafe.n e ... ~ieheri, cll zu 
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gestalten, also etwa als Vergeltungsstrafen anzusehen sind, oder dergleichen. 
Zwischen Kindern und Erwachsenen aber ist stets der grundlegende Gegen­
satz, daß die einen erzogen, die anderen bestraft werden. Die Anwendung 
bestimmter Slrafell in der Erziehung kann nur von erdeherischen Gesichts­
punkten aus gefordert oder abgelehnt \ erden: heide Ansdlauungen werden 
aber darin einig sein mü sen, daß in dem hier erörterten Gegensalz Kinder zu 
erziehen. nicht zu bestrafen sind. 

Eine sdlürfe Grel1zscheidung zwischen heiden Ansrnauungen wird aber da­
durch ersrnwert, daß sie nebeneinander noch bei unserer heutigen Gesetz­
gebung für das Alter von 12 - 18 Jahren zur Wirksamkeit kommen OUell. 
Hierdurch elltsteht ein flist unheilbarer Wirrwarr, der bei vie1en Tagungen 
der letzten Jahre sich in der Unmöglid1keit einer wirklirnen Verständigung 
zeigte. Ein Einwand gegen gründlidle Anderungen, der eben aus diesem Wirr­
warr der Begriffe seine Kraft saugt, ist der, daß durch Erziehung statt Strafe 
eine Verweirnlidmng in der ße11andlung der Jugendlichen eintrete. Immer 
wieder werden da Beispiele von Jugendrichtern angeführt, die eben, weil sie 
zu wenig gestraft hätten, den Respekt bei den Jugendlichen vollständig ver­
loren hätten; sie seien eben zu gutmütig gewesen, weil sie überall eJ:Ziehen 
wollten. Diese Darstellung ist ein klassischer Fall jener Verwirrung. 

Es ist nodl sehr die Frage, welche Behandlung die strengere und härtere sein 
kann, die Erziehung oder die Strafe. Erziehen heißt dodl niebt verwöhnen, 
sondern beißt. den jugendlieben Mensdlen mit allen erzieherisdlen Mitte1n zu 
einem tümtigen Glied der Gesellschaft gestalten. Man kann, wie der Verfas­
ser dieser Zeilen, die körperlirnen Strafen im allgemeinen verwerfen; aber 
damit verliert man noch keineswegs die Mittel zu einer ernsthaften Einwir­
kung auf die Kinder und die Jugendlimen. Die ]ugendlidlen selbst, soweit sie 
eigene Erfahrung auf diesem Gebiete besitzen, wissen sehr wohl zu unter­
sdleiden, ob die strafredltliche oder die e:rzieherisdle Behandlung die strengere 
ist. Stets klagt man in der Fürsorge-Erziehung darüber, daß Jugendlidl Straf­
taten begehen, um aus der Fürsorge-Erziehung ins Gefängnis zu kommen ; sie 
halten also das Gefängni für die mildere Form der Behandlung. Man mißver­
steht diese Auffassung der Jugendlichen vollständig, wenn man darin nur ein 
Zeidlen besonderer Verwahrlosung erblicken will. Im allgemeinen beweist sie 
nur, daß die Jugendlichen die heiden Behandlungsformen frei von aller Thefj­

rie rein nadl ihrer praktisdlen Wirkung und aus ihrer persönlidlen Erfahrung 
heraus beurteilen. Da Strafredlt verhängt :reitlich besduäukte Strafen, die nur 
einfach in der Einsperrung mit einem gewissen, leidlirnen Arbeitszwang be­
stehen, die aber mit iluem ZeitabJauf ihr Ende erreichen. Der Jugencllime 
weiß bei einer solchen Verurteilung genau, wann er die Freiheit wiedersieht, 
und weiß genau, wie es ihm ergehen wird, daß er vor aUem bei einer gewissen 
Anpassung in den formellen Betrieb der Strafanstalt dort ein ganz ruhiges 
Leben führen kann. Ganz anders ist es bei der Erziehung, z. B. bei der er­
wähnten Fürsorge-Erziehung. Diese Dberweisung gibt ihn bis zu seiner Voll-
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jährigkeit unter die Hände der Brziehungsbehörde. sie verlangt von dem Ju.­
gendlichen eine gründlime Änderung unJ Ausbildung, sie verfügt über dne 
Menge von Erziehungsmethoden, die noch gar nimt strenge zu sein braud\en, 
um dem Jugendlimen viel unbehaglimer zu erscheinen als das einfache Ge­
fängnis. Das Urteil der JugendJichen. die Gefängnis statt Fürsorge-Erziehung 
wollen. ist also keineswegs aus besonderer Verworfenheit hervorgegangen, 
sondern ein einfamer, hömst naheliegender Erfahrungssmluß. Natürlich wer­
den wir es nicht olme weiteres teilen. weu wir die gesellsmafdidle Adlltmg, 
die mehr oder minder mit der Strafe verbunden ist. entsprechend werten, aber 
gegenüber den seltsamen Behauptungen, daß die Jugend erziehen slatt sie 
strafredltlim zu behandeln, heißen könne, sie verweidllimen, ihnen die Smeu 
vor dem Gesetze nelunen, darf man doch darauf hinweisen, daß die Meinung 
der Jugendlichen selbst viel ridltiger und den Tatsachen entspredlender ist. 
Tatsächlich kann ja der Strafrichter. der allein auf den engen Rahmen der ge­
setzlid1en Strafmittel angewiesen ist. gegen Jugendlime gar nimts unternell­
men. das nidlt in derselben Weise. ja in viel wirksamerer und planrnäßigerer 
Art der Vormundsdutftsrichter wie auch der Vormund allein smon unter­
nehmen könnte. Der Jugendli<he urteilt also ganz korrekt. wenn er sich 
wünscht, wenn er smon jemand in die Hände fällt. dann dem Strafrimter an­
heim zu faUen, der nur wenige, ganz genau umsduiebene. zeitlim begrenzte 
Eingriffe zur Verfügung hllt, aber nicht dem Emehungsrimter oder dem Bemfs­
vormund, dem das Gesetz weniger solche unberemtigten Schranken auferlegt. 
NatÜIÜrn gelten diese Ausführungen nur gegen jene törichten Einwände. daß 
man durch Brziehung statt durch Strafe einem sd1\vädilidlen Vorgehen gegen 
die Jugendlidlen das Wort rede. Auf das große Ganze gesehen. wird man no­
türlich sagen müssen, daß die Erzielmng nicht als das härtere Mittel vorzuzie-­
hen sei, sondern als das zweckmäßigere und durchgreifendere, das viel meh, 
Aussid1ten auf Erfolg hat als das ganze Strafremt samt dem besten Strafvull­
zuge. Die neuere Entwicklung in der Behandlung von Kindern und Jugend­
limen ist, wie schon erwähnt. (lle Aussrneidung heider bis zu einem gewLscn 
Alter aus der strafredltümen Behandlung und deren Ersatz durch Brziehung. 

Den ersten Sduitt dieser Entwicklung bildet der § 55 des Rc.idls-Strafgesetz­
bums. Er sprimt mnädlst aus, daß Kinder unter 12 lahren strafredltlid\ nidu 
verfolgt werden können; er entzieht also wenigstens den größeren Teil der 
Sd1Ulkinder dem Strafridlter. Er überläßt ferner die erforderlirnen erzi heri­
schen Maßnaluuen (die zur Besserung und Beaufsimtigung geeigneten Maß­
regeln) elen landesgesetzlidlen Vorschriften, die nur in der einen Hinsicht ge­
bunden werden, daß eine Wegnahme des Kindes aus einer Familie nur dann 
erfolgen darf. wenn das Vormundsd\sftsgerimt die Begehung der Handlung 
- also das trafbare Delikl - festgestellt und die Unterbringung außerhalb 
der eigenen Pamilie für zulässig erklärt hat. Damit wird vom Strafrichter weg 
dem deutsdIen Erziehungsrichter. dem Vormundschaftsridller eine besondere 
Befugnis überwiesen, deren Bedeutung Inlln nur verstehen kann, wenn mun 
sidl an die besondere Stellung eben dieses Erziehungsrichters im Deutschen 
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Reidl erinnell, die gerade unter den neueren Streitigkeiten wieder vielfad1 
verkannr worden ist.1 

Der Vonnundsdlaftsridlter erhält durch jenen § 55 StGB das Red1t. ein Kind 
WHer 12 Jahren. das eine strafbare Handlung begangen hat. in einer Familie. 
Erziehungsanstalt oder Besserungsunstalt unterbringen zu lassen. Damit wird 
ihm für einen großen Teil dieser Kinder keineswegs eine neue Bdugnis gege­
ben. Er hatte vielmehr dasselbe Redlt je nach den verschiedenen Landesteilen 
des Reimes schon für einen beträchtlid1en Teil dieser Kinder. Der Vormund­
sdHlftsrichter ist im Deutschen Reid1e sdlOn für eine große Anzahl von Kin­
dern von Alters her als El7.iehungsridlter tätig. nämlid1 überall für Kinder. 
die unter Vonnundsrnaft stehen. Einerlei. ob der Vormund nur ausführendes 
Orgon des Vormundschaftsrichters ist. wie im alten preußischen Landrecht. 
oder ob der Vormund selbständig unter Aufsicht des Gerichts handeln kann - , 
in beiden Fällen kann der Richter ein bevonnundetes Kind, falls er es für eT­

forderlid1 erachtet, in einer anderen Pamilie, in einer Erziehung - oder Besse­
rungsanstalt bis zu seiner Volljährigkeit unterbringen lassen. Soweit also jene 
straffälligen Kinder unter ) 2 Iahten bereits unter Vormundschaft 81 hen. 
köllille der Erziehungsrichter sie schon ohne jenen § 55 in geeigneter Weise 
unterbringeIl lassen . Für sie hatte jener § 55 also gar keine Bedeutung. Die be­
vormundeten Kinder spielen aber. wie wir wissen, unter den slraffälligen 
Kindern eine ga1lZ besonders große Rolle. Doth in manchen Teilen des Rei­
ches war seine Bedeutung noch geringer. Im Königreich Sadlsen z. B. besaß 
der Vonnundschaftsrühter schon eit Mitte des Jahrhunderts audl bei den 
Kindern, die unter elterlicher Gewalt standen und bei den Eltern sidl befan­
den , in Fällen, wo die Eltern ihre elterliche Gewalt zum Sdladen der Kinder 
mißbraud1ten - die näheren Bestimmungen können wir hier übergehen -. 
das Recht. diese Kinder in geeigneter Weise zu versorgen. also sie beauf idl­
tigen ZU lassen. ihnen Pfleger zu bestellen, denen ein Teil der elterlidlell Ge­
walt übertragen wurde, oder auch die Kinder von den Eltern zu trennen lind 
in Anstalten oder fremden Familien erziehen zu lassen. Auch für diese Gruppe 
gab daher jener § 55 StGB dem Erziehungsrichter keineswegs irgendwelche 
l1eUe Befugnisse. ei n Wert ist also von der Seite des Erziehungsrid1ters nidlt 
allzu groß anzusdJlagen. Bedeutung hat er wesentlich als ein erstes Anzeichen. 
daß das Slra!redlt beginnt, in der Behandlung der Jugendlichen den Strairid1-
ter auszuschalten und an seine Stelle den Thziehungsricbter. und zwar den 
alten deutsd1en Erziehungsrid1ter des Vormundschaftsgerichtes zu setzen. 

Wo päter auf Grund dieses Paragraphen wie in Preußen besondere l.andes­
gesetze geschaffen werden, die eine Zwangsel7.iehung auf Grund dieser straf­
rechtlichen Vorschriften für Kinder von 6 bis 12 Jahren ennöglichen sollen. 
waren sie. von der Kostenfrage abgesehen. ein Fortschritt nur für Kinder. die 

I Ein Ur1eil über die Behandlung der Tugendlicben, besonders ihre slrafrecblliche. 
ist bei uns gar nicht möglich. ohne eingebende Kennlnis des deutsdten Erzie­
hungsgerichts und des ganzen Vonnunclschaitsweseos. 
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unter elterlicher Gewalt standen. während für bevormundete schaD vid weiter­
gehende Eingriffe - nämlich solche. die nicht an das Vorhandensein eines 
strafbaren Vergehens geknüpft waren - gesetzHch ermögHcht waren. Immer­
hin haben diese Landesgesetze den Wert. daß sie jenes stärkere Eintreten des 
Erziehungsridlters für eine gewisse Anzahl von Fällen durdlführten. seine Stei­
lung also besonders hervorhoben. In mehreren Ländern wurden darüber hin­
aus Eingriffe dieses Brziehungsridlters auch dann zugelassen. wenn die Eltern 
ihre dterliche Gewalt besaßen. also in mehr oder minder großem Umfang nodl 
weitere Eingriffe in die elterlid,e Gewalt gutgeheißen. Damit ist im Grunde 
schon der gerade Weg vorgezeichnet. den die Entwicklung unseres deutsdIen 
Erziehungsgerichtes hätte gehen können -, Ausgestaltung der erzieherischen 
Eingriffe in die Familie rein vom Hrziehungsrerote aus. Daß dieser Fortsduitt 
erst auf vielen Umwegen erreicht werden wird. ist die Folge des Pesthaltens 
unserer Strafgesetzgebung an der strafrechtlidlen Behandlullg von Jugend­
lichen. besonders von Schulkindern. 

Die modernen Tendenzen in der Strafrechtspflege haben zunäd,st im Strnf­
vollzug zu Versuchen grundlegender Art geführt. die unter anderem darauf 
hinausgingen, die jüngeren Gefangenen etwa bis ZUIH 25. oder 30. Lebens­
jahre einer enieherisch au.gestlilteten Art d Strllfvollzug zU unterwerfen 
illld dieser Änderung des Strafvollzugs aud, das Strafredlt selber anzupas.c lI . 
tüer liegt der Kern der Entwicklung darin . den Strafvollzug selbst. die EinriJ,· 
tung ge""isser Gcfüngni e or allem so auszugestalten. daß die Strafe einen 
bessernden Binfluß auf den Insassen ausübt. Diese Gedankengänge treffen 
mit den vorher erwähnten im Grunde gar nid1t zusammen. Er t da. WQ die 
Frage. ob Erzielmng oder Strafe im Sinne der Strafe entsdliedeD ist. kommt 
die weitere Erwägung. wie denn nun die Strafe auszugestalten sei. Wäre diese 
Bewegung bei uns im Deutschen Reiche früher und erfolgreicher aufgetreten , 
so würde sich die Abgrenzung von Erziehung uml Strafe in viel einsidltigerer 
und folgerichtigerer Weise vollzogen haben. Wäre der Strafvollzug für jüngere 
Gefongene etwa in der An arnerikanischer Reformgefängnlssc ausgestaltet 
worden. hätten sidl die Ansätze. die wir in dieser Richtung im Laufe des vori­
gen Jahrhunderts rnel1fmals gemadlt haben. unter günstigen Umstiinden ent­
wickdn können. so würde es kaum Bedenken erregt haben. die Jugendlidten 
vom 16. Jahre an dieser eIben. erzieherisch gestalteten Strafe zu unterwerfen. 
sie dem Strafrichter und dem Strafvollzug zu überlassen. der durdl seine ganze 
Behandlung jüngerer Gefangenen dann Gewähr genug für eine gute Erledi­
gung auch dieser Aufgabe geboten hätte. Aber die unglüddidle Abgrenzung 
des Zeitraumes vom 12. - 18. Jalue für die bedingte Strafmündigkeit warf in 
diesem Rahmen viel versdliedenartigere Elemente durcheinander. als sie z. B. 
die ganze Zeit vom 18. LebensjallTe his zum 80. umfassen k61ID. So erleben 
wir im letzten Menschenalter und wohl noch im kommenden eine Fülle von 
Versuchen. diese ganz unvereinbaren Elemente straIrechtJich be ser zu beein­
flussen. wobei immer wieder die Scheidung von Strafrecht und Erziehung, 
sowie die erzieherische Gestaltung der Strafe - zwei völlig getrennte Pro-
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bleme - durcheinander geworfen werden. Freilich. die ersten weiteren Ver­
suche auf diesem Gebiete bewegen sich nodl annähernd in einer festen Rim­
tung_ 

Das Strafgesetzbum smreLbt bei den Jugendlimen von 12 bis 18 Jahren ~ 
man muß stets (üese Zeitbegrenzung hi02ufügen. da )ugendlidle im Sirule des 
Bürgerlimen Redltes auch die 18- bis 21-jährigen sind. und da es andererseits 
im Sinne der Erollehung zweifellos völlig falsch ist. auch die 12- 14 lallTe alten 
Kinder - also Sdmlkinder - als Jugendliche in irgendeinem technischen 
Sinne zu bezeidmen -. bei diesen Jugendlimen sdueibt das Strafgesetzbuch 
vor. daß sie bei vorhandener Einsicht zu verurteilen seien. Damit verfielen sie 
dem gewöhnlidlen Strafvollzug. an dessen Ausgestaltung für Jugendlidle in 
manmerlei Weise mit geringem Erfolg gearbeitet wurde. ohne daß sid, iJ1(les­
sen für die wirksame Behandlung von Schulkindern und ziemlich erwad,se­
nen Jungen von 16 - 18 Jarnen wirklim einheiilime Portschritte erzielen lie­
ßen. Für die aber. die wegen mangelnder Einsicht freigesprochen wurden, tral 
die andere Meinung: Erziehung statt Strafe in Wirksamkeit. und zwar sollte 
für sie der Strafrichter die Art der erziehlichen 8E!handlung: Verbleiben im 
Elternhause oder Unterbringung in einer Besserungs- oder Erziehungsanstalt, 
bestimmen. Es trat zwar begrifflich Erziehung an die Stelle der Strafe. aber die 
DurdUührung blieb in der Hand derselben Behörden. So entstand eine 
Zwangserziehung durch die Strafvollzugsbehörden. die zum Teil noch heute 
damit betraut sind. Im Grunde aber handelte es sich um eine Aufgabe. die mit 
der BesseruJlg des Strafvollzugs. mit dem Problem, Enieherisdle Gestaltung 
der Strafe. gar nichts zu tUn hatte. Die Unterordnung der Zwangserziehling 
unter die Strafvollzugsbehörden hat der Bntvvidchmg der dazu gehörigen An­
stalten die sd,wersten Hindemisse in den Weg gelegt. Mit Bewunderung er· 
füllt es zu sehen. was einzelneAnstaltsleiter trotz der behördlichen Vorsdlriften 
aus diesen Anstalten haben machen können; aber im ganzen i.st der sdläd· 
lidw Einfluß nicht durch soldle Einzelkrähe aufgehoben worden. 

Ein kleines Stück voran gingen hier einzelne deutsdle Landesgesetze. indem 
sie wenig tens die Durdl!ührung der Zwangser-~iehung. sowie sie der Straf­
richter verhängt ha.tte. denselben Behörden überwiesen. weld,e die Durdlfüh­
rung der vom Eniehungsgericht angeordneten Anstaltserziehung in der Hand 
hatten. So war hier ein Zwitterding geschaffen: Eine Erziehung. die von dem 
Strafridlfer ausgespro 'h n, von der Erziehungsbehärde durdlgeführt wurde. 
Die Erziehungsgeridlte würden darau nur geringe. unwesentlidle Vorteile 
gezogen haben. hätten sie nidlt von Al1ers her einen großen Wirkungskreis 
aus dem VormundschaItsrecht gehabt. der ihnen seit 1900 durch das Bürger­
lidle Gesetzbuch und die Landesgesetze überall so weit ausgedehnt wurrle, 
wie es in den fortgeschrittensten Staaten vor 19UO der Pali war. Hier frat an 
die SteIle der repressiven Tätigkeit de Strafrechts. das warten muß, bis das 
Kind in den Brunnen gefallen ist. zum Teil eine wirklich vorbeugende Arbeit, 
die eine öffentliche Erziehung. je nach dem Erziehungsbedürfnis des Kindes. 
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verhängen konnte. Diese EntwickJung innerhalb des Vormundschaftsrechtes 
ist noch nicht abgeschlossen und weist natürlich viel aussichtsreichere Wege 
als die lediglich vom Strafrecht ausgehenden, die ZU.T Vorbeugung regelmäßig 
zu spät kommen müssen. Ihr bedeutsamster POrtsdlritt besteht in der Ausge­
staltung der Vormundschaft. die die wesentliche Waffe des Rrziehungsgerimtes 
ist. im besonderen in dem . was unter Berufsvonnundschaft zusarnmengefaßt 
wird. 

Der augenblickliche Zustand .im Deutschen Reiche wird aber nid1t durch diese 
Grundlinie der Entwicklung bestimmt. sondern durch eine zwischenein lau­
fende Episode, die das Gesamtbild zurzeit vollständig verschiebt. In England 
und Amerika. die Erziehungsgerichte im Sinne unserer deutschen Zustände 
nie gekannt haben. die Vonnundsd1aft als fürsorglid1e Einrichtung nicht oder 
nicht mehr benutzten. war man gezwungen. die rechtliche Grundlage für einen 
planmäßigen Kinder- und Jugendschutz im Strafred1t zu sud1en. Man mußte 
notgedrungen. da man einen Erziehungsridlter nicht hatte, den Strafrid11er 
mit erzieherischen Aufgaben ausstatten. So entstand derenglisch-amerikanische 
Jugeodrid1ter. ein Strafrichter. der erzieherische Aufgaben für die Jugend mit 
erfüllen soll. Der innere Widerspruch zwischen Erziehung und Strafe führte dann 
rasch dazu. diesen Strafrichter mehr und mehr in einen Vonnundschaltsrichter 
-zu verwandeln Imd ihm Hilfsorgane fürsorglidler Art. einen Ersatz der deut­
schen Vormünder, an die Seite zu stellen. Diese Entwicklung hat im Ausl811de 
ihren folgerichtigen Abschluß in Ländern wie Belgien gefunden. dessen neue­
ste }ugendgesetze dem Jugendridlter allen strafrechtlirnen Charakter abgestreift 
haben. 0 daß er Strafen im rechtlid1en Sinne überhaupt nicht mehr verhängen 
kann. Er ist damit seinem Wesen nach das geworden, was der deutsche Vor­
mundschaftsridlter seit Alters gewesen ist. ein Erziehungsridlter. der nicht au ' 
dem Strafrecht. sondern aus den öffentlichen Aufgaben der Erziehung herau 
in seiner StelJUllg und seinem Handeln onentiert ist. Das Wesen des Jugend­
richters liegt eben darin. daß er. ursprünglich Strafrichter. diesen Charakter 
mehr und mehr ablegt und zum ErziehuJ)~richter wird; die Verbindung von 
Strafrid,ter und Bl'7.iehungsrichler ist nid, t wesentlich bei ü1m. sondern wider­
spricht im Gegenteil seinem eigentlichen Wesen und ist nur ein Dbergangs­
zustand. der. wie erwähnt. vielfach bereits überwunden ist. 

An den anfänglichen Charakter des Jugendtimters als Verbindung von Straf­
richter und Erziehungsrichter lehnt sich nun ein Ver uch an , im Deutsdlell 
Reid\e. wo die gesetzlichen Anderungen sehr langsam nur vorangingen , rein 
verwalttlngsmäßig einen gewissen Fortschritt zu erreichen. AI solches Hilfs­
mittel für eine Obcrgangszeit, als ein verwallungsmäßiger Ersatz da. wo gesetz­
lim Besseres nid1t zu erlangen war, WBr der Gedanke K ö h n e . die Aufgabe 
des Strafrichters bei Jugendlichen einfach dem Vormundschaftsrirnter zu 
überweisen und diesen kombinierten Vonnundschafts- und Strafrimter 1u­
gendridller zu nennen, wirkHd1 genial. Sie haI drum audo eine Füll, versd lie­
denster Versud1e und eine reid1haltige Literatur hervorgerufen. Pür die Ge-
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samtentwicklun.8. von ihren Leistungen in der tJbergangszeit abgesehen. wird 
sie freilich weit mehr im ungünstigen als im günstigen Sinne in Betracht 
kommen. Sie hat das Streben nach einer planmäßigen Abgrenzung von Strafe 
und Erziehung im Deutsd1en Reiche arg in den Hintergrund gedrängt. so stark. 
daß die Bewegung trotz der wohlausgebildeten Erziehung gerichte Deutsch­
lands gegenüber dem Au lande ins Hintertreffen zu kommen droht. Während 
z. B. in Belgien bis zum 15. Lebensjahre strafrechtlid,e Behandlung der Ju­
gend beseitigt ist. kämpft man im Deutschen Reiche noch um das Elementar­
recht. daß SchuJkinder nicht vor den Strafridlter gebracht werden. Diese 
schädlidle WiIkung für den Gesamtfortschritt. der ja im Augenblick durch die 
günstigen Wirkungen in der Obergangszeit einigermaßen wettgemacht wird. 
beruht in erster Linie auf folgendem: Durch die Belastung des Richters mit 
_ traJrechtlimen Aulgahen im Jugendgeridlt wird der strafredltliche Gesichts­
pWlkt für die Behandlung der Jugend sehr wesentlich gestärkt Der Richter. der 
durch das Strafrecht als Jugendrichter kein(.rlei neue wiIksame Hilfsmittel zur 
Behandlung des Jugendlichen erhält, die er nid,t als all,,:iniger VOTmund-
maftsrid,ter bereits besaß. wird gezwungen, neben den eniehlichen Gesidlts­

punkten atKtJ auf seine Aufgaben als StTafrichter Rücksicht zu nehmen. die 
strafrechtlichen Erwägungen in gewissem Umfange mitsprechen :zu !a..o:;sen, was 
entsdlieclen gegeniiher dem reinen E17jehungsridlter ein lamteil ist. der eben 
erst ganz beseitigt werden kann. wenn dieser deut d,e JIJgendridlter. diese 
Verbindung von Vom)Undsmafts- und Strafrichter. wieder aufgehoben und 
:r.um reinen Eniehungsrichter. zum Vonnundsdlaftsrichter für die Behandlung 
der Jllgendlidlen zurückgekehrt wird . Am stärksten zei!,7f skh dieser strafrecht­
liche chädlidle Einfluß darin . daß eine ganz neue Art von Beamten mit er­
ziehümen Fragen befaßt werden. die Staatsanwälte. die man doch in aller­
letzter Linie zu Jllgendeniehern nehmen würde. Ist sdlOn der Strafrichter dazu 
wenig geeignct. so erst recht nicht der Staatsanwalt. besonders in Deutsd11and. 
wo er nicht unabhängig ist. sondern Behördendlarakrer besit-r.t. Noch weniger 
wie der Strafrid,ter winJ der Staatsanwalt auf die Dauer bei dcn Jugendlidlen 
und innerhalb der Bevölkerung - was eben sehr wichtig ist - jenes Ver­
trauen als enieillidle Instanz gewinnen können. das zu einer erzieherischen 
erfolgreichen Behandlung der Jugend unerläßlidl ist. Selbst wenn man dlls 
Legalitätsprinzip. den Anklagezwang für jedes gesetzwidrige Vorgehen auf­
heben würde. müßte der StaatsanwaJl gleidl dem Strafrid,ter dodl in jedem 
Falle erwägen, ob nicht staatlicne Rücksidlten eine Bestrafung des Jugend­
lichen erfordern. wäbrend sonst die Eniehung allein für die Erwägung aus­
schlaggebend sein würde. So wird der Staatsanwalt sich nie das offene Ver­
trauen bei den Jugendlimen in jeder Hinsimt erhalten können. da sie. be­
sonders aber ihre AngehörigeIl. stets mit der MögUdlkeit rechnen müssen. 
daß offene Mitteilungen doch ein strafrechtliches Verfahren nach sim ziehen. 
Aus demselben Grund verbietet sich die offene. rück$id,tslose Zusammen­
arbeit freier Vereine und im Ehrenamt tätiger Persönlid,keiten mit dem Staats­
anwalt. wie eine solche für den Vormundsdlaftsrichter und Erziehungsrimter 
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unerläßUch ist und in den zahlreimen Formen der Berufsvormundsdtaft. der 
organisierten Vormundschaft, im letzten Jahrzehnt sich mannigfaltig entwik­
kelte. Wenn der Jugendliche seinem Erziehungsfreunde. z. B. einem Verein. 
offen Mitteilungen über sein Leben, auch über Vergehen. die dem Gerichte 
nodl unbekannt sind. macht - und vom erziehlidlen Standpunkte ist eine 
soldle offene Ausspradle ja nur zu wünschen -, so wird der Verein von 
diesen Dingen dem Staatsanwalt gegenüber auch zur Begründung erziehlicher 
oder sonst dem Angeklagten günstiger Dinge nie ohne Vertrauensbrudl gegen 
den Jugendlichen Gebrauch ruamen können , weil der Staatsanwalt wenigstens 
erwägen muß. ob ein Vorgehen im Interesse des Staates erforderlidl ist. Das 
stärkere Hervortreten des Staatsanwaltes. das bei manchen Jugendridltem 
ogar zum besonderen Namen .Jugend-Staatsanwalt" geführt hat. beruht M ­

türlim auf der hervorragenden Leistung und dem herzlidlerl Eifer b sonder. 
begabter einzelner Staatsanwälte; es zeigt E,m deutlichsten. welme Verwimmg 
entsteht. wenn ein Aushilfsmittel für die Dbergangszeit fälschlich die Gesidlts­
punkte der Gesamtentwicklung :rurückdtiingt. 

Gefördert wird das starke Eindringen strafrechtlidler Erwiigungen in die Ju­
gendfürsorge nodl dadurch. daß in manchen Teilen Deutschlands eine Verbin­
dung VOll Vormundsdlaftsrichter \.I nd Strafrichter aus formellen Gründen nicht 
möglidl, daß man hier aber doch den Strafri dlter. der die Jugendlichen behan­
delt. Jugendrichter nennt. obwohl er ein einfadler Strafridlter bleibt. der zufäl · 
lig JugemTIid,e aburteilt. Das ist natürlid, eine weitere Begriffsversdliebung 
nach der ungünstigen S<>J te. In ähnlidler Ridltung wirkt es, daß vielfach aus 
fomlellen Grunden nicllt einfadl den Vormundschaftsrid,tem die Straffälle ge­
gen JugendUche überwiesen werden. die sonst auch VOll ihnen behandelt wer­
den, wenn sie ohne Slraftat eniehlidlerEingriffe bedüden. sondern daß einzelne 
bestimmte Ridlter für jugendlidle Strafsadleo besonders ausgewählt werden, 
dit> zuer~t als Strafridlter zuständig werden und danadl die vormundschafts­
ridlterliche Zuständigkeit für diesen }ugendlid1en erlangen. So ·gibt es dann 
zwei Sorten Erziehungsrichter nebeneinander: die einfachen Vonnundsd,afts­
richteJ. die das Hauptgebiet der erziehungsrich.terlichen Arbeit haben. und die 
Jugendstrafridlter. denen die erziehungsrichterliche Tätigkeit für die straf­
fällig gewordenen Jugendlichen überwiesen ist. die also in stllrkt!ß1 Mal;e von 
der vorbeugenden Sdlutzarbeit ausgeschlossen sind. 

Wie sehr dadurch eine rasche Entwicklung der Rrziehungsgerichte im Deut­
schen Reiche gehindert wird und eine arge Zersplitterung an die Stelle der 
bisherigen Binheitlidlkeit zu treten droht. sieht man daraus. daß das Interesse 
für eine Erhöhung des StrafaLters bis zum 14. Jahre nimt einmal allgemein 
durmgedrungen ist. und wo es sidl um die Erhöhung his zum 16. Lebensjahre 
handelt. scheinbar nicht einmal von der Mehrheit geteilt wird. Dieser Wider­
stand wird natürlidl erst viel später als sonst überwunden. wenn man 
sagen kann, daß diese Jugendlieben von 14 - 16 Jahren ja gar Olmt dem 
Strafrichter. sondern dem viel besseren Zwittergebilde des Strai-Er'"l.iehung -
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richters, dem Jugendrichter überwiesen werden sollen, der ja nichts anderes sei 
als ein Erziehungsrichter mit denselben Rechten wie ein Vormundschaftsrich­
ter. Bedauerlidlerweise sollte dieser Schwebezustand. der unsere bedeutenden 
Fortschritte stark aufhalten wird. neuerdings durch ein sogenanntes Jugend­
gesetz bedeutend verlängert werden. das strafrechtliche Behandlung im Regie­
rungsentwurf sogar für Schulkinder. nach den neueren Vorschlägen minde­
stens noch für 14- 16-jährige Jugendliche vorsah.. Es würde für den Obergangs­
zustand vielleicht mancherlei Erleichterungen bringen. falls elie vielen kleinen 
Streitpunkte. mit deren Behandlung die Jugendgericbtsfrage angefüllt ist, darin 
eine günstige Erledigung fänden. Sadilich hätte es eine Besserung kaum ge­
bracht.. Das Ziel wird nach wie vor bleiben, über alle Obergangsstadien hinaus 
dazu zu gelangen, wo manche fremde Länder bereits sind. bis zum 16. Lebens­
jahre Erziehung und Unterstellung unter den Vormundschaftsrichter. vom 
16. Lebensjahre. möglichst erst vorn 17. Unterstellung unter den Strafrichter 
und Behandlung mit verbesserten. erzieherisch ausgestalteten Strafmitteln. die 
in gleicher Weise für die jüngeren Verurteilten bis zum 25. oder 30. Lebens­
jahre auszubauen wären. 

Zu : ehr. J. Klumker, Die straffälJigen Jugendlichen 
von Albert K.r e b 5 

1. Die hier erneut abgedruckte Abhandlul18 erschien zuerst als Beitrag zu 
dem Handbuch .Jugendfürsorge·. das der Direktor der Behörde für ö{fent­
lidle )ugend1ürsorge. Dr. Petersen - Hamburg, im Jahre 1913 zu ammen­
gestellt hatte. Der Sammelband wurde nad1 Petersens Tod 1915 von der 
Deutschen Zentrale für Jugendfürsorge herausgegeben. Past gleichzeitig er­
folgte ein Abdmck des gleichen Textes, der in dem HandbIlch den Titel . Die 
kriminellen JugendJichen" trug, in der Zeitschrift für das Armenwe: en (\ 915 
[161 59 ff.) mit dem geänderten Titel .Die straffäOigen Jugendlid1en" . 

Was mag den Verfasser zur Titeländerung veranlaßt haben? Die Gründe hier­
für sind im einzelnen nicht bekannt. Wohl aber vertrat Klumker in den zwan­
ziger Jahren dem Verfasser dieser Zeilen gegenüber die Auffassung. daß 
zwischen .Straffäl1igkeit" und .Kriminalität" untersd1ieden werden müsse. 
Minderjährige sollten in der Regel nicht als "Kriminelle" bezeichnet werden. 
Die weiter mögliche Frage. welche Forderungen aus den Ausfi.ihnmgen KlulTI­
kers gezogen wurden, ist dahingehend zu beantworten: Dies ist nicht im ein­
zelnen nachzuweisen , obwohl die Fachwelt ihnen große Bedeutung beimaß. 
Die Beachtung wird ersichtlich z. B. aus den Aufsätzen über Jugendzeit und 
Strafmündigkeit von, Noppet von Düring, Prancke und Kramer (Zentral· 
hlatt für Jugendrecht und Jugendwohlfahrt 1927 1191 200 ff.). - Wesen tl eh 
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ist. daß in der Abhandlung das Problem Rechtsstrafe und Erziehungsstrafe 
erkannt und zu klären versudlt wird. Jede Generation hat die ihr gemäßen 
Folgerungen aUS solcher Spannung zu ziehen. Damals lautete der VOJsduag 
zu einer Lösung: Erhöhung der Strafmündigkeitsgrenze. 

Wie ist es möglich, Klumkers Anschauungen nod\ eingehender. als es durch 
das Studium des Aufsatzes • Die straffälligen Jugendlichen" geschehen kann. 
kennenzulemen? Die knappe ZaIll seiner BumveröffeJltlichungen. aber die 
große Zal11 seiner Aufsätze in Sammelwerken und Zeitschriften l{ißt dies zu. 
Leider sind seine wichtigsten Abhandlungen noch nicht gesammelt und neu 
herausgegeben. Bin Teil hatte zweifellos vor allem für die Zeit Bedeutung. in 
der die Veröffentlichung erfolgte. Es fehlt weiter eine Biographie Klumkers 
und aud1 eine Gesamtdarstellung der Gesd1imte der Fürsorge im ersten 
Drittel unseres Jahrhunderts. aus der deutlich wird. welche Stellung Klumker 
als Anreger. als Organisator und als Wis enschaftler darin einnahm. 

Zum 100. Geburtstag Klumkers (am 22. 12. 1968) traf dankenswerterweise 
Gerd Nei es eine Auswahl aus den VeröffentUdmngen. die. mit einer länge­
ren Einleitung versehen. in der Reihe . Schriften des Deutsmen Vereins für 
öffentliche und private Fürsorge", Schrift 243. ersd1ien. Eine weitere Quelle 
der Unterrichtung sind die von Freunden und Sdli:ilern als .Pestgabe· zum 
60. Geburtstag zusammengestellten Abhandlungen. Die Pestgabe trägt den 
die Lebensarbeit des Geehrten kennzeidmenden Titel . Fürsorge als persön­
liche Hilfe" . Mit diesem Kennwort über das Wesen der Aufgabe zur ber­
windwlg der Hilfsbedürftigkeit, das heute allgemein gültig ist. agt Klumker 
aus: .Die Fürsorge will den Armen. soweit irgend möglich. wieder selb tän­
dig machen. Hilfe zur Selbsthilfe ist eine der ältesten Porderungen der Für­
sorge. 

Die Stellung Klumkers im Rahmen der FÜIsorgebestrebungen in Frankfurt am 
Majn. die auf das gesamte Reimsgebiet ausstrahlten. geht auch aus dem Werke 
von Hans Aminger • WiJhelm Merton in seiner Zeit " (1965) hervor. Adlin­
ger besmreibt darin das Leben einer Persönlimkeit. die sowohl als Wirtsmafts­
führer vor und im ersten Wellkrieg erfolgreiche Unternehmungen begründete 
und leitete als aum dje Entstehung soiialer Einrichtungen uncl deren Ausbau 
förderte. Klumker gehörte zu den Pad1kräften. die MeTton in seinem sozialen 
Handeln berieten und in den von illm mitbegTÜndeten lnstitutionen tiitig 
wurden. In den anläßlidl der 10. Wiederkehr des Todestages von Wilhelm 
Menon veröffenilimten Gedenkworten (1926) schreibt Klumker u. a.: • Wäh­
rend fülHende Männer der FÜIsorge in iJu nur noch tedutisme Probleme 
sahen. fühlte er, der so sehr auf Technik. Organisation eingestellt war. daß 
hjer tiefe sad1liche Probleme vorlagen. Daher sein Sinn für wissenschaftlidle 
Bearbeitungen dieser Fragen. die er als Erster in Deutschland wiedergefördert 
hat." 

Die Bedeutung Klumkers für das im wiederabgedruckten Aufsatz behandelte 
Pad1gebiet des Freiheitsentzuges an Minderjährigen geht weit über die im 
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Te.xt erkennbaren Feststellungen hinaus. Klumker befaßte sim immer wieder 
mit den Fragen des Anstaltswesens als solmem und vor allem mit den Fach­
kräften - seien sie ehrenamtlim oder hauptberuflich tätig -. die in der 
Jugendfürsorge. aum in der Jugendgeridltshilfe. in der Erwachsenenfürsorge, 
auch in den StrafaDstalten tätig wurden. Bereits 1902 regte er AusbHdungs­
kurse in allgemein fürsorgerismen Aufgaben an und förderte folgerichtig in 
den zwanziger Jahren auch die AusbildWlg des .Erziehungsbeamten in der 
Strafanstalt· . 

Zweifellos wal für sein Wirken von Bedeutung. daß das ausgehende 19. und 
das beginnende 10. Jahrhundert in Deutschland. und gerade auch in Frank­
furt am Main. wie schon betont mitgefördert durch Wilhelm Merton, für die 
Entwicklung des Fürsorgewesens und für seine wissenschaftliche Durmdrin· 
gung günstige Voraussetzungen hot. Wieweit Klumker an der Einrimtung des 
ersten deutschen Jugendgefängnisses in Wittlich an der Mosel um 1910 -
die Anregung hierzu ging von Prankfurt sm Main aus - beteiligt war, ist im 
einzelnen nimt nachzuweisen. Wichtig bleibt jedenfalls: in Wittlich wurde 
1912 der erste deutsche Fürsorger im Strafvollzug (heute Sozialarbeiter ge­
nannt) tätig. - An der Akademie für Sozial· und Handelswissenschaften in 
Frankfurt am Main. an df"I Klumker seit Wintersemester 190111902 Vorlesun­
gen hielt. wirkte auch Professor B. Freudenthal. der Verfasser der .Denkschrift 
betreffend die Errichtung eines Jagendgefängnisses· (ZfStrVo 1958/59 [8] 
22-25). 

Die Beteiligung KJumkers an der Entstehung der Jugendgerichtshilfe steht da· 
gegen fest Der. Verein Kindersmutz" war in Frankfurt sm Main in den Jah­
ren ]903/1904 im Rahmen der Centrale für private Fürsorge mit auf sein Be­
treiben gegTÜndet worden. Zu den Aufgaben des Kinderschutzes gehörten die 
]ugendgerichtshilfe und die Berufsvormundschaft. Aus diesem Verein Kinder­
schutz ist auch das .Archiv Deutscher Berufsvormünder" (1906) hervorge­
gangen. 

2. Im beruflichen Leben Klumkers ist trotz mandlef Rückschläge ein folge­
richtiges Fortschreiten zur Verwirklichung von fürsorge im Sinne der kenn­
wortartigen Bezeichnung als Hilfe zur Selbsthilfe zu beobachten. Von de.n 
Daten, die allgemein für das Verständnis seines Lebens und im besonderen 
für das seines WiIkens im Interesse der Straffälligen von Bedeutung sind. 
seien folgende festgehalteo, 

Christian Jasper Klumker wurde am 22. 12. 1868 in Juist sebnren. Nlld\ dem 
Studium der Theologie. der Geschjchte. der Nationalökonomie und der Stati­
stik - er legte die theologischen Prüfungen ab - wurde er 1897 durch die Phi­
losophisme Pal-ultät der Universität Leipzig zum Dr. phil. promoviert. In sei­
nem der Fürsorge gewidmeten Leben wirkte er vor allem von Frankfurt um 
Main aus. In seiner ältßeren Existenz war er zunädlst in von ihm zum Teil 
mitbegründeten Organisationen der privaten Fürsorge tätig, so dem • Deut· 
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Christian 'asper Klumker 

schen Verein für Arrnenpflege und Wohltätigkeit", dem • Archiv Deutscher 
Berufsvorrnünder- und dem. Verein Kinderschutz-. Im Verein Kinderschutz 
regte er u. a. die Gründung der .Arbeitslehrkolonie und Beobachtungsanstalt 
Steinmühle • an, unweit von Frankfurt am Main. 

Nach der Mitgliederliste des Frankfurter Gefängnisvereins im Bericht über das 
Jahr 1902 bezeichnete sich Klumker als Privatgelehrter. Im gleichen Jahr be­
gann er, Vorlesungen an der neueröffneten Akademie für Sozial- und Han­
deiswissenschaften zu halten. Das Thema der ersten Vorlesung lautete: • Theo­
rien und Systeme der Arrnenfürsorge·. - Unter Beibehaltung der Mitwir­
kung in den genannten Vereinigungen bis in die zwanziger Jahre wirkte er 
von Frankfurt am Main aus, vor allem nachdem er 1920 zum ordentlichen 
Professor für Fürsorgewesen und Sozialpädagogik ernannt und gleichzeitig 
zum Leiter des .Forschungsinstituts für Fürsorgewesen und Sozialpädagogik" 
bestellt worden war. Dieses Institut war das erste seiner Art an einer deutschen 
Universität. - Die Emeritierung Klumkers erfolgte im Jahre 1934 mit unter 
dem Druck der Zeitereignisse. Er starb am 19. 7. 1942 in Hedemünäen. 

225 



Ein Sa1'2:. der die Ansichten Klumkers kennzeichnet. sol1 hier angeführt wer­
den : .Die wirtschaftliche Unsdbständigkeit des Armen ist durch das Zusam­
menwirken äußeret und innerer Ursachen hervorgervfen . .. Persönliche Män­
gel irgendwelcher Art. ob rein wirtschaftlicher Natur. ob zugleich in Pehlern 
des Charakters. Willensschwäche. Trägheit und anderen begründet. finden 
id, so ziemlich bei jedem Armen. wobcj immer wieder fes1'2:uhalten Ist. daß 

die Frage der Schuld damit gar nirnts zu tun hat" (Fürsorgewesen. 1918. 
S. 800. 
Ad1inger. Schüler und Mitarbeiter KJumkers. kennzeichnet die Verlagerung 
der Gewidltc der Aufgaben in dessen Leben wie folgt: Sein Dhergang in 
d ie Akademie für Sozial- und Handdswissenschaften und später in eüe Uni­
versität war nicht nur ein Aufstieg, sondern auch ein Absdued von einer ge­
liebten Arbeit an Menschen. obgleich Klumker leidenschaftlich gern disku­
tierte und in seinen wenigen Schriften wissenschaftliches Denken mit einer 
vollendeten Beherrschung des Ausdrucks verband (Achinger a. e. O . S. 293). 
- In diesem Zusammenhang sei auf zwei wichtige Veröffentlichungen aus 
der Schule Klumkers. auf die seines Schülers und Assistenten Hllns Scherpner 
vCJWiesen. des 1959 verstorbenen Direktors des Seminars für Fürsorgeweseu 
und Sozialpädagogik an der 10hann-Wolfgang-Goethe-Universität zu Frank­
furt am Main. Es handelt sich um die • Theorie der Fürsorge· (1962) und um 
die. GE'..'ichichte der Jugendfürsorge" (1966) . 

J . Bei all seinen Bestrebungen blieb K1umker im Interesse der ihm besonders 
hilfsbedürftig erscheinenden Minderjährigen innerlich unabhängig von Bin­
dungen an Parteien und Kirchen. Aber er übersah keineswegs ihre Bedeutung. 
Vor allem erkannte er deren Zusammenhänge mit der allgemeinen Annenfür­
sorge. die den Envachsenen zuteil wurde. - Bald nach Aufnahme einer 
Tätigkeit an der 1899 gesdlaffenen .Centrale für private Fürsorge" war er be­
streht. eine umfassende Bestandsaufnahme der in Frankfurt am Main beste­
henden Einrichtungen der privaten Fürsorge - im Unterschiecl zu der öffent­
Uchen. d. h. behördüchen Fürsorge - zu erheben. Da Ergebnis. ein Hand­
und Nadlschlagebuch mit dem Titel . Die private Fürsorge in Frankfurt am 
Maiß · (1901) . enthält Angaben über Aufgabe. Entstehung und damaligen 
Stand von 222 Vereinen wld Wohltätigkeitsll1lstalten Prankfurts. Die aufge­
wendete große Sorgfalt bei der notwendigen Kleinarbeit ist unverkennbar 
und bei pielhaft. Das Hande."emplar Klumkers. da in den Besitz des V€'rfas-
ers dieser Zeilen kam. läßt aus den handschriftlichen Eintragungen er­

kennen, wie z. B. eine geplante Neuauflage vorbereitet wurde. Erst auf den so 
gewonnenen Grundlagen. sm Beispiel der privaten Fürsorge in Frankfurt am 
Main. konnte die wissensdlaftliche Durchdringung der Probleme gewagt wer­
den . Auch bei später aufgegriffenen Aufgaben. vor allem denen. die mit der 
Fürsorge für die unehelichen Kinder zusammenhingen. wendete Klumker die 
gleiche Arbeitsweise an. Bei der allgemeinen Betrachtung der Methoden K1u~ 
kers wird auch deutliffi. wje ehr die Studienfächer seinen Neigungen ent­
sprachen bzw. wie sie ihn wiederum prägten und zu seinen Lei tungen be-
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fähiglen. So sind die historisdlen Forsd1ungen vor allem Ermittlungen VOll 

Ursadlen und für KJumker eine Notwendigkeit Es war selbstverstiindlich. 
daß er seine Sdlüler ebenfalls hierzu anregte. Er will aus der Vergangenheit 
für die Gegenwart lernen, um Folgerungen für das Fürsorgewesen der Zukunft 
zu ziehen. In seinen Vorlesungen spürte er immer wieder den wirtschaftlid1en. 
aber auch den geistesgeschid1tlid1en Grundlagen nach. 

Die erneut abgeclra<kte Studie ist audl au diesen Zusammenhängen heraus 
zu verstehen. Nachdem sid, Klumker mit eier Erforschung der Lage der unehe­
lichen Kinder befaßt und die ßerufsvormundschnft als geeignetes Mittel der 
Fürsorge organisiert hatte. wurde ihm das Problem .Berufsvommndsdlaft und 
Jugendgericht" widltig. In einem mit dieser Uberschrift versehenen Abschnitt 
der Veröffentlichung. Vom Werden deutsdlerJugendfürsorge· (1931 . S. 91-93) 
erörterte er diesen Fragenb ",reldl.Uberwiegencl mit seinen Worten sei.en die 
Gedankengii nge wiedergegeben. 

Die Wiederbelebung vonnundschaitlidler Tätigkeit am Ende des 19. Jahrhun­
derts zeigte sich auch darin. daß Versuche unternolllmen wurden. das Strll!­
verfahren gegen Jugendlid1e zu ändern und zunä h t die Verbindung rnH der 
Vonnundsdlaft zu uchen . In diese Riclltung deutet es. wenn nadl 19uO die 
alte Zwnngserziehung aus dem Strafgesetzbudl (§ 56) zurücktritt und mehr 
und mehr von den Erziehungsmaßnahmen (au § 1666 BGB) vermiingt wer­
den - ein wesentlicher Zug der neuen Zwangs- oder Fürsorgeerziehung. Auf 
diesem Wege wäre al1mähliffi das Strafrcdlt aus der Behandlung Jugendlid1er 
llusgesmallel und diese ganz dem Erzichungs-Vonnundschaftsgcridll zuge­
wiesen worden. "Vie stark dieser Zug zur Mitwirkung der Berufsvomliinder 
bei den Jugendgerichten bd uns war, zeigt auch der Eindruck vun Jer Ent­
wicklung der amerikanisdlen Jugt!ndgeridlte. Dort entwickelte sidl der proba­
tiOn officer zum Berufsvorrnund. i\1il anderen Worten. die deutsche Entwick­
lung war der amerikanisdlen bereits einen Schritt vomu . Dennom huben 
diese Versudle keinen Erfolg gehabt. Mit dem Jugendgeridlt. das doch damaJs 
(1931!) wie heute mehr als zur Hälfte im Strafredlt wurzelte. truten Kräfte auf. 
die dle Bewegung nam dieser Seite umbogen. Das Jugenclgerich tsgesetz von 
1923 ist daher auf halbem Wege stehengeblieben. ja hinter manchem, was 
damals greifbar nahe sdlien. zurückgeblieben. E ist ja nicht eimnal elle Ver­
knüpfung mit dem Vormundsdlflftsgericht im Gesetz vcti\nkert worclell, sem­
dem dieses wesentUdle Stück des deutschen Jugendgerichts ist noch heute 
Sache der Gesdüiftsverteilung der Gerichte. Deutlidler noch zeigt sich dieser 
Rücklauf der Entwicklung darin , daß im Jugendgeridltsge etz von 1923 wieder 
eine Verurteilung zur Fürsorgeerziehung durch dll5 Strafgericht auftaucht. 
namdem allmählich die alte Verurteilung 'ZUr Zwangs- oder Fürsorgeerziehung 
verschwunden war. -

Die Lage in der Gegenwart wurde bei Erörterung der Punktion des Iugentlge­
rid,tes unter Bezug auf Bestimmungen des dritten Jugendgerichtsg~etzes von 
1953 m. E. treffi:md im Sinne KIumkers gekennzeimnet: .Der Jugendrimter 
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ist und bleibt Richter. Daher ist er nicht berufen. das Herz der Fürsorge in sei­
ner Stadt zu sein. sondern der Hort der Gererntigkeit" . • Das ist auch eine päd­
agogische Aufgabe. aber eine andere als die der Fürsorge- (Neue Wege zur 
Bekämpfung der Jugendkriminalität. Verhandlungen des 9. Deutschen Jugend­
gerichtstages in Münmen 1953. S. 163 und S. 214). - Klumker strebte zu 
seiner Zeit eine ltnderung an. freilidl ohne damit Erfolg zu haben. 
4. Aus soldlen Oberlegungen heraus mußte aber oimt nur versucht werden. 
die rerntlimen Fragen. sondern auch die der Praxis allgemein bei der Anstalts­
unterbringung und im besonderen bei der Beobachtung der straffälligen Ju­
gendlichen zu klären. Klumker wirkte bei der Suche nach Lösungsmöglim­
keiten aller dieser Aufgaben mit. Er vertrat z. B. die Forderung auf Erhöhung 
der Slra(mündigkeitsgrenze auf das vollendete 17. Lebensjahr bei dem Jugend­
gerichtstag in Jena 1920. Weiter wünschte er sorgfältige .Beobamtung· und 
deren Auswertung im Rahmen der Jugendgerichtshilfe. Schließlidl erstreckte 
sich sein Interesse auf Anstalten aller Art. besonders dje der Jugendfürsorge. 
auch auf Jugendgefängnisse und Erwadlsenenstrafanstalten. 
Folgerichtig wurde an den Anfang der Behandlung in Anstalten aller Art die 
Beobamtung gestellt. wie damals die PersönJidlkeitsforsmung bezeimnet 
wurde. Auf Klumkers Anregung war im Jahre 1903 der _ Verein KindersdlUlz" 
und von diesem um 1906 die .Arbeitslehrkolonie und Beobadltungsanstalt 
Steinmühle bei Obererlenbach " gegTÜndet worden. Dort sollten sowohl an 
schwierigen Jugendlimen psyrniatrische Erhebungen angestellt als auch 
durrn ausgewählte Erzieher. die überwiegend der Jugendbewegung angehör­
ten. neue sozialpädagogisch durd1dachte Behandlungsmethoden verwirklicht 
werden. Klumker selbst bezeugte stets ein ungewöhnliches Verständnis für 
die Jugendbewegung seiner Zelt. - So wirkten denn auch die Mitarbeiter des 
Veleins Kinderschulz als Vertreter der Jugendgerichtshilfe im lugendstrafver­
fahren unter dem Frankfurter Jugendridlter Allmeruöder mit. Sie werteten 
dabei ihre eigenen Erhebungen in der. Umwelt- der Angeklagten und aum 
die Ergebnisse der Untersumungen der .. Steinmühle" als Unterlage für ihre 
Sachverständigenberichte mit Erfolg aus. 
Weiter wußte Klumker aufgrund seiner Studien lind zahlreid1er Anstaltsbe­
sume im In- und Ausland um das Wesen der Anstalt als solcher .• Jede hat 
etwas vom Kloster an -id1. sie ist eine besondere Welt für sich. ein kÜDSt-
1 mes Leben. Zu ihrem Wesen gehört ein Stück Weltfremdheil. das bald klei­
ner sein mag. von dem aber ein Rest unlöslich mit jeder Anstalt verbunden 
ist" (Kinderfürsorge und Erziehung 1931. Neises. a . a. O. S. 58) " Die dann 
von K1umker gestellte Pruge. ob in einer An talt ein Leben, ein Geist der Ge­
meinschaft gesdlaffen werden kann. ist wichtig. Denn. Kommen dod1 die 
Zöglinge einer Anstalt ohne irgendeinen inneren Zusammenhang auf ridlter­
time Anordnung dahin. ja werden nidltt selten durm äußeren Zwang dahin 
gebracht. Klumker vertritt die Auffassung. daß Gemeinschaft am ehesten in 
Anstalten wamsen kann .. die selbst alls e.iner Gemeinsmaft entstanden sind. 
von einem Gebilde geschaffen wurden. das durm gemeinsamen Glauben, 
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gemeinsame Gesinnung zusammengehalten wurde. FreU ch. In der kleinen 
Gruppe von Erzieher und Zögling kann shit am ehesten ein gemeinsames 
Leben entfalten. wenn es auch noch sehr im Rahmen der persönlichen Wir­
kung des einzelnen Erziehers bleibt und von dessen Gesducklicbkeit wesent­
lich ahhängt (Neises, a. a. O. S. 59), 

Hier berühren sich Gedanken Klumkers eng mit denen seiner Zeitgenossen. 
Radbruch. der als Reichsjustizminister die Probleme des ersten deutschen 
Jugendgerichtsgeseues und die des Jugendstrafvollzugs mit durchdacht hatte. 
nahm auch zu dieser Sonderfrage Stellung. Im Zusammenhang mit der Er· 
örterung .Zwang und Freiheit in der Erziehung· hält er fest : .Zwischen staat­
lidler Strafe. audt wenn sie als Besserul1gsstrafe aufgefaßt wird, und Erzie­
hungsstraie scheint mir ein sehr wesentlicher Untersdlied zu bestehen. Die 
Erziehungsstrafe ist Strafe im Rahmen der Erziehung, die als Besserungsstrafe 
aufgefaßte Kriminalstrafe ist Erziehung im Rahmen der Strafe. Dort liegt der 
Strafe ein persönliches Verhältnis zwischen Erzieher und Zögling zugrunde. 
hier wird das Erziehungsverhältnis erst dUld, die Strafe begründet und hat 
deshalb zunächst die schwierige Aufgabe. die Trotzhaltung des Zöglings zu 
überwinden. Daher die Problematik des Erziehungs-Strafvollzugs ' (Meng. 
Zwang und Freiheiten der Erziehung. 2. Auflage 1953. S. 210 f.). 

insbesondere befaßte sich Klumker auch mit dem Problem der Arbeit in An­
stalten. Im Zusammenhang mit der Fürsorge für Nichtseßhaft weist er darauf 
hin. daß .die Zurückführung in das norwendige Leben und all die schönen 
Dinge nur auf einen kleinen Teil der Arbeiterkolonisten ZU I reffen -. Die ganze 
Behandlung. auf der das Arbeitsbaus und der Strafvollzug basiert sei. gehe. 
\\ie er dem Verfasser dieser Zeilen einmal sagte. von einer falschen Grund­
lage aus. Dadurdl . daß wir jemanden in einer An talt arbeiten lassen. gewöh­
nen wir ihn gar nicht an Arbeit der Art. wie er sie draußen leisten soll. Arbeit 
drinnen und Arbeit draußen - das ist Hir die e Leute himmelweit ver dlie­
den. Wenn sie das eine - Arbeit drinnen - können (sie können es. ohne 
daß wir sie viel daran gewöhnen). so baben sie damit nicht das andere - freie 
Arbeit draußen - gelernt. Das kann man sie in der Anstalt gar nicht lehren 
(Bericht der 31. lahresversammlung des Deutschen Vereins für öffentlidle und 
private Pürsorge, Dresden 1911, Neises. a. 8 . O. S. 63). 

Ober die Frage des Erziehungs- trafvollzugs, audJ im Sinne von Rudbruch. 
und über die Arbeit der Gefangenen wurde bei dem Besuch Klumkers mit 
Teilnehmern seines Fürsorgeseminars in der Landesstrafanstalt Untcnnaßfeld 
in Thüringen. Sommer 1930. deren Leiter der Verfasser dieser Zeilen da­
mals war. eingehend gesprochen. Auf die besonders lebensnahe Arbeit der 
Gefangenen im Rahmen der Thüringischen Gesellschaft für Werkarbeit wurde 
dabei verwiesen (Kreb , Die GmbH als Betriebsfonn der Arbeit in der Straf­
anstalt, ZfStrVo 1966 (15) S. 204 {O. 

5. Für Klumker war es nur folgerichtig. wenn er sich weiter au um Aus­
und Fortbildung der Kräfte bemühte, die in der hiIsorge tätig werden sollten 
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oder bereits tätig waren. Schon 1902 begal1n er. wie bereits erwähnt. im Rah­
m.en der CentraJe für private Fürsorge nut t'iner planvoJlen Ausbildullgsarbeit. 
.Das Bedürfnis nach praktJscher Ausbildung besteht ebenso bei denen . die 
unentgeltlich ihre Arbeit der Fürsorge widmen wollen. besonders wo neue 
Orgllllisationen gegründet oder bestehende um.gestaJtet werden sollen. Te eTlJ­
ster es jCJllandem um eine wirkliche Leistung zu tun ist. umso mehr wird er 
sich nach einer gTÜndlichen Einführung sehnen ... Für solche Ausbildung 
fehlt es an einer passenden Einrid1tung ' (Achinger. a. a. O. S. 168 f.). 

K1wnker ist bestrebt. Stätten der Aus- und Fortbildung für Mitarbeiter in den 
Einridltungen der Fürsorge zu schaffen. Seine Tätigkeit als Universitätslehrer 
bezeugt ebenfalls diese-s Wollen. Seine systematische Aus- und Fortbildungs­
arbeit auf sozialem Gebiet wurde beispielhaft. .Zunächst gilt es für alle Kräfte, 
die wir aus den versdüedenst.en Gebieten des Lebens für die Fürsorgearb it 
gewinnen sollen. eine sachkundige Beratung zu sid1em. die jedem den besten 
und einfad1Sten Weg ~eigt. um sidl gerade das anzueignen. was er für seine 
Arbeit braudlt. Vor allem aber gilt es in der prakti d,en Fürsorgearbeit viel 
mehr aJs bisher Gelegenheit zur Sdmlung und Ausbildung zu sdlOffen. Gewiß 
ist es für eine regelmäßige Arbeit (von Verantwortlidlen. die den Neuling an­
leiten sollen) redlt lästig. einen Neuling einzuführen und mitarbeiten zu las­
sen. aber gerade diese Mitarbeit ist der beste Weg. einen Einblick in das Wesen 
der Fürsorge zu erhalten und ein Stück ihres wirklidlen Lebensgeistes zu spü­
ren ' (Die Ausbildung von Bealllten für die Wohlfahrtspflege 1918. Neiscs, 
a. 11. O . S. 74). Klumker erwähnt weiter: • Wer also beruflidl in der Fürsorge 
arbeiten will. der soll stets andere Mensdlen erziehlidl beeinflussen. Dazu 
sind vor allem zwei Eigenschaften unerläßlich. die allen Erzieherberufen ge­
meinsarn sind. Das erste ist die Fähigkeit. andere Menschen in ihrer besonde­
ren Art zu verstehen, idl in andere Menschen. audl gonz andere als wir 
selb t. ganz anders empfindende Mensdlen einzufühlen; das ist die Vorau -
etzung jeder Einwirkung auf sie. Zum zweiten aber bedarf man uneigen­

nütziger Delle zum anderen 1ensdlen. die ganz versdüeden von uns sind. 
Da ist nur möglich mit einem großen Maß von Güte. Diese Güte ist w(JhI 
das. was alle Fürsorgearbeit in allererster Linie kennzeichnen muß. Es gilt 
nicht. die eigene Weisheit dem anderen aufzudrängen. sondern aus ihm selbst 
heraus seine eigenen Kräfte und Fähigkeiten ~u entwickeLl, es gilt ihm zu 
helfelI. seine besondere Steilung in der Welt zu finden, die von meiner eige­
nen Welt abweimen mag- (Die Ausbildung von Beamten für die Wohlfahrts­
pflege 1918. Neises. a. a. O . S.72L 
Bei Würdigung aller Bestrebungen K.Iumkers um bestrniigliche fadllidle Bil­
dung i t aber Bum wichtig, sid1 an eine andere seiner Äußerungen zu erin­
nern, die so lautete: .Man wird zugeben müssen. daß wissenschaftliche Aus­
bildung zum Fürsurger keine wegs unbedingt nötig ist. Man kann eine hervor­
ragende menschliche Persönlichkeit. so auch ein ausgezeichneter Fürsorger 
ein, ohne irgend wissensdlaftliche Neigungen zu besitzen oder wissenschaft­

lichen Erörterungen irgend Teilnahme entgegenzubringen' (Homsdmle und 
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'oziale Ausbildung, Arduv für Sozialwissensdlaft und Sozialpolitik 1929 [I I. 
Bd. 62,S.592l. 
Wic vertraut Klumker diese Einsichten aus seiner gesamten Arbe t auf dem 
Gebiet der Fürsorge ind, geht auch aus seiner Pestrede zum 100. Todestage 
Pestalozzis hervor: . Pestaloxzi und die deutsche Jugendfürsorge" . Dort stellt 
er fest: . Einem Pestalozzi sIeht bei alI seinen Erzielmngsversudlen die Wirk­
Hd lkeit des Lebens vor Augen. in der seine Zöglinge ein tmals leben und sich 
bewähren müssen. Er verlangte. wer Arme auferziehen wolle, mü se tiefe, 
genaue Kenntnis der eigenen Bedürfnisse, Henunungen und Lagen der Armut 
und Kenntnisse der Details der wahrscheinlidlen Lage ihrer kün(tigen Tage 
besitzen. Die Anstalt müsse an die künftigen Bedürfnisse und Lagen der Kin­
der denken und die Pertigkeiten entwickeln, die diesen künftigen Lagen an­
gemessen sind " (frankfurter Univecsitätsredcn 1927, S. 4). 

Wie Pestaloxzi. so wa ndte sich auch Klwnker an seine Zeitgenossen durch 
Mitwirken bei der Gründung verschiedenster Arten von Ei nridl tungen auf 
dem Gebiet der Fürsorge und durch Weitergabe der ForsdlUngsergebnisse als 
Lehre in Schrift und Sprache. 
6. Wie wenig aber das Lehen gestattet. .große Worte · zu madlen, sondern 
auf die Probe stellt und Bewährung (ordert, das mag abschließend die fol­
gende Anekdote erkennen lassen, die Klumker gelegentlich der Feier seines 
60. GebuTistage seinen Gä en enählte. Sie ~ei hier mit den Worten 9"on 
Fritz Trost wiedergegeben, mit denen er seinen Lehrer an dessen 10. Todestag, 
dem) 9. 7, 1952. würdigte (EvangeHsdle Jugendhilfe, September 1952, Heft 5. 
S.31). 
Klumker wohnte in der Nähe Frankfurts .• Als er eines Abends spät vom Senti­
nar nach Hause "kam. überraschte er in der Garderobe seines Hauses einen 
Mann, der dabei war, Mäntel und Schuhe an sich zu nehmen. Was tat er? 
Sr sagte zu dem Einbredler: ,Das ist mein Mantel. den brauche ich nodl drin­
gend. hängen Sie ihn mal wieder hin l Das ist der Mantel mein(!r hall, ie 
kann ilm nicht entbehren, den mü ' en Sie auch wieder hinhängen', und so 
von aUen Kleidungsstücken. Schließlich lud er den Jlremden ein , mit in die 
Wohnung zu kommen. versorgte ihn mit einem Abendessen und erkundete 
seine Lebensgeschidlte. Es stellte sich heraus, daß der Mann in bitterster Not 
zum erstenmal versudlt hatte. etwas zu tehlen. Er war ~eit Jahren arbeitslos. 
KlumkeI stellte ihm für die Nacht das Gästezimmer zur Verfügung, weil es für 
den Mann zu spät geworden war. nach Frankfurt sm Main zu fahren. ridltete 
ein Frühstück für ihn vor, weil er elher früher als deI Gast das Haus verlas­
sen mußte, gab ihm Anweisung, wie er mit dem Hausschlüssel verfahren 
sollte, und bestellte ihn zum Mittag des anderen Tages in das Cofe Haupt­
wache. Bis dahin hatte er ihm eine Stelle in einem ihm bekannten großen 
Geschäft vermittelt.· -
Nur wenn die gedankliche Leistung und die praktisdle Betätigung sid l durd)­
dringen und dabei - ohne Brudl - die schöpferische Persönlichkeit spürbar 
wird, dann erwächsl Hilfe zur Selbsthilfe. ' 
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Erziehungsvollzug in den Niederlanden 
EindrüCke einer Studienfahrt 

VOll Ernst Bernhardl 

Für einen Pädagogen ist es ein Vergnügen eigener Art : man versucht. die Bin­
richtungen. die Gliederung und die besondere Atmosphäre einer Institution 
kennenzulernen. Und je mehr man sich damit befaßt. desto durdlsichtiger wer­
den die äußeren Tatsachen. und die Gedanken und Einstellungen. die leitende 
Idee scheinen hindurch. und die Verhältnisse einer Anstalt. die Ergebnisse 
und Ziele der Arbeit werden auf eigene Art lebendig. Sie werden lebendig und 
lassen zugleich aUs dem gegenwärtigen Gesdlehen :r.ukünftige Entwicklungen 
ahnen. 

Freilich. man muß sich wohl viele Monate mit den Cegebenheiten und der 
Geschichte eines Landes. der Sprache seiner Bewohner und der Fachliteratur 
seines Strafvollzuges befaßt haben. ehe ein kuner Studienaufenthalt mit seinen 
doch immer zufälligen Gesprächen. Eindrücken und Erkenntnissen zu solcher 
Ein-Sicht führt. Dann sieht man allerdings auf dem l-üntergrund des Unge­
wohnten die Mängel und Irrtümer der eigenen. bisherigen Tagesarbeit schär­
fer. und der VergJeich bringt fruchtbarere Anregungen_ 

Wer eine niederländische lugendstrafanstalt besucht. mit den aufgeschlossenen 
Beamten spricht, den insassen zuhört und den - für unsere Verhältnisse 
winzigen - Arbeits- und Werkstattgruppen bei der Arbeit zusieht. der mag 
sich fragen , weldles PlOblem mog die Justizbehördell unseres adlbarlancles 
wohl am stärksten beschäftigt haben. als sie diese Vollzugsformen planten? 

Sid,er dies: kann man einen jUJlgen Mensdleo gemeinsdlaft'ifähig madlen. 
indem man üm IltIS der gewohnten Gemeinschaft herausnimmt uncl ihn dafür 
in eine Zwangsgesellschah steckt. die aus einer großen Zahl ozial schlecht 
angepaßter, anstaltsgewohnter junger Männcr besteht? 

So kam es zu der Regelung. jeder junge Gefangene soll. wenn es irgend ver­
tretbar ist. nach seinem Anstaltsaufenthu.1t eine Bewährungszeit durchmachen. 
Bei einer Strafzeit unter 18 Monaten wird der junge Mann in der Reg I nach 
6 Monateu. bei einer längeren Slrafdauer nach etwa 12 Monaten enda sen. 

Die Verbrechenshekämpfung durdl Erziehung wird auf diese Art weilgehend 
in die Gesellsdlaft hineinverlagelt. und ein Heer von bestellten und freiwilli­
gen Bewährungshelfern müht sich um diese Aufgabe. Gleichzeitig leeren sich 
die Gefängnisse. 

Es berührte mich schon eigenartig. a1.9 idl in Zutphen einige WohnzeILen an­
sah und mein Begleiter an einer Reihe leerer Zellen vorbei nach vorn wies , 
.Da wohnt wieder einer.· Die Kapazität der Anstalt liegt bei 90 Insassen. Als 
ich sie besuchte. waren 38 da .• Es wird gerade bei uns ulllgebaut' . meinte mein 
Kollege. Und idl dadlle daran. als einmal bei uns wegen eines Umbaues 20 

232 



Mann in einem Saal lebten und keine andere )ugendstrafanstalt unsere Uber· 
zähligen nehmen konnte. 

Was macht das Klima unserer deutschen Anstalten oft so drückend? Die 
Mauern. das einfönnige Grau des Alltags und der Gebäude? Ich glaube eher. 
es ist das enge Zusammenleben der vielen. die sich durch ihre Erziehungs­
mängel gegenseitig drücken und treten. Es ist ein Zusammenleben. in dem 
alle guten Gedanken und Vorsätze von Gefangenen und Beamten in räum­
licher Enge und seelischer Uberforderung den Grund verlieren und wie in 
einem Mahlstrom zerrieben werden . 

Weiträumige und trotzdem überschaubare Anstalten. vermehrtes. gründlidl 
geschultes Personal wären die Abhilfe. 

Diese Aufgabe scheint nUr in den besuchten Anstalten gelöst. Nicht ohne 
Neid sah ich die Fußballplätze. den Leichtathleti\cplatz daneben. die Wohn­
und Arbeitspavillons in parkähnlichen Anlagen. Dabei kommt auf etw'a zwei 
Vollzugsbeamte ein Gefangener. Man arbeitet miteinander in der gleichen 
Arbeitskl{'jdung. In einer Werkstatt sah ich einen Werkmeister mit seinem 
Gefangenen am gleidlen Geschäft. an anderer Stelle besprach ein Meister mit 
seinen heiden Lehrlingen das gefertigte Werkstück. Man sprach miteinander in 
natürlich-mensduicher Art und man spürte: hier nimmt jeder den Partner für 
voll. 

Gewiß. ich traf auch Beamte. die jene aufgesdllossene Art nicht ausstrahlten. 
und im fand mich bestätigt: .Einige unserer älteren Beamten haben es chwer. 
die früher übliche autoritative Art in mensdllime Umgangsfonnen um:w­
wandeln. Aber man redet doch miteinander. und das ist wesentlich .• 

Die ständige Fortbildung der Beamten ist hier eine Hilfe. Es ist schon so: wer 
Menschen führen will. sie gar zu erziehen sucht. lrommt ohne die ständige 
Mühe der Selbsterziehung nidlt aus. Eine Schule in Den Haag (Centraal Op­
leidings-Instituut) gibt hier die Ridltlinien und bel11ft regelmäßigt> Kurse ein. 

Eine Gefahrenquelle des Freiheitsentzuges ist die Lal\geweile. In unseren An­
stalten bereitet sie der kriminellen Infektioll den Boden und lähmt die immuni­
sierenden Abwehrkräfte unserer jungen Männer. In den Lebensgruppen der 
Insassen (10 bis IS junge Leute) versudlt ein Gruppenleiter. Freizeitinteressen 
anzuregen und der Aktivität Möglimkeiten anzubieten. Der Gemeinschafts­
pavillon bietet den Rahmen. Interessant war es mir, daß der Femsehsch.inn 
gar nidlt so belagert war <der Bastelraum fremdl Budl nimt) . Gemeinsdlafts­
spiele, Bücher scheinen am ehesten anzusprechen. Eindrucksvoll waren die 
Sportpreise. Teller. Becher und Medaillen. die im Wettkampf mit Mannschaf­
ten aus dem Ort errungen waren. 

Dies aber wunderte mjch , idl traf keinen Gefangenen. der siro über das Essen 
beklagte. Vielleicht meint jetzt ein Praktiker. ich hätte mich verlaufen und sei 
gar nid) \ im GeLängnis gewesen. Aber idl war. 
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Und im Sduank eines jeden Jungen hing ein ZiviJanzug, den idl seib t durch­
aus audl hätte tragen können. 

So eindrucksvoll mir das System war. etwa die durchdachte Art des SeU>st­
unterrichts. bei dem jeder lnsasse in eigenem Arbeitstempo am Aufbau seines 
Allgemeinwi sens arbeitet und der Lehrer Um dabei individuell berät; etwa die 
Tatsache, daß fast alle jungen Männer in der Lehrausbildung stehen und in 
ihrer Lehrwerkstatt einen genauer; Ausbildungsplan erfüllen (idl sah eine 
Lehnverkstatt mit 10 modemen Maschinen und 2 Lehrlingen); etwa die Art. 
wie man zunächst versudlt. die menschlid1e Bindungsbereitschaft der Jungen 
zu fördern und sie dann durch vorsichtiges Einspannen in Verantwortlichkeit 
zu belasten und weiter zu beleben - ich wäre kein R alist, hätte idl nidlt 
SUdl nadl den Schattenseiten dieses Systems gesUdl1. 

Aber meine niederländisdlenKollegen nahmen mir diese Arbeit ab .• Gruppen­
arbeit ist schon gut. Wird sie aber geplant oder erzwungen. läuft sie sich leimt 
fest. Sie muß sim spontan. etwa au dem Unterricht. aus einer Situation heraus 
ergeben. ~ Oder: • Es ist ein Mangel unserer Arbeit. daß wir mit unseren Be­
handlungsmethoden nur den jungen Straftäter erreidlen. Oft ibt aber die so­
ziale Umgebung, aus der er kommt. an dem Versagen ebenso beteilig1 wie er 
selbst. Man müßte die Familie in die Resozialisierungsbemühung einschließen, 
die jungen Männer und ihre Freundinnen gemein_am ansprechen, wenn man 
eine dauerhafte Wandlung der Einstellung erreichen will. ' 

Auch die Worte eines Gefangenen. eines Landsmanns aus Berlin . geben mir 
zu denken : . Im c1eutsmen Strafvollzug taugt aUes nichts. Aber hier" - und er 
drehte sidl eine Zigarette - .hier kann man sich dodl entspannen. ' Ich sah 
mir seine Zelle an. Die Wände waren mit FußballheIden und einer beacht­
Uchen Smar attraktiv ausgezogener Mädrnen dekoriert. Hier entspannte er 
sirn also, und seine Worte hallten mir noch im Ohr: .Adl wat. del is dorn 
keeoe Strafe! • 

Aber man darf die Mühe eines Erziehers nidlt an den Menschen messen. de­
nen er nidlt gerernt wurde. Man darf BUm nicht die Memung unerfahrener 
Intellektueller zum Maßstab nehmen, die Bierausschank und Prostitution wäh­
rend der Strafzeit für wünsmenswert halten. die das Ver chließen der Zellen 
über die Nacht als eine frühmittelalterlime Grausamkeit ansehen. 

Ernsthafter sdleint mir ein anderes Bedenken: • Wir haben kei ne genügend 
lange Zeit mehr zur Behandlung der Jungen. Wir schaffen in Unterricht und 
Lehre nur Stüd:werk, sie werden zu rasch entlassen.' Und es ist wohl so: der 
soziaJ-integrative Erziehungsstil. den ich. überall praktiziert fand, braucht viel 
Zeit. wenn er zum Erfolg führen soll. Dberzeugen kann man nicht von heute 
auf morgen. Srnnellere - freilich vergänglichere - Erfolge erzielt man mit 
dem autoritären Etziehungsstil. der in. unseren Anstalten zumeist noch gepflegt 
wird. Mit diesenl Stil braudlen wir aber etwa I Jahr bis zu einem gewissen 
Brziehung erfolg ... 
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Aber trotz aller Bedenken: die pädagogisd1eAtmosphäre der besumten Anstal­
ten. die siro im Umgangston der Beamten und lnsassen. in der Arheitshaltuug 
und in jenen hundert Kleinigkeiten ausdrückte, für die der Praktiker empfind­
lich geworden ist. diese Atmosphäre war eindrucksvoll. Sie sprach sich viel­
leimt am deutlirosten in dem Wort eines leitenden Beamten aus: • Wir bestra­
fen so wenig wie mögliro. Solange es irgend geht. versuchen ",olr zu überzeu­
gen. M .Sie haben aber dod'l eine StrafzeIJe?" fragte im .• Gewiß, aber sie steht 
seit Jahren leer. -

Zum Schluß noch meinen Dank den Gastgebern und dem Lande. Ich kam als 
Deutscher und wußte um die Erinnerungen vieler Niederländer. Aber im 
wurde als Kollege und Gast aufgenommen, und als ich in meinem mühsam 
erlernten Niededändism einen älteren Herrn nam dem Weg fragte. erklärte 
er ihn mir in meiner Sprame . . , 

Gruppenarbeit in der Jugendstrafanstalt Zutphen* 
von J. A. B r 0 n s 

Bei der Einrichtung der Anstalt fiir junge Gefangene im Jahre 1937 ging man 
von dem damals üblichen System der Einzelunterbringung ab. Dadurch er­
gaben sich neue Möglichkeiten, insbesondere bei der Arbeit. im Sport, für 
den Unterrirot und die Freizeitgestaltung in den Gruppen. Die Begriffe Grup­
penarbeit und Gruppenleiter sind daher schon 1937 in Zutphen üblich. 

Welche Bedeutung hatte die Gruppenarbeit nun in der damaligen Tagesar­
beit\' Im meine, man kann die Bedeutung der Gruppenarbeit in dieser Zeit 
am besten aus einem Bericht der Anstaltszeitung jener Tage erkennen. Es er­
weist sidl, daß 

1. die Schriftleitung aussduießlid'l au Anstaltsbediensteten besteht (Vor­
stand, Oberlehrer, Werkmeister, AufsidlfsdlenstJeiterl. 

2. die Artikel von den jungen Männem selbst verfaßt werden. Im allgemei­
nen wird in diesen Artikeln moralisiert. Man weist auf Pflidlten hin. stellt 
Fehler der Insassen bloß und argumentiert gewöhnlich nur von einem 
Gesichtspunkt aUS. 

Die Kritik oder die verschiedenen Bemerkungen haben immer nur den Insas­
sen im Blick. Gefwlle der Unzufriedenheit gegenüber der Anstalt, den Beam­
ten oder irgendwelrnen Maßregeln werden jedoch nie einer kritischen Be­
trachtung unte.lZogen . 

• Entnommen aus: .Maandschrift voor hel Gevangeniswezen', 17. Jgg., April 1966. 
Nr. 12. Aus dem Niederländischen von funsl ßemhardl. 
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Ansätze 

Idl zitiere ilUs der Anstaltszeitsdltift ,Die Auster' vom Nov./Dez .. 1940, 
3. Jahrg. NT. 5. 

Bin Schreiber der Spalte ,Auf dem Ausguck ' mödlte die Mitinsassen zu einem 
Urteil über diese Spalte veranlassen. Darauf geht niemand ein. Hieraus wird 
wiederum geschlossen, daß nidlts daran auszusetzen ist. Einer, dem diese 
Schlußfolgerung offensidltlich zu weit geht. wagt es denn auch, dazu Stellung 
zu nehmen : 
.Idl möchte midl in meiner Stellungnahme nidlt über die Gründe auslassen, 
weshalb sid, niemand zu Wort gemeldet hat. Aber als Mitgefangener sollte 
der Sdlreiber des ,Ausguck' doch ebt!nsogut wissen wie ich, daß darüber g~ 
rade genug Bemerkungen gemndlt worden sind, allerdings nur im Gespräch. 
(Er sollte sidl dodl nur an die Hofstunde erinnern.) Für den ,Ausguck' Ueßen 
sich sidler nodl wichtigere Aufgaben finden, wenn nicht nur wir allein kriti­
sieren würden. Es hat fast den Ansmein, als könnte und wollte der Sdueiber 
nur in eine Rid1tung sehen oder als legte er all unser Tun verkehrt aus.' Der 
Einsender meint schließlich. man sollte dom ausreichend Platz lassen für eine 
ehrliche Obersmau über das Geschehen in ihrer Gerneinsdlaft. .Eine lJber­
schau, die nicht in eine ,Gewissens- und Moralpredigt' ausarten sollte.' 

Der Sd1Teiber des .Ausguck - antwortet. DIlS Wesentlime seiner Entgegnung 
sei wörtlidl erwähnt: 
.Sollte es als Fazit eigenartig anmuten, wenn im ,Ausguck' vieles erwähnt 
wird, was darauf deutet, daß manmes in Ordnung i811 Schließlim werden wir 
dom täglidt durd\ die Beamten auf vieles hingewiesen, und es ist doch selbst­
verständlich, daß wir dann unsere Pflimt tun, oder vielleimt aurn mehr als 
gerade notwendig wäre .• 

Im Narnwort der Redaktion (also von seiten des Personals) wird gesagt: 
.Smließlim wurde aurn Kritik geübt. Sie war aUerdings nicht so, daß man 
erwarten konnte, sie würde die Ratschläge untersrrej'men, die in dieser Spalte 
gegeben werden . Die Kritik konnte uns nicht überzeugen, daß etwas nirnt in 
Ordnung ist, was der ,Ausguck' schreibt. Vielmehr haben wir den Eindruck 
gewonnen, daß ein großer Teil der Leser llidlt imstande ist. die Person des 
Sdlreibers von der Meinung zu trennen, die er äußert. Die Schriftlei tung hält 
es daher im Interesse des gegenseitigen guten Auskommens für wünsrnens­
wert, die Diskussion 211 beenden .• 

Die Disikussion wurde darauf von oben herab <die Sdrriftleitung bestand ja 
aus Beamten) abgebrornen. 

Kein stures Vorgehen 

Zwischen den Zeilen der Diskussion war zu erkennen, da.ß 
1. die jungen Männer einander kritisierten, 
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l daneben eine versteckte Kritik am Strafvollzug und an der Anstalt laut 
wurd~. 

Wh meinen nun. daß il1 dieser Situation die Aussprache nicht abgebrod1(!I1 . 
sondern erst recht intensiviert werden mußte. 

Mit einem von vielen Beispielen aus der Tagesarbeit wollen wir zeigen. daß 
Wil im lugendstralvollzug gerade in Spannungs- und Konfliktsituationen 
durdl die Gruppenarbeit. an der Insassen und Betlmte teilnehmen. nidlt stur 
durchfahren. sondern einen offenen und ehrlimeD Gedankenaustau eh an­
streben. 

Als so kürzlich eine Gruppe nkht wie üblid, am Mi1tl!g zum Sport konnt·. 
weil der Sportlehrer unerwartet ausgefallen wm. teilte man der Gruppe ein­
fach mit. daß kein Sport stattfinde. Dabei hatte sie sidl sdlon auf den Sport 
eingestellt. 

Auf diese Art kam sie zur normaJen Arbeit. Die Gruppe äußerte ihr Gefühl. 
zu kurz gekommen zu sein. recht lautstark. Gleidlzeitig wurde andere Kritik 
lebendig : das Essen tauge nichts. sie würden von den Beamten angesd mnuzt 
und mit .Du· angesprochen. es wäre zuwenig Spon. :>:uwenig Bad~gelrgen· 
heit usw. 

Dies alles wurde nimt DUT lautstark. sondern audl mit den w tspTed1endcn 
Kraftausdrücken vorgebramt. und vor allem durm einzelne Gruppenange­
hörige. Der Beamte war über diese Hut von Bemerkungen verärgert und er­
stattete eine korrekte und klare StraImeldung. Nun hiitte man die Auslassu n­
geu der Unzufriedenen wegen ihrer Widecetzlidikeit und/ oder ihres Unge­
horsams mit jedem einzelnen ins Lot bringen können , 

Trotzdem schien hier der übliche Strafrappon nidlt angebradJt. weil UrsIld1e 
und Folge eng verwoben waren und eine Ermahnung oder Bestrafung der 
Wortfüh.rer die Gefühle des Unbehagen~ ;n der Gruppe nicht ausgeriinml 
hätte. Man wäre an der eigel1tlimen Ursache vorbeigegangen . Damit ubc.'r 
hätte man die I05as en in ihrer Ansicht bestätigt, wenn sie meinten . das ReuH 
auf ihrer Seite zu haben. 

bn Einvernehmen mit dem betreffenden BCfUnten wurde daher vereinbart. Übl!l 
den Vorgang. über die entspred1enden Rechte ulld Pflichten. über das WÜ I1-

sd1enswerte Benehmen usw. ein Gruppengesprädl zu fühmJl . 

Ehrliebe Kritik 

Im darauffolgenden Gruppengespriich wurde von zwei Seiten offen Kritik 
geübt. Es 'Zeigte sim, daß beide Seiten Fehler gemacht hatten. die InSAssen wie 
die Beamten. 

Die Aussprache war in dieser Situation besonders ertragreich. denn oft kom 
der einzelne Teilnehmer im Angesicht der Gruppen- und Sd1icksrusgenossen 
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von der anderen Seite in einige Verlegenheil Dadurch wurue eine Reihe von 
Bemerkungen, die die Strafmeldung auswies, von den Insassen selbst kritisiert 
und ios rechte Licht gerückt. 

Für den Beamten wurde das Gespräd\ im gleidlen Maße zum Gewinn. Er er­
lebte, wie notwendig es ist, miteinander zu reden: daß man die InsaSSeTl 
selbst zur Kritik 8.n ihrem Verhalten bringen sollte: daß eine kurze Erklärung 
einer abweichenden Situation die Gruppe einsichtiger macht; daß schließlidl 
der ganze heftige Wortwechsel notwendig war. 

Die Erfahrung beider Partner aus dieser geCühlsgeladenen Situation führte zu 
l~i ner mensd,Hchen Begegnung über trennende Sdusnken hinweg. Alle hatten 
dubei gelernt. Jeder hatte gesehen, wie der amlere zu der Sache stand, und 
obendIein hatten alle erfahIen, wie sidl Menschen zueinander verhalten soll­
ten. 

Mit weiteren Beispielen soll nun veransrnaulicht werden, wie aurn Unzu­
träglidlkeiten innerhalb der Gruppe, sei es durdl das Verhalten der Insassen 
gegeneinander. sei es durro das Verhältnis zum PersonaL oder zurn einzelnen 
Beamten, Anlaß zu einem Gespriirn werden kömlen, wie gegenseitige Span­
nungen entsdlärft. wie die Atmosphäre in der Gruppe vorteilhaft gestaltet 
und für eine indlviduelle Behandlung vorbereitet wird. 

Vvenn die Gruppe (der Insassen) Normen aufstellt und der einzelne verletzt 
diese Regeln, dann kann die Gruppe den einzelnen zUIechtweisen. Dies er­
fordert. ja ruft nach der Mithilfe des Beamten, um die Diktatur eines einzelnen 
in der Gruppe unmöglich zu machen. Um dies zu gewährleisten, ist ein stetes 
Geleit der Gruppe durdl einen Beamten, der Impulse setzt, notwendig. 

Menschlidle Beziehungen unumgänglirn 

Wenn diese Art von Geleit Eriolg haben soll, muß zwismen den Beamten und 
den Insassen mensdllicher Kontakt bestehen. Denn eine Beeinflussung durch 
den Beamten ohne diese menschliche Beziehung zu den einzelnen Gruppen­
mHglicc1em ist nicht mögliro. Daher ist der zwismenmensrnl1che Kontakt 
zwischen Beamten und Insassen eUle unabdingbare Voraussetzung der Grup­
penarbeit. 

Aus diesem Kontakt heraus muß der Beamte das Gruppengespräch ständig 
in Gang halten, dabei von den konkreten Situationen ausgehen. Andererseits 
muß er sidl ebensosehr zurückhalten, damit die Einordnung und die Umge­
staltung des Benehmens dem einzelnen als eine Same erscheint, die sich aus 
dem Gespräm und seiner persönliroen Einsirot ergibt. Gleichzeitig soll dabei 
der bedenkliche negative Einfluß der Insassen aufeinander gemäßigt werden. 

Id, hoffe, daß es mir gelungen ist. im Beispiel zu zeigen, daß Gruppenarbeit 
1937 andere Vorzeidlcn halte als heute in unserer lugendstrafanstalt. Entspre­
chend läßt sidl viel1eidlt ergänzen, daß mit dem Wort GruPPeTlarbeit vieles 
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bezeidmet wird, ohne daß hinter dem gleichen Wort der gleiche Inhalt steht. 
Er dürfte auch nicht verwundern, wenn in einzelnen Anstalten unter Grup­
penarbeit und Gruppenleitung etwas verstanden wird. was mit der GruppeIl­
arbeit 1937 einige Ahnlichkeit zeigt. 
Mit dem Wort Gruppenarbeit läßt sich ieidlt etwas etikettieren. Die inhalt­
üdle Einstimmung fordert jedom erheblimen Zeitaufwand. Sdlließlim hat 
eine Jange Tradition die iJlOere Einstellung unserer Anstaltsbediensteten zu 
einer im allgemeinen autoritären Haltung geführt. 
Diese Haltung gilt es zu ändern, ein demokratisches Autoritätsverhölten gilt 
es 7.U entwickeln. Ich verstehe darunter eine Haltung, die sidl auf die peISÖn­
lidlen Fähigkeiten stützt. nicht auf eine Dienststellung oder eine Uniform . 

Gruppenarbeit und Beamtenausbildung 

Die äußere Stellung des Beamten dem insassen gegenüber hat sich geändert. 
da die Gefängnisstrafe praktisdl überall in melu oder weniger ausgedehntem 
Maße in der Gemeinsdlaft vollzogen wird. Der Beamte verrichtet also seine 
Arbeit innerhalb einer Gruppe von Gefangenen. Die Madltposition, die er 
beim Einzelzellensystem hatte, hat sim gewandelt. 
Damit sind für den Beamten eine Reihe von Mö~limkeiten weggefallen. Sie 
müssen durd) neue ersetzt werden. wenn seine Arbeit weiter erfolgreich blei­
ben soll und Krisen zu meistern sind. 
Deshalb muß der Vollzugsbeamte in kleinen Gruppen theoretisch und prak­
tisch ausgebildet werden. Theorelism erfolgt dies durm den Unterridlt im 
COI (Centraal Op1eidings Instituut. entspricht unseren Vollzugsschulenl, des­
sen Grundsätze für unsere Verhältrtisse abgewandelt werden müssen. Weiter 
durch steten Gedankenaustausch, So haben wir im Winterhalbjahr ]962/63 
und 1963/64 unsere gesamte Beamtenschaft in sechs kleinen Gruppen für 
unser Aufgahengebiet geschult. 
Die Gesprämsgruppen wurden von den Von.-tandsmitgliedern (mit Ausnahme 
des Anstaltsleiters selb t) geleitet. Jede Gruppe kam im Monat höchstens für 
zwei Stunden zusammen. Informationen und AnSldlten über den Jugendstrai­
vollzug wurden ausgetausdlt. 
Eine weitere Aufgabe dieser Gesprädlsgruppen war, versdliedene Auffassun­
gen von der glcimen Sache gegenüberzustellen. Wenn dabei eine festgefah­
rene Meinung in der Gruppe keinen Rückhalt fand, führte dies zur Besinnung 
und zur Prüfung der eigenen Haltung. 

Ebenfalls lernte man, Kritik und Bemerkungen ohne Rücksicht auf die Dienst­
steIlung aufzUllehmen und zu verarbeiten. 

Einmal in zwei Monaten besprach der Anstaltsleiter mit den Gruppenleitem 
die Abfolge dieser Gespräche mit den Beamten. Abweichende Ansichten der 
einzelnen Gruppen wurden darauf bei der nämsten Beamtenbespremung 
durch den Anstaltsleiter zur Diskussion gestellt . 
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Daraus ergab sidl, oadl entspredlender Vorbereitung dwch eine kleine Ar­
beitsgruppe. eine andere Art der Einführung in die kleinen Lebensgemein­
schaf1en der Anstalt und die stufenweise und individuelle Genehmigung von 
Erleichterungen für den einzelnen Gefangenen während der Zugangszcit. 
Dann schien die Zeit reif für die Einrichtung von Gesprächsgruppen. in denen 
unter Leitung des Anstaltsvorstandes die Ansichten über Erziehung. Gespriichs­
führung. Autorität usw, durdlCliskutiert wurden. Dies geschah un Winterhalb­
jahr 1964/65. Diesmal waren es sedls Gesprächsgruppen. die je einmal in 
sechs Wochen zusammerlkamen. Die Dauer der Aussprache betrug matimal 
1 Yz Stunde. Jede Gesprächsgruppe stand dabei unter der Leitung des Anstalts­
vorstands. 

Unsicherheiten von vornherein aus thlleßen 

Im Winterhalbjahr 1965/66 wurde nach dieser ersten. allgemeinen Orientie­
rung eine weitere Vertiefung angestrebt. Die Vorsmläge dazu kamen aus den 
einzelnen Gruppen und sind in diesem Bericht festgehalten. 

Praktisdl ergibt sidl die Ausbildung 
1. dadurch, daß bei Gruppengesprärnen die betreffenden Beamten zugegen 

sind. wie im Beispiel gezeigt. 
2. dadurch. daß Beamte angeregt werden. über bestimmte konkrete Fragen 

mit einer Anstaltsgruppe oder mit einem Hobby-Klub ins Gespräch zu 
kommen; hierbei ist die Aufsicht eines Vorstandsmitglieds erforderlidl; 

3. durch ein . Gewöhnungstra.ining· des Aufsidltspersonals mit einem . Ka­
derleiter" (bei uns etwa Bauverwalter) als Gesprämsleiter. Die Aufsirots­
beamten sind dabei in vier Gruppen aufgeteilt. jede hat einen anderen 
Gespräd1S1eiter. gleichzeitig ist ein Vorstandsmitglied bei der Aussprache 
anwesend. 

Dabei streben wir durch Lehre und Beispiel an. den Beamten die Unsicherheit 
gegenüber der neuen Situation zu nehmen und ihnen Sicherheit in den ge­
zeigten Gesprächssituationen zu vermitteln. 

'Wenn der Beamte nun die Arbeit mit einer Gruppe von Insassen beginnt und 
übet die hier gezeigte theoretische und praktisd1e Sdlulung verfügt. kann er 
die anfangs gezeigte autoritativ Haltung aufgeben. GruppenaIbeit. Gruppen­
leiter und Gruppenerziehung sind dann keine Modeworte mehr oder das. 
was man früher darunter verstand. Das Gruppenleben ist etwas ganz anderes 
geworden, und die Beamten fassen es auch entspredlend auf. 

Gluppenarbeit als Hilfe bei der Erziellung zurVerantwortlidlkeit 

Innerhalb der Mauer trägt der Insasse keine Verantwortung. Er wird geführt. 
Wenn man aum in einer geschlossenen Ansralt diese Tatsadle nicht völlig 
ausschlleßen kann, so ist es dodl m. E. möglidl . den Insassen Verantwortung 
zu übertragen. 
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In unserer Jugendstrafanstalt versuchen wir, die Eigenverantwort.lichkeit anzu­
regen: 

1. Durch Wahlen- aus der Mitte und durdl die jungen Straftäter - für 
die Leitung der verschiedenen Freizeitklubs. die wiederum in die entspre­
chenden Verbände des öffentlichen Lebens eingegliedert sind (Fußball, 
Volleyball. Tischtennis, Schach usw.). Die Leitung ist verantwortlich für 
die MannschaftsaufsteUung bei den Veranstaltungen und hat eine tlD­
mittelbare Befugnis beim Erteilen von VerweiseLl an Mitspieler, soweit 
sich. das auf Mitinsassen bezieht 

Verweise können die gewählten Ausschußmitglieder (lnsassen) ausspre­
men, wenn sim ein Mitglied weigert. als Spieler oder Reservemann mitzu­
machen. wegen unsportlichen Verhaltens während des Spiels. wegen Un­
gehörigkeit gegenüber dem Sdliedsrichter, wegen unfairen Spiels. wegen 
Störung des Vereinsklimas usw. Kurzum, sie haben die entspredlende 
Disziplinarbefugnis. wie jeder andere normale Vereinsausschuß. Aum die 
Verantwortung für die Maßregelung und für die Leitung des Aussdmsses 
selbst ist wie bei jedem normalen ' Verein geregelt. 

Der Beamte. der die Aufsid1t über einen Klub führt. ist zugleich Obungs­
leiter. Er führt zugleich die Aufsimt über das Klubleben und über die 
Tätigkeit des AussdlUsses. 

2. Durm die Versammlung der Saalä I testen. Diese werden von der Beleg­
schaft selbst aus ihrer Mitte gewählt. Diese Versammlung berät mit einem 
Vorstandsmitglied über Wünsche und VorsdUäge zur allgemeinen Ein­
rimtung (Kantine. Rundfunkprogramm. Freizeitgestaltung. Speiseplan 
usw.) . 

Diese Versammlung findet etwa einmal im Monat statt. Die Absicht ist. 
daß jeder $aalälteste die Ansichen seiner Belegschaft vorträgt (tmd demzu­
folge keine persönlichen Meinungen) und daß er umgekehrt die Ahspra­
men, die in dieser Versammlung getroffen werden. an seine Mitinsassen 
weitergibt. 

Eigene Leitung 

Im offenen Pavillon .de RozenhoC" wird die Verantwortlidlkeit der Insassen 
auf das gesamte Geschehen innerhalb des Pavillons ausgedehnt 
Die jungen Männer wählen hier aus ihrer Mitte einen Ausschuß. in dem der 
Gruppenleiter zum Ausschuß gehört. während ein Insasse den Vorsitz führt. 

Dieser Ausschuß hat folgende Befugnisse: 

1. die Einführung von neuen Insassen. die uus dem Normalvollzug kommen, 

2. die Durdlsetzung der vereinbarten Spielregeln. 
3. das Schlichten von Differenzen zwischen einzelnen, 
4. das Zurechtweisen bei Obertretungen. namdem vorher der Betroffene Ge­

legenheit hatte. sich dazu zu äußern. 
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5. die Entwicklung neuer Möglichkeiten im Einklang mit der Zielstellung 
des offenen Pavillons, 

6, das Einbringen von Vorschlägen an den Vorstand der lugendstrafanstalt 
Zutphen, wenn diese Vorschläge das Anstaltsklima verbessern, ohne die 
Entfaltungsmöglichkeiten des einzelnen zu behindern, 

7. die Aufnahme neuer Gruppenmitglieder, wobei jeder Gefangene. sobald 
er in den offenen Pavillon eingewiesen wird, dem Ansta1tsvorstand, der 
Gruppenleitung und den Mitinsassen gegenüber erklärt und sich verpflich­
tet. daß er die Vorsdlriften im offenen Pavillon beachten und einhalten 
wird. 

8. das Regeln und Entsdleiden von Angelegenheiten, die im Tagesablauf 
auf dem .RozenllOf" anfüllen. 

Die Ausübung alI weser Befugnisse steht unter der Kontrolle des Anstalts­
leiters oder seines Stellvertreters. Sie können jederzeit als Zuhörer an den Aus­
s hußsitzungen teilnehmen. Außerdem müssen alle Beschlüsse dem Betroffe­
nen selbst oder der entsprechenden Gruppe eröffnet werden. 

Spielregeln 
Jedes Mitglied wird bei seinem Eintritt mit den Spielregeln vertraut gemacht 
Diese Spielregeln sind in einer Anzahl von Gruppenbespredlungen besdlJOS­
sen worden und beziehen sich auf das Wohnt!n und da Verhalten im Hause, 
auf die Rechte. Pflichten und auf den Verantwortungsbereidl der Insassen, 
aber /lUch auf den Tagesablauf. die Bekleidung usw. 
Die Praxis zeigt, daß die Jungen durm diese Art, verantwortlich im Ganzen 
zu stehen, stark angespromen werden. Aucll hier wieder ein Beispiel, wie 
einem seine Verannvortlichkeit be\\'\lßt gemacht wird. 
Als zwei junge Männer aus der Gruppe während ihres wödlentlichen Ein­
kaufstages in Zutphen ein Cafe besuchten, wurde die Gruppenleitung durdl 
die Insassen darüber infonniert. Der Ausschuß meinte. diese Angelegenheit 
am besten in der Gruppe selbst behandeln zu können. wobei die Dhcrueter 
nicht zugelas en wurden , Die konkrete Prage an die Gruppe der Insassen 
war, oh die BetreUenden in die An_talt zurückversetzt werden sollten oder ob 
ie bleiben dürften.. Bei der Bemtung entstanden zwei Meinungsgruppen. Bin 

Teil v.'ar für die Zurückversetzung. Ihre Begründung war, Wenn das mit ein 
paar W'orten abgetan ist, müssen wir ständig mit dieser Entgleisung redlllen. 
Die andere Gruppe meinte, die Dbertreler sollten auf dem "Rozenhof" blei­
ben. Man sollte diese Jungen, die für das Biertrinken nun einmal eine Schwä­
che hätten. in Zukunft durch andere Gruppenmitglieder begleiten lassen, um 
einer Wiederholung vorzubeugen. Nach Meinung dieser Gruppe befreit eine 
ZUTÜckversetzung die Dbeliliter nid,t von ihrer Sd,wüche, und gerade dazu 
sei dom die Gruppe da. Um nicht durch eine Wiederholung oder eine Bndere 
Ubertretung selbst Gelahr zu laufen - denn schließlidl hätte die Gruppe w'e 
Garantie übernommen -, sollten sie erleben, wie man sich an die Spielregeln 
zu halten habe. 
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Diese Auffassung wurde nam einer zweistündigen Gruppenaussprame von 
allen anerkannt. 

Einander helfen 

Die Dbertreter waren herr.ilidl froh über diese Lösung und nahmen die Be­
gleitung und Hilfe der Gruppenmitglieder an. \lnd tatsämlich ist in den ver­
bleibenden vier Monaten der Strafe kein Rückfall durch einen erneuten Cafe.­
besuch vorgekommen. 
Auch die Gruppenleiter waren mit dieser Lösung einverstanden. die im ge­
meinsamen Gesprärn gefunden worden war. Auf diese Art wird im BeW"ci.h­
nmgsfeld des offenen Pavillons immer wieder ein Bereidl angesprochen. 10 
dem sich Gruppenleiter und Gruppenmitglieder - und Gruppenmitglieder 
besonders - gegenseitig helfen. die innere und äußere Ausrichtung diese§ 
Pavillons zu verwirklidlen. die auf Selbstbeherrschung. Aufrichtigkeit und 
Gemeinschaftsgefühl beruht. Dadurch aber lernt der einzelne aus der Ge­
meinschaftssituation der gegenseitigen Hilfe. wie man in einer Gruppe kbl 
und trotzdem seine Individualität bewahrt. 

Auch Anpassung 

Dies verlangt eine stete Besinnung auf das. was die Situation fordert. aber 
auch eine tete Anpassung an eben diese Situation. Dies bildet u. H. eine 
Verantwortlichkeit. die auch draußen von den jungen Straftätern gefordert 
wird und durch die sie - neben anderen Methoden - innerhalb des Grup­
penlebens auf ihre Rückkehr in die normale Gesellschaft vorbereitet werden. 
Daß die Vorbildung und die innere Einstellung des Gruppenleiters dabei von 
aussdllaggebender Bedeutung sind. daß es wesentlich sein Verdienst i t. wenn 
die Gruppenarbeit als ein {ester Bestandteil jeder Behandlung von Straffälligen 
und ihrer Resozialisierung Bedeulung gewinnt. da ist nadl den Gesagten 
hoffentlich deutlirn geworden. 

Die Gruppenarbeit hat auf diese Art in unserer Arbeit als eines der Mittel 
zur Persönlidlkeitsbildung eine Bedeutung erlangt. die künftige Entwicklun­
gen befruchten dürfte. Denn sie bereitet der Persönlichkeitsbildung den Boden 
und sdlafft ihr das geeignete Klima . 

Zum Stand der Strafvollzugsreform VI oft 

Grundsätze der StraIvoUzugskommissiou zu den Themen 

[nnerer Aufbau der Vollzugsanstalten 

J. Der innere Aufbau der Vollzugsanstalten und deren personelle und stirn­
liche Ausstattung müssen auf das Vollzugsziel der Eingliederung der Ver­
urteilten in die Rechtsgemeinschaft ausgerichtet sein. 

• vgl. I in ZfStrVo 1968 (17) 53 H .• Il ebd. 110 fI .• m ebd. 239 H .. IV ebd . 1969 
(18) 98 H .. V ebd. 183 H. 
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2. Die Aufgaben des künftigen Vollzuges erfordern - von Spezialonstalten 
abgesehen - Vollzugsanstalten von mittlerer Größe. Die kleinen un­
selbständigen Anstalten. die bisher noch im Nebenamt geleitet werden. 
soll~n entweder geschlossen werden oder. soweit dies sinnvoll ersdleint. 
a.ll selbständige Vollzugsanstalten mittlerer Größe angegliedert oder zu 
einer Vollzugseinheit mittlerer Größe zusammengeschlossen werden. 

Vollzugsanstalten sollen so gegliedert sein. daß sie über unlersduedlidle 
Vollzugseimichtungen verfügen. die Klassifizierung und ProgTession 
ohne störenden Allstaltswechsel ermöglichen. 

3. Ein Vollzug mit dem Ziel der Resozialisierung läßt sich nur mit quanti­
tativ ausreichendem sowie menschlidl und fadllich qualifiziertem Perso­
nal durchführen. Die Voraussetzung dafür zu sdlaffen. ist Kemstück und 
Ausgangspunkt aller Reformen. 

4. Die körperliche. geistige und dlarakterlidte Eignung der Bewerber für 
den StrafvoUzugsdienst muß schon vor der Einstellung durch eine zen­
trale AuswahlkOlrunjssion mH wissenschaftlich venretbaren Metlwuen 
festgestellt werden. Der Kommission muß auch ein VertTeter der Lauf­
bahn angehören. in die der Bewerber trebt. 

5. DeI sorgfältigen Auswahl muß eine griindlime Ausbildung folgen. Sie 
ist später durm eine ständige Fortbildung zu ergänzen. 

6. Die tl1eoretisdle Ausbildung muß künftig LandesstrafvoUzugsschulen u nd 
ein(;'[ zentralen Ausbildungsstätte auf Bundesebene übertragen werden. 
Der Fortbildung dienen Lehrgänge an den Ausbildungsstätten. Unter­
rimtung und Arbeitsgemeinschaften in den Vollzugsan talten und Tagun­
gen für verschiedene Beamtengruppen . 

Der zentralen Ausbildungsstätle obliegen .luch Aufgaben der Dokumen­
tation und Forschung auf dem Gebiete des Strafvollzuges. 

7. Die Ausbildung und Fortbildung für alle Laufbahnen oll die Bediel1-
teten befähigen. ihre Aufgaben mit Behandlungsmethoden zu erfüllen. 

die den jeweiligen Erkenntnissen entsprechen. 

Darauf müssen auch die Lehrpläne der Straivollzugsschulen ausgerichtet 
werden. 

B. Jede Vollzugseinheit (Land. VoUzugsgerneinsdlaft. Anstalt) muß nnd} 
Anzahl und Art die personelle Ausstattung erhalten. die zur Durchfüh­
rung ihrer speziellen Vollzugsaufgaben nötig ist. 

Der Bedarf kann also nimt generell nam allgemeinen Smlüsselzal1len 
beredlllet werden. Die gegenwärtige Ausstattung reicht bei weitem nim! 
aus. um die künftigen Aufgaben durchführen zu kö nnen. t 

Die Kommission wird zu einem späteren Zeitpunkt versuchen. Richtzahlen zu 
erstellen. 
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9. Jede Vollzugsanstalt muß einen Beamten des höheren Voll7.Ugsdiensles 
als hauptamtlimen Anstaltsleiter haben.2 

Der Beamte des höheren Dienstes muß entweder die Befähigung zum 
Richteramt besitzen oder aufgrund eines abgesmlossenen Hochsmulstu­
diums (z. B. als Pädagoge, Psychologe oder Mediziner) oder als Auf­
stiegsbeamter die Voraussetzung für die Zulassung zum höheren Dienst 
erfüllen. Ist der Anstaltsleiter nicht Volljurist, soll sein Vertreter Volljurisl 
sein. 
Im Vordergrund muß die persönlime Eignung füI die Vollzugsaufgaben 
stehen. 
Voraussetzung für die planmäßige Anstellung muß der Besudl der zen· 
tralen Ausbildungsstätte sein. 

10. Der Anstaltsleiter leitet und überwacht den gesamten Vollzug. Er trägt 
Im ihn die Verantwortung und vertritt die Anstalt nam außen. 
Zu einer Entlastung wird ein Verwaltungsdienstleiter bestellt, um den 
Anstaltsleiter im Verwaltungsbereich für die eigentlichen Vollzugsauf­
gaben freizustellen. 

11 . Die übrigen Aufgaben werden walrrgenommen von Beamten des gehobe­
nen Vollzugsdienstes. des mittleren Vollzugsdienstes (z. B. Aufsidlts­
dienst, Werkdienst, Verwaltungsdienst), des technischen Dienstes, deo 
Kanzleidienste und besonderen Parnkräften (Z. B. Ärzte. Geistliche. 
PsydlOlogen. Lehrer. Sozialarbeiter). 

12. Alle im Vollzug Tätigen rirnten ihre Arbeit auf das Vollzugszit'1 aus und 
wirken auf dieses Ziel hin arbeitsteilig zusammen. Die Beschäftigung von 
besonderen Fachkräften darl andere Gruppen von Bediensteten nicht 
ihrer Mitarbeit am Vollzugsziel ent:&emden, sondern hat diese zu fö r· 
elern. 

13. Der Ansta1tsleiter sorgt für dje Koordination des gesamten Vollzugsge­
schehens. Dazu dienen Diensthespredmngen und Konferenzen. die der 
Anstaltsleiter leitet 
Für die Aufstellung. Änderung und Ergänzung des Vollzugsplans für den 
einzelnen Gefangenen sind in jeder Anstalt regelmäßig Konferenzerl 
abzuhalten. der die jeweil an der Persönlidlkeitserforschung und Be· 
handlung des Gefangenen Beteiligten angehören. Das Ergebnis der Kon­
ferenz ist mit kurzer Begründung sdlriftlich festzulegen. Auf Antrag eines 
Beteiligten sind abweichende Auffassungen zur Niederschrift zu nehmen . 

Die Möglichkeit. bei Mei.nungsversdliedenheiten die AuIsichtsbehörde 
mit der Angelegenheit zu befassen. bleibt unberührt. Pür die Beteiligung 

Der Begriff des VoUzugsdienstes umfaßt alle Dienste. auch den Ver,waltungs· 
dienst. 
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des Gefangenen an der Planung ihn betreffender Maßnahmen wird auf 
Nr. 4 Satz "2 der Grundsätze zum Thema. Behandlung der Gefangenen ' 
verwiesen. 

Unmittelbarer Zwang 

1. Der Vollzugsbedienstete1 sollte möglid1st ohne Anwendung von Maß­
nahmen des unmittelbaren Zwanges bei der Erfüllung seiner dienstlichen 
Aufgaben zum Ziele kommen. Im Rahmen der Anwendung unmittcl­
baIen Zwanges kommt der waffenlosen Abwehr besondere Bedeutung zu. 
Die Aus- und Fortbildung der Vollzugsbediensteten jst darauf auszu­
ridllen. 

'2.. Die Vollzugsbediensteten dürfen einem Gefangenen gegenüber unmittel­
baren Zwang nur anwenden. soweit dies geboten ist, um ein im Rahmen 
der Anstaltsordnung wlVerzichtbat gefordertes Verhalten nach ihrem 
pflichtgemäßen Ermessen unmittelbar 7.0 erzwingen. 

3. a) Alle Maßnahmen des unmittelbaren Zwanges im Strafvollzug W\tru­
liegen dem Gebot der Verhältnismäßjgkeit Uf\d damit dem Verbot des 
Obemlaßes. 

b) Sowohl die Angemessenheit des Mittels im Verhältnis zum Anlaß als 
audl seine Erforderlimkeit im Verhältnis zum Zweck sind zu wabren. 

4. Unmittelbarer ZwaJlg ist die Einwirkung auf Personen oder Sadlen durch 
körperliche Gewalt. ihre Hilfsmittel und durm Schußwaffen.2 

5. Die Anwendung des unmittelbaren Zwanges ist vorher anzudrohen. Die 
Androhung darf nur dann unterbleiben, wenn die sofortige Anwendung 
des umuitteJbaren Zwanges zur Verhinderung strafbarer Handlungen 
oder zur Abwendung einer gegenwärtigen Gefahr notwendig ist oder 
die Umstä nde die Androhung nidlt zulassen. 

6. Vollzugsbedienstete sind verpflichtet, unmittelbaren Zwang anzuwen­
den, der im Vollzugsdienst von ihrem Vorgesetzten oder einer sonst 
dazu befugten Person angeordnet wird. Dies güt nicht. wenn die An­
ordnung die Mensrnenwürde verletzt oder nicht zu ruenstlirnen Zwecken 
erteilt worden ist. 
Eine Anordnung darf nidlt befolgt werden. wenn cladurdl ein Verbre­
chen oder Vergehen begangen würde. Befolgt der Vollzugsbedienstete 
die Anordnung trotzdem, so trillt ihn eine 5muld nur, wenn er erkennt 
oder wenn es nad1 den ihm bekannten Umständen offensid1tlim ist, daß 
dadurm ein Verbremen oder Vergehen begangen wird. 

Dieser Sprad1gebraudl soll später noch überprüft werden. 
1 In dem Gesetz müssen die Grundrech1e ausdrücklich aufgeführt werden, die 

durch die Anwendung unmittelbaren Zwanges eingeschränkt werden. 
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Bedenken gegen die Recbtmäßigkeit der Anordnung bat der Vollzugsbe­
ruenstete dem Anordnenden gegenüber vorzubringen, soweit das nach 
den Umständen möglich ist. 

7. Als Hilfsmittel der körperlichen GewaJt kommen vorübergehende Fesse­
lung. Schlagstöd:e (Gummiknüppel>. Anwendung des WasserstrahIs und 
von Reizstoffen (Tränengas) in Betracht. 

Hunde werden weder als Hilfsmittel körperlidler Gewalt nodl zur Be­
wachung von Gefangenen eingesetzt. 

Zur Ruhigstellung tobender Gefangener ist die Anwendung von Psycho­
pharmaka durch den Arzt bei enfspredlender medizinischer Indikation 
der Anwendung anderer körperlicher GewaIt vorzuziehen. 

8. Als SdlUßwaffen dürfen angewendet werden Pistolen. Gewehre und 
Maschinenpistolen. nidlt aber Maschinengewehre oder Explosivrniltel. 

9. SdlUßwaffengebrauch ist nur in Anstalten und Abteilungen mit geschlos­
senem Vollzug zulässig. Die Landesjustizverwaltungen legen nach ein­
heitlichen Grundsätzen fest, welche Anstalten und Abteilungen als ge­
schlossener Vollzug anzusehen sind. Im Rahmen der Möglichkeiten der 
tedmischen Entwicklung I'"üd der Sd1Ußwaffengebrauch durd) Ge­
sd1osse, die eine vorübergehende Betäubung bewi.rken. zu ersetzen sein. 

]0. Zum Gebrauch von SdlLlßwaffen sind grundsätzlidl nur mit Sicherungs­
aufgaben betraute VollzugsbediensteIe befugt. 

11. Gegen Gefangene ist Schußwaffengebrauch zulässig bei Anwendung 
von oder Drohung mit unmittelbarer Gewalt gegen Personen, zur Ver­
eitelung der 1:'1ud)t, zur Wiederergreifung und in Fällen der Gefangenen­
meuterei (§ 122 StGB). 

]2. Gegenüber anderen Personen ist Srnußwaffengebrauch zulässig in Fällen 
des gewaltsamen Eindringens in die Anstalt oder zur Abwendung einer 
gewaltsamen Gefangenenbefreiung.:! 

13. Schußwaffen dürfen nidlt gebraU(nt werden, wenn dadurd1 unbeteiligte 
Personen erkennbar gefährdet werden. 

14. Eine Generalklausei sollte den LandesjustizverwaJtungen ermöglichen. 
die Anwendung von Maßnahmen des unmittelbaren Zwanges in beson­
deren Anstalten einzuschränken oder 7U untersagen. 

15. Das Recht zum Gebraum von Schußwaffen aufgrund anderer gese1z­
licherBestinunungen (Z. B. Notwehr> bleibt unberührt. 

16. Zwangsuntersurnung. Zwangsbehandlung und Zwangsernährung sind 
nur bei Gefalrr für Leben oder Gesundheit des Gefangenen oder Ver­
wahrten selbst oder seiner Umgebung zulässig. Diese Maßnahmen dürfen 
nur auf Anordnung wld unter Leitung eines Arztes durchgeführt werden . 

Eine nochmalige lJberprüfung vor AhSdlluß der Arbeiten ist vorgesehen. 
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es esi denn. daß ein Am nicht erreidlbar und mit dem Aufschub lebens­
gefahr verbunden ist. Maßnahmen. die mil ernster Gefalu für Leben 
oder Gesundheit verbunden sind. dürfen nicht gegen den Willen des 
Gefi.ngenen oder Verwahrten durchgeführt werden . 

17. Alle Fälle des unmittelbaren Zwanges müssen dem Anstaltsleiter gemel­
det. die Aufsichtsbehörde muß von schwerwiegenden Fällen und jedem 
Schußwaffengebrauch unterrichtet werden. Beides hat unverzüglidl zu 
gesdlehen. 

BUCH BESPR ECHU N GEN 

Chrislian Jasper Klumker. Schriften zur Jugendhilfe und Fürsorge. ausgewählt und 
eingeleitet von Dr. Gerd Neises (88 S.l, Frankfurt 11m Main. Eigenverlag des Deut· 
schen Vereins für Offcntliche und Private Pürsorge. 1968. Schrift 243 der Allgemei· 
nen Schriftenreihe des Deutschen Vereins. DM 13,20, für Mitglieder DM 7.50. 

Die Bedeutung Klumkers für die Wissenschaft vom Freiheitsentzug und für 
die Vollzugsbeatnten ist vielgestaltig. Einmal kennt Klumker das Wesen der 
.Anstalt" und die ihr innewohnenden Gefahren. audl die des Hospitalismus. 
Zum anderen weiß er um die .Beamten - und um die Professionalisierung. 
sudl der S07jalarbeit. So stellt er u. a. fest: .Man darf den Beamten nidlt 
ganz und gar zum unselliständigen ausführenden Organe madlen·. und sagt 
weiter: .In dem Berufe soll der einzelne das Gebiet seiner persönlichen Be­
tätigung erbUcken. . . . der Beamte in der Pürsorgetätigkeit muß Raum haben 
für ein Stück eigener selbständiger Wirksamkeit". Klumker fährt fort, . AlIe 
Fürsorgebeamten. einerlei in weldler Besonderheit sie tätig sind. haben ge­
meinsam. daß sie in irgendeiner Weise auf andere Mensdlen einwirken sollen. 
Pflege und Erziehung von Menschen. teils von Erwachsenen, teils von Heran­
wachsenden. gehört zum Wesen aller Fürsorge·, deren Ziel ist. den Hilfsbe­
dürftigen dahin zu bringen. sich selbst zu helfen. 
Das sind Forderungen. deren Erfüllung beute selbstverständlidl ist. aber zu 
mrer Zeit. um 1918. in der noch streng gewahrten hierardlischen Ordnung der 
Beamtenschaft. klangen sie ungewohnt und waren aufrüttelnd. Hierüber und 
über die weitere Bedeutung dieses in unserer sdmellebigen Zeit schon fast in 
Vergessenheit geratenen Mannes. der nach dem ersten Weltkrieg an der Uni­
versität Frankfurt am Main den ersten Lehrstuhl für Pütsorgewesen und Sozial­
pädagogik erhjelt und zum Leiter des neu enidlteten Forsdlungsinstituts für 
Fürsorgewesen und Sozialpädagogik ernannt wurde. berichtete Nelses als 
Assistent an diesem Seminar. 
Die Schrift enthält im ersten Teil eine längere Einleitung. die das Wesen Klum­
kers als einer einzigartigen PersönUdlkeit auf dem Gebiet des deutschen Für-
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sorgewesens erkennen läßt. Es folgt dann eine geschickt vorgenommene Aus­
wahl aus KJumkers SdlIiften zu den Themen: I. PÜTSorge für Uneheliche; 
Entwicklung der Berufsvormundschaft; ll. Der Einfluß der Versume mit der 
Berufsvormundschaft; methodisme Ausgestaltung anderer Zweige der lugend­
fürsorge; m. Der Ausbau der Jugendfürsorge; das RlWG; IV. Zur Theorie der 
Annut und Verannung; V. Das Wesen der Fürsorgetätigkeit und VI. Probleme 
der Ausbildung. Eine Auswahl-Bibliographie und eine Tafel • Wimtige Le­
hensdaten - schließen den Band ab. 

Diese Smrift erschien zur 100. Wiederkehr des Geburtstages VOll Klumker. 
Du Studium ermöglicht einen Einblick. in die LebensaIbeit eines Mannes. der 
als Stiftergestalt der deutschen Fürsorge eine ausführlichere Würdigung ver­
diente. Thr Studium gibt zugleich aum Anstöße zu vertiefter Arbeit im Straf­
voJJzug. Albert Krebs 

Jugendkriminalität. Suafjustiz und Sozialpädagogik. Hrsg. von Berlhold Simonsohn, 
Mit einer Vorbemerkung von Guslav Heinemann. 346 S .. Suhrkamp Verlag. Prank· 
furt am Main. 1969 (ed. Suhrkamp Nr. 325). brosm. DM 5, -. 

Der Satnmelband hat zum Ziel. die ,Denkschrift der fugendrechtskommission 
des ßWldesverbandes der Arbeiterwohlfahrt" mit dem Thema. Vorschläge für 
ein erweitertes Jugendlülferecht " gebührend bekanntzumamen. Diese VOI­
schläge enthalten u. a. drei Thesen. in denen gefordert wird, 

1. • Ersatz der bisherigen Jugendstrafe durdt eine adäquate erzieherisdle Maß­
nahme. den die Kommission in dem Vorschlag der Unterbringung in einem 
.Werkhof' gefunden zu haben glaubt.die keine Strafe. aber auch keine reine 
,El'Ziehwlgshilfe' wie die derzeitige Filisorgeerziehung darstellt" ; 

Z. ,Zuständigkeit des Gerichtes und Gestaltung des Verfahrens. wobei von 
der Kommission nic.nt - wie bei früheren Vorschlägen zur Refonn des 1u­
gendgerichtswesens - eine Verlagerung auf das Vormundschaftsgericht vorg~ 
schlagen. sondern ein neues .Jugendgericht' und ein neues kombiniertes Ver­
fahren konzipiert wurden ' ; 

3. . Beibehaltung der Schuldstrafe bei sdlwersten Straftaten Heranwachsen­
der. für die mit der künitigen .Jugendstrafe' eine besondere VolIzugsform vor­
gesehen wurde. von der auch Auswirkungen auf den künftigen Erwadlsenen­
vollzug erwartet werden. aber Herausnahme des Verfahrens aus der Jugend­
gerichtsbarkeit · . 

Außer der • Denkschrift' . deren auszugsweise Wiedergabe etwa ein Fünftel 
der Veröffentlichung in Anspruch nimmt. sind - z. T. auszugsweise ~ 
16 Texte zum Thema als Dokumentation mit abgedruckt Es sind dies zunädlst 
zwei Beiträge des Herausgebers. ~ Vom Strafrecht zur Jugendhilfe. Ein g~ 
sdlichtlicher Oberblick" und .Der junge Mensch vor Geridlt. Gedanken zur 
Neugestaltung des Rechts im Geiste demokratisdter Erziehung. Ein internatio­
naler Oberblick- . Dazu kommen Texte von Aichhom (1964) . Appelius (1892). 
Baernreither (1905) . Frau Brauneck. (1963), Hernnann (1960). Klüwer (1964). 
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von Uszt (1905). Mittennaier (1913). Peters (1966). Sd1affstein (1967). Smü­
Jer-Springorum (1964). Sieverts (1955). Frau Simon (1915) und Webler 
(1929). - Der Abdruck dieser z. T. älteren Texte. die nicht leicht zugänglim 
sind. ist verdienstvoll. Die Frage. ob es dem Herausgeber mit der Wiedergabe 
gerade dieser Auswahl gelingt, die historischen Zusammenhkinge aufzuhellen. 
mag eHen bleiben. Gegner der vertretenen Ansichten hütten vieJleicht aucll 
zu Worte kommen sollen? Erkenntnis erwächst aus Spruch und Widerspruml 

Der Einblick in die Spannung zwischen Einzelwesen und Gesellsmaft wäre 
m. E. durch einige itn vorliegenden Bande nidlt erwähnte Abhandlungen wie 
z. B. die von Klumker. Krohne. Prau Rotten und Zirker c1eutlidler geworden. 
Die heiden klassisdIen Darstellungen •• Die Entwicklung der staatlichen Für­
sorge für die verwahrloste Jugend" (1901) von Karl Krohne und . Die straf­
fäJligen Jugendlidlen" (1914) von Chrislian J. Klumker. sind besonders widltig 
für das Verständnis der angeregten Probleme. Krohne war Referent für das 
Getängniswesen im preußisdlen Ministt:'Tium des Inneren und damit lDitver­
antwortlich {ür die staatlime Pürsorge an der Jugend seiner Zeit. KJumker war 
der erste Inhaber des Lehrstuhls für Sozialpädagogik an der Universität frank­
furt am Main, er regte u. a. zahlreiche seiner Schüler an zur praktischen Ar­
beit an hilfsbedürttigeO' Jugendlichen (der besagte Text von Klumker wird 
- in Erinnerung an die Wiederkehr eines 100. Geburtstages - auf S. 209 ff. 

des vorliegenden Heftes in vollem Wortlaut erneut abgedruckt) . 

Die drei von der Kommission formulierten. oben wiedergegebenen Thesen zu 
den Themen • Werkhof" , .Zuständigkeit des Gerimtes" und .Jugendstrafe" 
verdienen eingehendere Betraduung. Dies ist hier nicht möglich. doch ist vor­
gesehen. nach dem Vorliegen der endgültigen Passung der . Denkschrift" dar­
auf zurückzukommen . Nur auf den Begriff " Werkhof" sei kurz eingegangen. 
weil er .das wesentlich Neue in dem hjer vorgeschlagenen MaßnaJunenkata­
log" darstellt. Wenn auch die .Heime zur Umerziehung von schwerstenieh­
baren und stralfäUigen Jugendlichen in der DDR . .. als Jugendwerkhofe be­
'Zeichnet" werden <Jugendkriminalität und ihre Behandlung in der ozialisti­
sd1cn Gesellschaft. 1965. S. 352). dann ist darin doch wohl der Ausdruck ver­
gleid1barer fachlidJer Situation zu sehen. Der Begriff. Werken · greift außer­
dem über den der .Arbeit" hinaus und stellt - dessen muß man sich bewußt 
sein - erhebliche Anforderungen an das Tätigsein der Insassen und der Mit­
arbeiter in der so benannten lnstitution. Sie können nur erfüllt werden nach 
:sad1gemäßer Einridltung und Ausstattung. Die • Denksdlrif'- geht audl auf 
soldle Probleme ein. 

Wesentlich ersdleint aber vor allem. daß mit dem Erarbeiten der .Denksduifc 
und dwro Hinweisen auf die Tradilion die Verantwortung für das Heute 
herausg~tellt und begründet wird. Allen an der Veröffentlichung Beteiligten 
ist deshalb Dank zu sagen_ Darüber hinaus ist zu hoffen. daß die Fachwelt 
und aurn die Offentlidlkeit die Aufgaben des .Jugendhilferechts" erkennen 
und on den Lösungen mitwirken. Albert Krebs 
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